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betr.: it's too late: 

Hier nun endlich die neue Ausgabe von Forum Recht! Da 
wir uns die Verärgerung vieler LeserInnen und Abonnent- 
Innen vorstellen können, einige Bemerkungen zum Zu- 
standekommen dieser Ausgabe: Weil das Erscheinen der 
Nummer 4/87 im Februar 1988 nicht mehr vertretbar 
erschien, nun ein Doppelheft zusammen mit der Ausgabe 
1/88. Der Grund für das außergewöhnliche Verzögerung 
sind Schwierigkeiten beim Klartext-Verlag in Essen (sie- 
'he dazu die Stellungnahme des Verlages). Mängel dieser 
‚Ausgabe - insbesondere ein gewisser Mangel an Aktualität 
- sind darauf zurückzuführen. Wir bitten um Verständnis, 
weitere Verzögerungen wollten wir nicht riskieren. In der 
Hoffnung, bald zu klaren Absprachen mit dem Verlag zu 
kommen (oder andernfalls überhaupt neue Wege zu gehen), 
versprechen wir für das Heft 2/88 ein Erscheinen vor der 
Sommerpause: An uns soll es nicht liegen - das Projekt 
Forum Recht geht weiter... 

Die Redaktion - Bielfeld, 21. März 1988 


Ein Wort von den Verlagsleuten: 
Liebe LeserInnen, 
liebe Forum-Recht-Initiativen, liebe Redaktion! 
Der Klartext-Verlag hatte Ende 87 und hat jetzt, im März 
1988, größere Schwierigkeiten bei der Realisation seiner 
Verlagsprojekte, bei denen der Anteil der unbezahlten 
‚Arbeit und der ungedeckten Herstellungskosten bei ca. 
50% liegt. Wir haben uns Anfang 87 anein Zeitungs-Projekt 
gewagt (eine Sonntagszeitung für's Ruhrgebiet), dasunsere 
Arbeitskapazität und unsere finanziellen Möglichkeiten 
bis zum Äußersten strapaziert hat. Zu der finanziellen 
Misere der (bisher noch nicht erschienenen) Sonntags- 
zeitung kamen noch organisatorische Schwierigkeiten, 
ständige Sitzungen und Debatten, die uns nicht gerade 
offen gemacht haben für andere Themen. Zwei Umzüge der 
Produktion halfen noch, den Streß zu vergrößern. Wir hof- 
fen, den Kopf bald wieder frei zu haben für (alte und neue) 
Projekte, dieuns machbar scheinen. Dasgiltmit Sicherheit 
für „Forum Recht”! 
Wir hoffen, daß diese Doppelnummer, bei der auch wir uns 
besondere Mühe gegeben haben, ein wenig für die Verzöge- 
rung entschädigt. 

Klartext-Verlag 
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EDITORIAL 


Liebe Leserinnen und Leser, 


Rolf Theißen hat sich vorerst aus der Schrift- 
leitung verabschiedet, um die auch für ihn unaus- 
weichliche Prüfung zu meistern: Viel Glück! Bis 
auf weiteres, jedenfalls für das Jahr 1988 liegt die 
Redaktion nun in Bielefelder Händen. Auch 
weiterhin wollen wir „Neuesaus Justiz & Gesell- 
schaft” bringen, ein „Forum Recht” von Stu- 
dentInnen (und ehemaligen) für StudentInnen 
und Interessierte, aus Fachschaftskreisen für die- 
se Kreise und darüber hinaus: mit der Perspektive 
eines rechtspolitischen Magazinsjenseitsabgeho- 
bener Fachzeitungen einerseits und Theorie-Or- 
ganen andererseits. 

Keine Angst, wir werden nicht alles auf den Kopf 
stellen, und sei es mit dem Anspruch, es auf die 
Füße zu stellen: die ‘Linie’ bleibt erhalten, was 
die Themenwahl und die Art der Darstellung be- 
trifft. Auch 1988 werden wir uns darum bemühen, 
Themenschwerpünkte unter verschiedenen As- 
pekten darzustellen - wenn uns das diesmal noch 
nicht gelungen ist, so liegt das auch an dem Chaos 
der letzten Wochen als Tribut an einen Mangel an 
Professionalität, zudem wir stehen, auch was des- 
sen Produktivität und Frische angeht. 
Gleichwohl haben wir den Anspruch, Gutesbesser 
zu machen: wir wollen aktueller werden, solange 
dies nicht zu Lasten der Arbeitsbedingungen der 
im Klartext-Verlag mit der Produktion befaßten 
Menschen geht: An euch an dieser Stelle ein herz- 
liches Dankeschön’ vorweg, denn ohne euch gäbe 
es das Projekt ‘Forum Recht’ nicht (mehr). Die 
Rubriken sind uns wichtig: denk mal für denk- 
würdige Ereignisse der Justizgeschichte im weite- 
ren Sinne; Entscheidungen, zusammengefaßt 
und in den notwendigen Bezugsrahmen gestellt, 
nur, wenn es uns alle betrifft (z.B. als Jura-Stu- 
dentInnen); die Zeitschriftenrundschau soll 
weiter ausholen und über den Tellerrand juristi- 
scher Publikationen hinausschauen; unter Mate- 
rialien soll verstärkt der ‘graue Markt’ seinen 
Umschlagplatz finden; wichtig die Berichte aus 
den Fachschaften, wenn sie von EUCH kommen 
undnatürlich Rezensionen - waswären wirohne 
Bücher ...? 

Schließlich sind wir immerhin so von uns und 
Forum Recht überzeugt, daß wir uns eine (viel) 
größere Verbreitung wünschen: in der juristi- 
schen StudentInnenschaft ebenso wie in anderen 
gesellschaftlichen Kreisen, diemit Rechtbetroffen 
sind und durch die Justiz betroffen werden. 

Wir fordern alle LeserInnen auf, zur inhaltlichen 
Gestaltung beizutragen und mit uns an der Ver- 
breitung zu arbeiten, dazubrauchen wir auch eure 
Kritik: erspart uns nicht eure Meinung, schickt 
uns LeserInnen-Briefe, die garantiert abge- 
druckt werden. 


die neue Forum Recht Redaktion: 
Carola, Helmut, Martin und Rainer 
PS.:das Heft 2/88 hat den (traditionellen, das soll 


so bleiben) Schwerpunkt ‘Frau und Justiz’, Re- 
daktionsschluß 1.5.1988. 


Natürlich ist Entsetzen über die 
Vorgänge an der Startbahn-West 
notwendig und angemessen. 
Natürlich gibtes keine Entschul 
gungundschon garkeine Begrün- 
dung für die Tötung der Polizei- 
beamten. Natürlich gibt es keiner- 
lei Grund miteiner Pistole aufeine 
Demonstration zu gehen. 

Doch ich werde diesen Artikel 
trotzdem nicht damit beginnen, 
daßauchichnoch einmal „tiefstes 
Entsetzen, tiefempfundene Ab- 
scheu” o.ä. ausdrücke. Ich denke 
auch Selbstverständlichkeiten 
nutzen sich durch allzu häufigen 
Gebrauch ab. Auch wir laufen Ge- 
fahr, „routiniertes Mitgefühl” (taz) 
zu verströmen. 

Was ist eigentlich passiert seit in 
Frankfurt an der Startbahn-West 
beieiner Demonstration zwei Poli- 
zeibeamte durch Schüsse - aus 
dem Dunkeln abgefeuert-getötet 
wurden? 

Die Debatte innerhalb der Linken 
und der Grünen zeichnet sich 
durch eilferige und willige 
Schuldübernahmen aus; von der 
Aktionsform bis zur Terminologie 
wird Übereinstimmung mit den 


Dieter Hummel 


Kräften gesucht und gefunden, 
die bislang in richtiger Einschät- 
zung doch wohleherzu den „Geg- 
nern” gerechnet wurden. Die 
Übernahme kleinbürgerlicher 
Ideologiestandards wird sichtbar, 
die notwendigerweise zur Aus- 
blendung der tatsächlichen Hin- 
tergründe und der historischen 
Verwurzelung einer solchen Ent- 
wicklung führt. 

Ohne kindlichen Verschwörungs- 
theorien anhängen zuwollen oder 
diese zu kolportieren, bleibt fest- 
zuhalten: 

Auffällig ist der schnelle Fahn- 
dungserfolg der Polizei bei Fest- 
nahme des mutmaßlichen Täters. 
Dieser „Fahndungserfolg” findet 
nun ja auch seine Erklärung da- 
rin, daß der Täter seit langer Zeit 
unter Polizeibeobachtung stand, 
sein Telefon abgehört wurde und 
daß sogar noch am Tattag War- 
nungen bei der Polizei eingegan- 
gen sein sollen, (vergl. Frankfurter 
Rundschau und TAZ) die unter 
Benennung des genauen Ortes 
vor einem Anschlag warnten. 
Liegt hier nur ein Versagen der 
Polizei vor oder wollte man ab- 
warten was sich daraus ent- 
wickelt? 

Auffällig auch, wie gut der Ver- 
dächtige in das ideologische Kon- 
zept passt: Ermittlungsverfahren 


als Strommastenumsäger, jetzt 
verdächtigt eine Polizeipistole 
geklaut zu haben und damit die 
Polizisten umgebracht zu haben. 
Teile der Presse haben es schon 
dankend aufgegriffen und aufden 
Punkt gebracht: „Strommasten 
umsägen als Einstieg in den Ter- 
rorismus”. Undauch dies ist auffäl- 
lig: In einer Zeit, in der die Bedro- 
hung durch die „bewaffneten 
Kämpfer” der RAF sich fast aus- 
schließlich in den Hirnen und Ver- 
öffentlichungen der Polizei und 
der Bundesstaatsanwaltschaft 
abspielt, paßt ein solcher Vorgang 
natürlich trefflich ins Bild, um die- 
sen Bedrohungsmärchen neues 
Gewicht zu verleihen. Exem- 
plarisch zeigt sich dies darin, wie 
die Bundesstaatsanwaltschaft so- 
fort daran ging, diese Tat einer 
Gruppe zuzuschreiben und wie 
jetzt neue Beweise” gegen diese 
diffuse Gruppe „gefunden” wer- 
den. Am Ende dieser Prozedur 
wird eine neue „terroristische Ver- 
einigung” stehen. 

All diejenigen, die sich nicht vor- 
stellen können, daß staatliches 
Handeln sich auch auf solchen 
Ebenen manifestiert, weil sie- um 
Ch. Nickels zu zitieren -ein ande- 
res Staatsverständnis haben und 
meinen, der Staat seien wir alle, 
sollen nur kurz und auszugsweise 
auf die Skandale staatlicher Or- 
gane verwiesen werden, die sich 
in ihren Wirkungen auch gegen 
Menschenleben richteten. So sei 
hier nur an die ungeklärte Rolle 
des Privatdetektivs Mauss, alsvon 


Die Gewalt, der Staat 
und die GRUNEN 
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der Industrie bezahlter und mit 
Genehmigung der Polizei han- 
delnder Dunkelmann auch in 
Sachen RAF erinnert. Oder daran 
wer die Waffe beschafft und wie- 
der hat verschwinden lassen mit 
der Schmücker - ein Mensch am 
Rand der „Terrorszene”-in Berlin 
erschossen wurde: Der Berliner 
Verfassungsschutz. Oder wer die 
ersten Molotow-Cocktails im Ber- 
lin der 60er Jahre lieferte, eben- 
falls unsere beamteten Staats- 
schützer. Mißtrauen ist angesagt, 
ist nötiger als das leichtfertige 
Nachbeten polizeilicher Schilde- 
rungen. 

Und da sind wir schon am 


nächsten Punkt. Schauen wir uns 
doch einmal die Reaktionen der 
GRÜNEN auf die Todesschüsse 
an. Da erklärt die Bundestags- 
fraktion in ihrer Presseerklärung 
diese Todesfälle flugs zum 
„Mord”. Erinnert sei hier an das 
Aufheulen das durch (die gleichen 
Teile) der Partei ging, als die Tö- 
tung von Günther Sare als Mord 
bezeichnet wurde. Fast alle grü- 
nen Verlautbarungen zeichnen 
sich dadurch aus, daß sie die Ge- 
walt völlig diffus als vorhanden 
betrachten ohne auch nur den 
Versuch zu unternehmen, die Es- 
kalation der Gewalt der letzten 


Jahre iin ihren Ursachen zu benen- 
nen. Sie beschränken sich in 
schlichter Demutshaltung auf Ap- 
pelle an den Staat, „i rationale 
Reaktionen (...) zu vermeiden und 
die rechtsstaatlichen Grundsätze 
zu wahren” (Grüne im Landtag 
und LaVo Hessen). 

Appelle an eben jenen Staat, der 
durch die Anwendung von Gewalt 
in den letzten Jahren eben jene 
Gewalteskalation (bewußt) vor- 
wärtsgetrieben hat. Mit keinem 
Wort wird dabei erwähnt, daß der 
Anlaß für die Demonstration die 
sechsjährige Wiederkehr des Ta- 
geswar,andemdas Hüttendorf mit 
einem bis dahin nicht bekannten 


Ausmaß an Gewalt geräumt wur- 
de. Kein Wort davon, daß gerade 
Hessen - und dort Frankfurt-sich 
durch Knüppelorgien der Polizei 
auszeichnet (erinnert sei nur an 
die Prügelgasse der Polizei durch 
die Demonstranten Spießruten 
laufen mußten). Kein Wort davon 
wie kurz zuvor in Wackersdorf die 
Sondereinsatzkommandos der 
Berliner Polizei gewütet hatten. 

Natürlich hat Ch. Schmidt recht, 
wenn er für den Bundesvorstand 
erklärt: „Wer Schußwaffen bei 
sich führt, kalkuliert letztlich auch 
ihren Einsatz, riskiert Tötung und 
schwerste Verletzung von Men- 


schen. Dies ist durch nichts zu 
rechtfertigen.” 

Aber: Wer all die staatlich sanktio- 
nierte und befohlene Gewalt 
außer Acht läßt, verschiebt die 
Perspektive und setzt Demon- 
stranten und Polizei in eins. Bei 
genauerem Hinsehen ist jedoch 
unschwer zu erkennen, daß Auf- 
rüstungimmervon der Polizeiaus- 
ging, daß die Bewaffnung der Po- 
lizei ungleich vollkommener ist 
und in ihrer Wirkung ungleich 
schwerer. 

Gewalt auf Demonstrationen ist 
auch Resultat der rigorosen An- 
wendung der staatlichen Gewalt, 
die sich darin ausdrückt, daß - im 
formalen Sinne - rechtmäßig zu- 
stande gekommene Projekte 
gegen den Widerstand der Bevöl- 
kerung - der in der Regel friedlich 
begann - durchgesetzt werden 
mußten, um das so oft besch- 
worene Gewaltmonopol des 
Staates zu wahren. 

Dies führt zu der Erkenntnis, daß 
Bürgerinnenwille letztlich immer 
an den Ketten der Polizei bricht. 
Wer - wie es dieser Staat gegen- 
über der Friedensbewegung ge- 
tan hat oder heute in Sachen 
Atomenergie immernochtut-den 
erklärten Willen eines Großteils 
der Bevölkerung explizit mißach- 
tet und in traditioneller Weise in 
den Parlamenten Mehrheiten her- 
stellt, der zwingt Menschen zum 
Nachdenken darüber, ob denn die 
Demonstrationsformen, wie sie 
der Staatskundeunterricht als 
legitim preist, wirklich der Weis- 
heit letzter Schluß sind oder ob 
hier nicht viel eher Widerstand 
kanalisiert werden soll. Die Bilder 
steinesammelnder Frauen in 
Wackersdorf drücken mehr über 
die Bewußtseinslage konkret vor 
Ort Betroffener aus, als zehn Re- 
solutionen und zwölf Demonstra- 
tionen. 

Aus dieser Erkenntnis resultiert 
auch die Hauptstoßrichtung 
staatsideologischer Reaktion auf 
Frankfurt. Zentrale Forderung, die 
an die „friedlichen Demon- 
stranten” gerichtet wurde, war ja 
nicht lediglich der Aufruf zur Dis- 
tanzierung, sondern ging weit 
darüberhinaus. Der friedliche 
Demonstrant soll jederzeit sein 
Hilfssheriffbewußtsein parat ha- 
ben und „die Festnahme gewalt- 
tätiger Demonstranten erleich- 
tern” (NRW-Innenminister 
Schnoor im ZDF). Die Spaltung 
jeder beliebigen Bewegung soll 
nicht mehr Aufgabe staatlicher 
Reaktion sein, sondern Aufgabe 


der Bewegung selber und soll als 
Eintrittskarte in den Kreis der 
Demokraten gelten, Vorausset- 
zung sein für die Anerkennung 
des Anliegens als einem legi- 
timen. 

Die Übernahme traditionell staat- 
licher Denkweise auch in den 
GRÜNEN drückt sich im Schwei- 
gen gegenüber dieser Forderung 
nach ideologischer Aufrüstung 
aus. Deutlicher als in den folgen- 
den Passagen kann das Strick- 
muster staatlicher Propaganda 
nicht mehr zutage treten: Zuerst 
werden „bürgerkriegsähnliche 
Zustände” als Folge „bewaffneter 
politischer Gewalt” beschworen, 
die „damit zur Zerstörung von 
Grundrechten führen”. Im 
nächsten Schritt,wird die Gefähr- 
dung des Demonstrationsrechtes 
durch diese Schüsse festgestellt. 
Im letzten Schritt wird dann die 
Gemeinsamkeit aller Demokraten 
(ist „die Aufgabe aller demo- 
kratisch engagierten Bürgerin- 
nen und Bürger”) zur Verteidigung 
dieses Grundrechtes gegenüber 
der „brutalen Demokratiefeind- 
lichkeit der Urheber dieser Ge- 
walttat” eingefordert. Alle Zitate 
stammen - nein falsch geraten - 
aus einer einzigen Presseerklä- 
rung der GRÜNEN Hessen. 

Wer wagt angesichts dessen da 
noch an den gewalttätigen Cha- 
rakter staatlicher Organe in der 
täglichen Praxis zu erinnern? Wer 
erinnert in diesem Zusam- 
menhang daran, daß zwischen 
1980 und 1984 (vier Jahre!) 75 
Menschen in der BRD als Folge 
polizeilichem Schußwaffenge- 
brauchs zu Tode kamen? Wem 
fällt denn bei dieser Bewußtseins- 
lage noch auf, daß die jetzt geführ- 
te Vermummungsdebatte völlig 
schief ist? So scheitern letztend- 
lich viele Verfahren gegen prü- 
gelnde und randalierende Poli- 
zisten daran, daß die „Gewalt- 
täter” vermummt auftreten und so 
ihre Identität nicht festgestellt 
werden kann. Sie verbergen ihre 
Gesichter hinter der passiv Be- 
waffnung eines Vollvisierhelms 
oder bemalen sie schwarz. Wenn 
alsoW.Schoppe aufruft,die Helme 
abzunehmen und zuhause zu las- 
sen, so verkennt sie schlicht, daß 
diese Bekleidung Folge der viel- 
fältigen Erfahrungen mit polizei- 
lichen Kommunikationsformen 
auf Demonstrationen ist. Oder wie 
es ein Bürger aus Walldorf-Mör- 
felden (nach den Schüssen!) 
gegenüber Polizisten formulierte: 
Von den Polizisten habe man „das 


Steinewerfen, das Knüppeln und 
das Schießen mit Gasgranaten 
gelernt” (FR 10.11.87). 

Die Debatte über Gewalt auf 


Demonstrationen zu führen 
heißt also auch, die Debatte über 
die Entmummung und Entwaff- 
nung der Polizei führen. Erst dann 
wird die Forderung von W. Schop- 
pe zumutbar. 

Dies alles ist kein augenzwinkern- 
des Verständnis für die Schüsse 
oder andere Gewalt gegen Men- 
schen. Dieses alles muß aber not- 
wendigerweise gesagt werden, 
um die verhängnisvolle Richtung 
der politischen Auseinanderset- 
zung, die die Gewalt nur bei den 
Demonstranten sieht, zu durch- 
brechen. Wer jetzt eine neue 
Qualität beschwört, geht den 
staatlichen Interessen vollaufden 
Leim, der eben daran ein Interes- 
se hat, die Vorstellung zuschüren, 
jetzt werde möglicherweise auf 
jeder Demo geschossen. 

Dazu gehört auch die Feststel- 
lung, daß auf Seiten der GRÜNEN 
und der Linken es in erster Linie 
Aufgabe der Autonomen ist, die 
Gewaltdebatte zu führen. Diese 
Debatte kannnichtstellvertretend 
für diese Kräfte geführt werden. 
Diese Debatte kann aber beför- 
dert oder behindert werden. Auf- 
gabe der GRÜNEN und sonstigen 
Linken wäre es, unter Betonung 
der eigenen gewaltfreien Position 
und der sich daraus ergebenden 
inhaltlichen und politischen Kritik 
an den Positionen der „Autono- 
men”, sich gegen jede Ausgren- 
zungdieser Menschen zuwehren, 
die Sympathisantenhetze nicht 
mitzumachen. Ansätze zu dieser 
Art der Debatte zeigt A. Schubert 
in einem Beitrag in der TAZ auf. 
Nur so wird ein Klima geschaffen, 
daß es den „Autonomen” erst er- 
möglicht die auch bei ihnen 
begonnene Debatte über Aktions- 
formen (z.B. in Berlin nach dem 1. 
Mai oder jetzt an der Startbahn) 
weiterzuführen. Hätte eine Politik 
in diesem Bereich Bestand, wie 
sie von der Mehrheit der Bundes- 
tagsfraktion in der Zwischenzeit 
als notwendig erachtet wird (ich 
verweise hier nur auf die unsäg- 
liche PE zu den - zugestandener- 
maßen - etwas platten Ausfüh- 
rungen der Frau Dittfurth) und die 
sich in den Erklärungen aus Hes- 
sen konkretisiert, so endet dies in 
der Ausgrenzung jener Menschen 
aus der politischen Kontroverse. 
Dies wäre ein Versagen, ähnlich 
dem der Linken Ende der 60er, 
das zur Entstehung der RAF bei- 


getragen hat. Es ist unumgänglich 
notwendig, daß wir hier die Aus- 
einandersetzung führen. Dies 
kann aber nur gelingen, wenn wir 
vermeiden, als Eintrittskarte zu 
grüner und linker Politik zu verlan- 
gen, diesen Staat wie er ist zu 
akzeptieren oder wie es die Frak- 
tion formuliert: Die Grünen 
bräuchten ein „positiv ent- 
wickeltes Staatsverständnis”. Da 
wären wirdann genau dort, wo der 
Radikalenerlaß ansetzt. 


Dieter Hummel ist Sprecher der 
Bundesarbeitsgemeinschaft De- 
mokratie und RechtderGRÜNEN. 
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Neue Bücher des Arbeitskreises 
Sozialpolitik der GRÜNEN 


Margherita Zander (Hg.) 


‚Anders Altsein 
Kritik und Perspektiven der Altenpolitik 
Perspektiven der itik, Bd. 4 
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Ausgangspunkt der Betrachtung ist die derzeiti- 
ge Situation in der Altenhilfe, die durch den 
Skandal der Altersarmut und des absoluten 
Pflegenotstands gekennzeichnet ist. Die 
Autorinnen des Buches gehen jedoch über die 
Kritik an diesen Zuständen hinaus und ent- 
wickeln Vorschläge, wie durch eine Neuregelung 
der Pflegefinanzierung und durch neue selbst- 
bestimmte Formen der Pflege die Mißstände 
behoben werden könnten. Vor allem sollen die 
oft menschenunwürdigen Lebensumstände in 
den Heimen grundlegend geändert werden. 
Zielvorstellung ist letztlich eine in ihren Grund- 
'zügen entworfene generationenübergreifende 
‚Aitenpolitik. 


[ad 7 I VS gr See 


Die Wiederaufarbeitungsanlage 
in Wackersdorf als Prüfstein 
der »liberalitas Bavariae« 


Das erste Bundesland, in dem 
nach der Zerschlagung des natio- 
nalsozialistischen Unrechts- 
staates eine freiheitliche demo- 
kratische Verfassung in Kraft trat, 
war Bayern!. Der 2. Hauptteil der 
Bayerischen Verfassung (BV) ent- 
hält alle klassischen Freiheits- 
rechte. Sie garantiert den Schutz 
der Menschenwürde?, die allge- 
meine Handlungsfreiheit?, die 
Meinungsfreiheit‘, die Presse- 
freiheit®, die Rundfunkfreiheit®, 
die Versammlungsfreiheit? etc. 
Zwar sind die Grundrechte der BV 
heute durch die Regelungen des 
Grundgesetzes weitgehend über- 
lagert. Landesrecht gilt jedoch 
neben Bundesrecht weiter, wenn 
es zu ihm nicht in Widerspruch 
steht. In Art. 142 GG ist dies für 
Grundrechtsnormen ausdrücklich 
betont8. Ein- und dasselbe Grund- 
recht kann somit landes- wie bun- 
desrechtlich garantiert sein. Ins- 
besondere kann die landesrecht- 
liche Norm wie z.B. die bayerische 
Regelung des Asylrechts in Art. 
105 BV oder des Versamm- 
lungsrechts in Art. 113 BV eine 
stärkere Garantie als das Grund- 
gesetz bieten?. 

Historisch gesehen umreißen die 
Grundrechte der weitgehend vom 
Sozialdemokraten Hoegner mit- 
gestalteten Bayerischen Verfas- 
sung das Konzept eines demokra- 
tischen, auf den bürgerlichen 
Freiheiten ruhenden Staates, der 
in bewußter Abkehr vom men- 
schenverachtenden Regime des 
Nationalsozialismus'® an die 
großen Ideale der Aufklärung von 
Freiheit und Gleichheit anknüpft 
und diese den Bürgern garan- 
tiert. 

Die in der Bayerischen Verfas- 
sung eindrucksvoll festgeschrie- 
bene „liberalitas Bavariae” ist 
heute besonderen Belastunds- 


proben ausgesetzt. Diesließe sich 
an der bayerischen Praxis im Vor- 
feld der Volkszählung 1987 eben- 
so festmachen wie an dem vom 
bayerischen Ministerrat am 
19.5.1987 erlassenen „Aids- 
Maßnahmenkatalog”". Wenn im 
folgenden am Beispiel der WAA in 
Wackersdorf/Oberpfalz versucht 
wird, die Praxis der bayerischen 
Staatsgewalten an der Elle der 
freiheitlichen Verfassung zu mes- 
sen, so spricht hierfür die Überle- 
gung, daß vor allem im Zusam- 
menhang mit den Fragen der ato- 
maren Rüstung und der atomaren 
Energie, die weit über unsere Zeit 
hinausweisen, sich die Zeichen 
der Bedrohung grundlegender 
Freiheitsrechte besorgniserre- 
gend mehren. Roßnagel hat dies 
treffend auf die Formel vom 
„radioaktiven Zerfall der Grund- 
rechte” gebracht!!. Zwar be- 
grenzt er ursprünglich diesen 
Gedanken auf die Gefährdung der 
bürgerlichen Freiheitsrechte 
durch das für bereits errichtete 
kerntechnische Anlagen notwen- 
dige-furchtbare-Sicherungssys- 
tem. Die Erfahrungen beim Bau 
von Kernkraftwerken und ins- 
besondere bei der Errichtung der 
WAA legen jedoch die These 
nahe, daß bereits die Entwicklung 
auf die Plutoniumswirtschaft hin 
den Ausbau des dann erforder- 
lichen repressiven Instru- 
mentariums logisch in sich birgt. 
Bürgerlicher Widerstand und die 
staatlichen Reaktionen hierauf 
haben nämlich in den Bereichen 
eine neue Qualität erreicht, die 
durch die Nutzung atomarer Ener- 
gie definiert sind. Die sogenannte 
Nachrüstung mit atomaren Mittel- 
streckenraketen hat die Friedens- 
bewegung zu neuem heftigem 
Leben erweckt, die zivile Nutzung 
der Atomenergie durch Kernkraft- 


werke, Schnelle Brüter und Wie- 
deraufarbeitungsanlagen'? trifft 
auf den erbitterten Widerstand 
einer gestärkten Umweltschutz- 
bewegung. Die atomare Technik 
im weitesten Sinn bedingt neue 
Konflikte: Meyer-Abich weist auf 
die Irreversibilität und Dauerwir- 
kungen technischer Großanla- 
gen, die Konflikte zwischen Inte- 
ressenten und nachteilig Betroffe- 


nen, zwischen regionalem undall- 
gemeinem Interesse und den 
Zielkonflikt darüber hin, wie wir 
künftig leben wollen!3. Diese 
neuen Fragen stehen im Zentrum 
gesellschaftlicher Auseinander- 
setzungen. 

An der WAA in Wackersdorf 
müßte sich demnach die freiheit- 
liche Kraft der von GG und BV 
garantierten Freiheitsrechte 
besonders beweisen. Die Maß- 
nahmen und Entscheidungen des 
bayerischen Parlaments, der 
bayerischen Staatsregierung und 
derbayerischen Gerichte zurWAA 
müßten dem Anspruch deskonsti- 
tutionellen Konzepts Genüge tun. 
Eine (selektire) Momentauf- 
nahme der „Wackersdorfer 
Praxis” läßt insoweit jedoch er- 
hebliche Zweifel entstehen. 

Von einem ’ demokratischen 
Grundverständhis her, das sich 
nicht in dem Hinweis auf eine ein- 
mal getroffene Mehrheitsent- 
scheidung oder auf ein formal 
richtiges Verfahren erschöpft, 
muß die Beteiligung der Betroffe- 
nen als Kernstück eines wirksa- 


ter gebaut ... 


Seit 29.1.1988: Legaler Schwarzbau 
Ende Januar hat derbayrische Verwaltungsgerichtshof die 
Nichtigkeit des Bebauungsplanes für die WAA festgestellt. 
Die Bayerische Staatsregierung hat erklärt, es werde wei- 


men Grundrechtsschutzes in den 
durch atomare Großanlagen her- 
vorgerufenen Konflikten angese- 
hen werden. Der bayerische 
Gesetzgeber hat im Hinblick auf 
die WAA Beteiligungsrechte ab- 
gebaut und eingeschränkt. Durch 
das Gesetz zur Änderung des 
Gesetzes zur Ausführung der Ver- 
waltungsgerichtsordnung vom 
1.12.1985" wurde von der durch 
Art. 1 Nr. 2 des Gesetzes zur 
Beschleunigung verwaltungs- 
gerichtlicher und finanzgericht- 
licher Verfahren vom 4.7.198515 
eröffneten Möglichkeit Gebrauch 
gemacht, auch für Streitigkeiten 
über Besitzeinweisungen bei 
technischen Großanlagen die 
erstinstanzliche Zuständigkeit 
der Oberverwaltungsgerichte - 
hier des BayVGH - zu begründen. 


Gerade beiden besonders gefähr- 
lichen Großprojekten - an erster 
Stelle nennt das Bundesgesetz 
AnlagenimSinnevon $$ 7und9a 
des Atomgesetzes - ging damit 
den Betroffenen eine Tatsache- 
ninstanz verloren. 


Sie wurde am 26.10.1946 mit 
136 gegen 4 Stimmen angenom- 
men und durch Volksentscheid 
vom 1.12.1946 mit großer Mehr- 
heit bestätigt. 

‚Art. 100 (Menschenwürde) 

Die Würde der menschlichen 
Persönlichkeit ist in Gesetzge- 
bung, Verwaltung und Rechts- 
pflege zu achten. 

Art. 101 (Handlungsfreiheit) 
Jedermann hat die Freiheit, in- 
nerhalb der Schranken der Ge- 
setze und der guten Sitten alles 
zu tun, was anderen nicht scha- 
det. 

Art. 110 (Meinungsfreiheit) 

Jeder Bewohner Bayerns hat das 
Recht, seine Meinung durch 
Wort, Schrift, Druck, Bild oder in 
sonstiger Weise frei zu 
äußern... 

Art. 111 (Pressefreiheit) 

(1) Die Presse hat die Aufgabe, im 
Dienst des demokratischen Ge- 
dankens über Vorgänge, Zustän- 
de und Einrichtungen und Per- 
sönlichkeiten des öffentlichen 
Lebens wahrheitsgemäß zu be- 
richten. 

(2) Vorzensur ist verboten. Gegen 
polizeiliche Verfügungen, welche 
die Pressefreiheit berühren, kann 
gerichtliche Entscheidung ver- 
langt werden. 

Art. 111 a (Rundfunkfreiheit) 

Die Freiheit des Rundfunks wird 
gewährleistet... (Art. 111 a BV 
wurde erst späteraufGrundeines 
Volksbegehrens in die Verfas- 
sung eingefügt.) 

Art. 113 (Versammlunggsfreiheit) 
Alle Bewohner Bayerns haben 
das Recht, sich ohne Anmeldung 
oder besondere Erlaubnis fried- 
lich und unbewaffnet zu versam- 
meln. 

vgl. hierzu BVerfGE 36, 342, 362 
vgl. BayVerfGH in VerfGHE 28, 
107,125; 29, 105, 119; allerdings 
kann einfaches Bundesrecht die- 
se weitergehende Garantie „bre- 
chen”. 

Die Präambel der BV beginnt: 
Angesichts eines Trümmerfeldes, 
zu dem eine Staats- und Gesell- 
schaftsordnung ohne Gott, ohne 
Gewissen und ohne Achtung vor 
der Würde des Menschen die 
Überlebenden des Zweiten Welt- 
kriegs geführt hat... 

vgl. z.B. „Plutonium und der Wan- 
del der Grundwerte”, ZRP 1985, 
81 


Zur Verleugnung der bedroh- 
lichen (atomaren) Realität in 
Rechtsbegriffen vgl. Stevens-Bar- 
tol, „Frieden mit der Natur” durch 
eine anthropozentrische Rechts- 
ordnung?, Betrifft JUSTIZ 1986, 


Grundrechtsschutz heute - Die 
rechtspolitische Tragweite der 
Konfliktträchtigkeit technischer 
Entwicklungen für Staat und Wis- 
senschaft, ZRP 1984, 40 


In das Bayerische Verwaltungs- 
verfahrensgesetz wurde durch 
Gesetz vom 23.7.1985'6, die so- 


‘ genannte Lex Schuierer'7, eine 


Vorschrift eingefügt, die einen 
„Selbsteintritt” der Aufsichts- 
behörden gegenüber nachgeord- 
neten staatlichen Behörden, ins- 
besondere gegenüber einem 
Landratsamt, für zulässig erklärt. 
Anlaß des Gesetzes war die Wei- 
gerung Schuierers, den Bebau- 
ungsplan für die WAA öffentlich 
auszulegen, da er rechtliche Be- 
denken geltend machte, dieerder 
Aufsichtsbehörde auch vorgetra- 
gen hatte. Hier stellt sich nicht nur 
die Frage nach dem Eingriff in 
bestehende Rechte durchein Ein- 
zelfallgesetz; problematisch er- 
scheint diese Regelung auch, weil 
gem. Art. 31 Abs. 1 S. 2 BayLKrO 
der Landrat von den Kreisbürgern 
unmittelbar gewählt wird'8. 

Besonderes Äuyenmerk verdie- 
nen die Maßnahmen der Exekuti- 
ve gegen KritikanderWAA, dieam 
Recht auf freie Meinungsäuße- 
rung, Versammlungsfreiheit so- 
wie Presse- und Rundfunkfreiheit 
zu messen sind. Wie die Baye- 
rische Staatsregierung das Recht 
der Meinungsfreiheit für Beamte 
und Richter des Freistaats inter- 
pretiert, macht der sogenannte 
Maulkorb-Erlaß über die „poli- 
tische Betätigung von Beamten 
und Richter” vom 21.3.1983 deut- 
lich, der über die gesetzlichen 
Regelungen hinaus Verhaltens- 
pflichten z.B. auch bei einer Betä- 
tigung in Bürgerinitiativen auf- 
stellt und u.a. für Beamte die Ver- 
pflichtung postuliert, „Entschei- 


dungen der Regierung im Rahmen 
der dienstlichen Tätigkeit zu 
unterstützen und zu fördern sowie 
alles zu unterlassen, was die 
Durchführung dieser Entschei- 
dungen behindert”'?, 

Vor diesem Hintergrund erfährt 
öffentliche Kritik dieses Perso- 
nenkreises an der Entscheidung 
für den Bau der WAA besondere 
Beachtung. Vor Veröffentlichung 
einer Anzeige in der Süd- 
deutschen Zeitung vom 
13.6.1985, in der 130 Richter und 
Staatsanwälte unter dem Ein- 
druck der Katastrophe von 
Tschernobyl den Ausstieg aus der 
Nutzung der Atomenergie for- 
derten, erhielten über 1.000 baye- 
rische Richter einen Brief ihrer 
Präsidenten, in dem „aus Grün- 
den der Fürsorge” auf das richter- 
liche Mäßigungsgebot gem. $ 39 
DRiG hingewiesen wurde. Gegen 
den als Kritiker der WAA bekann- 
ten Richter Helmut Wilhelm wurde 
ein Disziplinarverfahren einge- 
leitet, in dem auch sein Engage- 
ment im Widerstand gegen die 
WAA eine Rolle spielt. Auch der 
Landrat Hans Schuierer ist von 
einem Disziplinarverfahren 
betroffen, weil er im Zusam- 
menhang mit dem Bau der WAA 
Staatsregierung und Polizei heftig 
kritisiert hatte. Der Regensburger 
Universitätsprofessor Ernst 
Brekle erhielt aus dem selben 
Grund einen Verweis des 
Ministers für Wissenschaft und 
Kunst. 

AbernichtnurBeamte undRichter 
sind betroffen. Gegendie Regens- 
burger Rechtsanwälte Claudia 
Schenk und Franz Schwingham- 
mer, die häufig WAA-Demonstran- 
ten verteidigten, wurde ein ehren- 
gerichtliches Verfahren u.a. we- 
gen Verstoßes gegen das Gebot 
der Sachlichkeit?° durch kritische 
Äußerungen über die Schwandor- 
fer Justiz eingeleitet. Der Schüler 
eines Gymnasiums der Stadt 
München erhielt einen sechstägi- 
gen Schulverweis, weil er in der 
Schule Flugblätter gegen die 
Kernenergie verteilt hatte. 
Mehrfach wurde an den baye- 
rischen Grenzen öster- 
reichischen Staatsbürgern, die 
gegen die WAA in Wackersdorf 
demonstrieren wollten, von der 
bayerischen Grenzpolizei die Ein- 
reise verweigert. Nun gibt Art. 113 
BV nur den Bewohnern Bayerns 
das Recht, „sich ohne Anmeldung 
oder besondere Erlaubnis fried- 
lich und unbewaffnet zu versam- 
meln”, wie auch Art. 8 GG sich auf 
deutsche Staatsbürger be- 


schränkt. Die Europäische Men- 
schenrechtskonvention, der die 
Bundesrepublik beigetreten ist, 
garantiert in Art. 11 jedoch allen 
Menschen ein Versamm- 
lungsrecht, das durch die Ein- 
reiseverbote in seinem Kern ver- 
letzt wird. 

Die Frage nach dem Stellenwert 
von Versammlungsfreiheit und 
Meinungsfreiheit stellt sich 
auch, wenn bei Demonstrationen 
am Bauzaun das giftige Reizgas 
CS eingesetzt wird, wenn das 5. 
Anti-WAA-Rockfestival erst nach 
Ausschöpfung des Rechtswegs in 
Burglengenfeld, 20 km vom Bau- 
zaun entfernt, stattfinden kann 
und wenn die Zahl von bisher über 
3.500 Ermittlungsverfahren im 
Zusammenhang mit Protest ge- 
‚gen die WAA in Betracht gezo- 
gen wird. 

Eine Analyse der Rolle der Judika- 
tive bei der Auseinandersetzung 
um die WAA kann hier nicht geleis- 
tet werden. Sowohl die Entschei- 
dungen der Verwaltungsgerichte 
im Genehmigungsverfahren als 
auch zu den verschiedenen Pro- 
testveranstaltungen wären aller- 
dings einer genauen Uhnter- 
suchung im Licht der Grundrechte 
wert. Ein Beispiel: Ende 1986 
wurde, bestätigt durch die Ver- 
waltungsgerichte, die Bun- 
deskonferenz der Anti-Atomkraft 
-Bewegung in Regensburg und in 
Nürnberg unter Bezug auf $ 5des 
Versammlungsgesetzes ver- 
boten, u.a. mit der Begründung, 
bei den (in geschlossenen Räu- 
men stattfindenden) Veran- 
staltungen sei mit der Billigung 
von oder mit der Aufforderung zu 
Straftaten durch bestimmte Red- 
ner zu rechnen. Vom Versamm- 


GVBI $. 269; der Antrag der CSU- 
Fraktion stammt vom 
10.12.1984, LT-Drucks. 10/ 
5486 

17 Hans Schuierer ist Landrat des 
Landkreises Schwandorf, in dem 
die WAA errichtet werden soll. 

18 a.A. Süß, Zur gesetzlichen Ver- 
ankerung des Selbsteintritts- 
rechts im Bayerischen Verwal- 
tungsverfahrensgesetz, BayVBl 
1987, 1. Der Autor, Ministerial- 
direktor im Innenministerium, hält 
die Anerkennung des Selbstein- 
trittsrechts für verfassungsrecht- 
lich geboten, bedauert aber, daß 
es in einem Einzelfall angewandt 
werden mußte. 

19 Auf die rechtliche Problematik 

des Erlasses kann hier näher 

nicht eingegangen werden. 

20 vol. $ 43 BRAO 


lungsrecht bleibt eine leere Hülle, 
wenn die Möglichkeit der Billi- 
gung von Straftaten durch ein- 
zelne Teilnehmer zum Verbot ei- 
ner Versammlung in geschlosse- 
nen Räumenausreicht.Dem Geist 
des „Brokdorf-Beschlusses” des 
BVerfG?! entspricht diese Ausle- 
gung des Grundrechts auf Ver- 
sammlungsfreiheit ebensowenig 
wie die Argumentation, mit der 
Demonstrationen am 10./11. Ok- 
tober 1987 am Bauzaun der WAA 
untersagt wurden: Der Zaun führe 
zu einer solchen Emotionalisie- 
rung der Demonstranten, daß mit 
gewalttätigen Ausschreitungen 
gerechnet werden müsse. Die - 
implizit vom Gericht bestätigte - 
„strukturelle Gewalt” jeder sozial 
unverträglichen Großanlage wür- 
de somit zwangläufig zu einer fak- 
tischen Bannmeile um die Groß- 
anlage führen. Die Demon- 
strationsfreiheit umfaßt jedoch 
auch das Recht, sich am Objekt 
der Demonstration zu versam- 
meln. 


Eine Untersuchung der Strat- 
rechtssprechung in den zahl- 
reichen Verfahren, die- meist we- 
gen Nötigung und Landfriedens- 
bruchs - gegen WAA-Demon- 
stranten eingeleitet wurden??, 
kann ebenfalls erst in einigem 
zeitlichen Abstand erfolgen. Im- 
merhin wacht das bayerische 
Justizministerium aufmerksam 
über die Unabhängigkeit der zahl- 
reich an das Amtsgericht Schwan- 
dorf abgeordneten Richter: Aus 
Sorge um diese richterliche Un- 
abhängigkeit wurde ein Infor- 
mationsgespräch des Arbeits- 
kreises für Verfassungs-, Rechts- 
und Kommunalfragen der SPD- 
Landtagsfraktion mit den in WAA- 
Verfahren tätigen Richtern und 
Staatsanwälten verboten. 

In diesen Zusammenhang gehö- 
ren drei Entscheidungen des 
Bayerischen Verfassungs- 
gerichtshofs, den die Art. 60 ff BV 
als Hüter der Verfassung aus- 
weisen?3, Mit Entscheidung vom 
27.11.198524 erklärte der 
BayVerfGH im Organstreitverfah- 
ren gem. Art. 64 BV einen Min- 
derheitsantrag von 51 SPD-Ab- 
geordneten auf Einsetzung eines 
Untersuchungsausschusses zur 
WAA Wackersdorf für insgesamt 
unzulässig, da der unzulässige 
Teil des Untersuchungsauftrags 
gegenüber den zulässigen Fra- 
gen überwogen habe. Dagegen 
vertraten vier Richter die abwei- 
chende Ansicht, die Landtags- 
mehrheit dürfte die Einsetzung 


eines Untersuchungsausschus- 
ses nicht deshalb ablehnen, weil 
neben zulässigen Fragen auch 
unzulässige untersucht werden 
sollten. 

In der Entscheidung vom 
14.6.1985?® hielt der BayVerfGH 
ein erstes Volksbegehren gegen 
die WAA Wackersdorf für unzuläs- 
sig. Die Bayerische Verfassung 
sieht, anders als das GG, in Art. 72 
‚Abs. 1 vor, daß Gesetze vom Land- 
tag oder vom Volk (Volksent- 
scheid) beschlossen werden. Ein 
Volksentscheid ist nach Art. 74 
Abs. 1 BV herbeizuführen, wenn 
ein Zehntel der stimmberech- 
tigten Staatsbürger das Begehren 
nach Schaffung eines Gesetzes 
stellt. Auf dieser verfassungs- 
rechtlichen Grundlage haben Ini- 
tiativen des Volkes sich mehr- 
fach?” als belebende Elemente 
der bayerischen Demokratie be- 
währt2®, Das Volksbegehren „auf 
den Entwurf eines Gesetzes über 
den Nationalpark Bodenwöhrer 
Senke” wollte durch Errichtung 
eines Nationalparks im östlichen 
Teil des Landkreises Schwandorf 
die WAA verhindern. Nach Ansicht 
des BayVerfGH verstieß das ge- 
plante Gesetz gegen das 
BNatSchG sowie gegen Art. 101 
BV (Entfaltung der Persönlich- 
keit), 103 Abs. 1 BV (Eigentum) 
und 11 Abs. 2 BV (Gemeinde- 
autonomie)?9, 


Am BayVerfGH scheiterte bisher 
auch ein weiterer Versuch, durch 
ein Volksbegehren die WAA zu 
verhindern. Mit Entscheidung 
vom 14.8.1987 wurde festgestellt, 
daß die Voraussetzungen für die 
Zulassung des Volksbegehrens 
über den Entwurf eines „Geset- 
zes über Standorte von kerntech- 
nischen Anlagen in Bayern” nicht 
gegeben seien. Die Antragsteller 
eine unabhängige Bürgerinitia- 
tive, die über 40.000 anstelle der 
erforderlichen 25.000 Unter- 
schriften gesammelt hatte - woll- 
ten durch das Volksbegehren das 
verfassungsrechtliche Anliegen 
des Natur- und Landschafts- 
schutzes®® in einem besonders 
schützenswerten Gebiet Bayerns 
verwirklichen; die dadurch gege- 
bene negative Standortentschei- 
dung hätte die Errichtung der 
WAA im Landkreis Schwandorf 
unmöglich gemacht. Der 
BayVerfGH betonte auch in dieser 
Entscheidung die Bundeskom- 
petenz für Anlagen im Sinne des 
$ 7 Atomgesetz und führte aus, 
landesrechtliche normative Rege- 
lungen von Standortplanungen 


könnten nicht soweit gehen, daß 
Fachentscheidungen mit unmit- 
telbarer Verbindlichkeit für jeder- 
mann und unter Ausschluß jedes 
Verwaltungsverfahrens getroffen 
würden. Ein Richter wies in einer 
abweichenden Meinung darauf 
hin, daß die Mehrheit damit die 
Prinzipien der Verteilung der 
Gesetzgebungskompetenzen 
zwischen Bund und Ländern ver- 
kenne. Die Antragsteller haben 
inzwischen gegen die Entschei- 
dung des BayVerfGH Verfas- 
sungsbeschwerde zum BVerfG 
eingelegt. 


Die momentane Bestandsauf- 
nahme ergibt ein eher düsteres 
Bild. Das freiheitliche Verfas- 
sungskonzept erscheint weniger 
als Maßstab, an dem sich die 
„Wackersdorfer Praxis" der 
staatstragenden Gewalten orien- 
tiert, sondern eher von der Aus- 
höhlung durch diese Praxis be- 
droht. Daher wird sich auch das 3. 
Forum der „Richter und Staatsan- 
wälte für den Frieden”, das vom 
22. bis 24. April 1988 in Schwan- 
dorf stattfinden wird, dem The- 
menkreis „Atomwirtschaft und 


Frieden” zuwenden und sich in 
einer Abteilung mit der Bedro- 
hung des inneren Friedens durch 
die Entscheidung für die Pluto- 
niumswirtschaft 
setzen. 


auseinander- 


BVerfGE 69, 315 = 
1985, 589 

22 Ende April 1987 waren über 
2.600 Verfahren anhängig. 

23 Art. 98 S. 4 BV kennt sogar die 
Popularklage, mit der jedermann 
Gesetze umd Verordnungen an- 
greifen kann, die ein Grundrecht 
verfassungswidrig einschränken. 
24 BayVBl 1986, 234 

25 BayVBl 1986, 240 

26 BayVBl 1985, 523 

27 so z.B. bei Fragen der Rundfunk- 
freiheit und des Naturschutzes 
28 Zur vielfältigen Öffnung des in der 
BV konkretisierten politischen 
Systems auf das Volk, den Bür- 
ger hin, gerade auch im Bereich 
der Verfassungsgerichtsbarkeit 
vgl. Zacher, BayVBl 1985, 513, 
517 


BayVBl 


29 Letztere wird nach h.M. nicht ver- 
letzt, wenn die Entscheidung von 
Kommunen, sich für atomwaffen- 
freizu erklären, von der Aufsichts- 
behörde aufgehoben wird oder 
wenn eine Anti-WAA-Partner- 
schaft zwischen dem Landkreis 
Schwandorf und der Stadt Salz- 
burg vom Innenministerium für 
unzulässig erklärt wird. 
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AIDS machts möglich: 
METHADON! 


Gespräch mit Piet Schuin, 


Geschäftsführer der Drogenberatung e\. Bielefeld, und 


Michael Wiese, 


Mitarbeiter der Drogenberatung und im Vorstand der AIDS-Hilfe, Bielefeld 


Nordrhein-Westfalen plant die Ein- 
richtung drei kleiner Methadon- 
Programme als Experiment. Wir 
wollen diesen bundesweit ersten 
Versuch als Stichwort aufgreifen 
und mit euch als Praktiker vor Ort 
hier in Bielefeld erörtern. Metha- 
don ist zwar eine alte Diskussion, 
schon fast wieder in Vergessen- 
heit geraten - aber vielleicht gera- 
de deshalb muß man erst einmal 
klären, was das ist: Methadon. 
PIET: Methadon ist ein synthe- 
tisches Opiat und eignet sich da- 
her als Ersatz für das halb-natür- 
liche Opiat Heroin. Dabeidarfman 
sich nicht dadurch verwirren las- 
sen, daß der als Methadon 
bekannte Stoff in der BRDalssog. 
„L-Polamidon” auf dem Markt ist- 
im folgenden sprechen wirnurvon 
Methadon ....Dieses unterschei- 
det sich von Heroin an einigen 
sehr entscheidenden Punkten: in 
der Form der Applikation, d.h.man 
kann Methadon trinken, undin der 
Wirkdauer, die bei Heroin 6 Stun- 
den beträgt, bei Methadon hinge- 
gen etwa 24 Stunden. 


Aus juristischer Sicht bliebe zu 
ergänzen, daß Methadon ebenso 
wie Heroin unter das Betäubungs- 
mittelgesetz (BtmG) fällt, der MiB- 
brauch also jeweils strafbar ist. Ob 
der Gebrauch von Methadon u.U. 
legal sein kann, darauf kommen 
wir noch - vorher würde ich gerne 
noch einmal die Unterschiede zu 
Heroin vertiefen... 

PIET: Um es gleich erst mal etwas 
polemisch zu machen: Methadon 
ist im Ausland grundsätzlich legal, 
in der BRD nicht. Beim Konsum 
von Heroin entsteht der sog. 
’Flash’, der scene-Begriff für die 
euphorosierende Wirkung, denes 
bei Methadonnichtgibt. Dieande- 
ren Unterschiede liegen - wie ge- 


sagt - in der Wirkungsdauer und 
der Art der Applikation. 
MICHAEL: ... wobei man natür- 
lich mit einer starken Überdosis 
von Methadon bestimmte Zu- 
stände erreichen kann, wie mit 
jedem anderen Medikament. Im 
Gegensatz zu Heroin ist Metha- 
don eben ein Medikament, ein 
Schmerzmittel, das manchmal bei 
Krebskranken verabreicht wird. 


Rechtlich darfja Heroin überhaupt 
niemals verabreicht werden, wäh- 
rend Methadon bei medizinischer 
Indizierung angewandt werden 
kann. Ein Punkt, den wir bisher 
nicht angesprochen haben, der 
aber in der öffentlichen Diskus- 
sion immer eine zentrale Rolle 
spielt: inwieweit kann man von 
Methadon ebenso süchtig wer- 
den, wie von Heroin? 

MICHAEL: Methadon ist natür- 
lich ein Opiat mit den gleichen 
suchterzeugenden Wirkungen. 
Wenn man diese Drogen absetzt, 
merkt man, ob’s süchtig macht, 
wenn man den Entzug bekommt, 
und natürlich gibt es auch Metha- 
don-Entzüge, beiLeuten etwa, die 
das abrupt absetzen. Man muß 
auch sagen, daß dieser Entzug 
vergleichbar ist mit dem Heroin- 
Entzug, manchmal sogar 
schlimmer. 

Als Unterschiede zwischen 
Methadon und Heroin bleibt dem- 
nach übrig, einmal - das ist eher 
banal - daß Heroin nie legal ge- 
nutzt werden kann und Methadon 
u.U. eben doch und daß bei letzte- 
rem die euphorisierende Wirkung 
ausbleibt... 

MICHAEL: ... bei richtiger Dosie- 
rung - und Methadon ist synthe- 
tisch, also sehr billig. 

PIET: Heroin wäre auch sehr bil- 
lig.... 


Also auch eine Folgewirkung der 
Illegalität. Stichwort: Schwarz- 
markt-gibtes denn Methadon auf 
dem Schwarzmarkt, wird es in 
der Drogenscene ähnlich benutzt 
wie Heroin? 


MICHAEL: Ja sicher, es gibt für 
alle Sachen, auch Tabletten etwa, 
die rezeptpflichtig sind, einen 
Schwarzmarkt. 


Der Unterschied in der Applikation 
- was ist denn der Vorteil beim 
Trinken im Gegensatz etwa zum 
Spritzen? 

MICHAEL: Dazu muß man erstmal 
sagen, daß wir immer davon aus- 
gehen, wie es jetzt ist - man 
könnte sich auch für Heroin eine 
Applikationsweise vorstellen im 
Zusammenhang mit Spritzen, die 
nicht so ungesund ist... Der Vor- 
teil beim Trinken ist zunächst, daß 
die äußeren Verletzungen gegen 
null gehen. Weil es eben nicht so 
einfach ist, steril zu spritzen und 
man da nicht immer so drauf ach- 
tet, bekommen die Leute große 
Abzesse, Furunkel, die müssen 
beschnitten werden. Dann gibt es 
Hepatitis durch verunreinigte 
Spritzen. All diese Dinge fallen 
natürlich beim Trinken von Metha- 
don weg, auch das Tauschen der 
Spritzen. 


Das nächste Stichwort wäre 
‘Substitution, und erst dadurch 
wird nun Methadon als Gegen- 
stand von Drogenpolitik interes- 
sant - was hat man sich unter ei- 
nem Substitutions-Programm 
vorzustellen? 

PIET: Substitution ist im Prinzip 
ersteinmal nichts anderes als das 
Ersetzen eines Stoffes durch ei- 
nen anderen. In der drogenpoliti- 
schen Dimension kommt hinzu 
das Ersetzen der Illegalität durch 


die Möglichkeit einer legalen Exis- 
tenz, bzw. einerlegalen Abhängig- 
keit. Das ganze fußt auf der An- 
nahme, z.T. auf der Überzeugung, 
daß durch die Möglichkeit, eine 
Sucht legal zu praktizieren, Mög- 
lichkeiten der sozialen Reinte- 
gration, Rehabilitation, der 
psycho-sozialen Gesundung 
schlechthin gegeben sind. Die Il- 
legalität verursacht weitaus mehr 
Schäden als etwa der Stoff Heroin 
selbst estun müßte, wenn erlegal 
wäre. Ein anderer Punkt ist die 
Frage der Abstinenz als Ziel der 
Drogenarbeit. Hauptvorwurf der- 
jenigen, die Methadon ablehnen, 
istja, daßeseine sog. 'resignative’ 
Therapie sei, die die Kapitulation 
vor der Sucht beinhalte, damit 
werde das Ziel der Drogenfrei- 
heit aufgegeben. 


Nun, auf den ersten Blick denkt 
man sich doch, da wird eine Droge 
durch eine andere ersetzt, was ist 
denn dadurch erreicht... 

PIET: Kurzfristig wird auf jeden 
Fall erreicht, daß die Möglichkeit 
einer legalen Existenz geschaffen 
wird, selbstwenn eseine Existenz 
mit Drogenabhängigkeit ist. Aus- 
geschaltet wird der sog. 'Bereich 
sekundärer Devianz', es gibt also 
keine Knast-Karrieren mehr, es 
gibt nicht mehr diese nahezu 
zwangsläufige Entwicklung hin zu 
mehr Kriminalität und mehr sozia- 
lem Elend. Es läßt sich auch eine 
gravierende Verbesserung der 
körperlichen Verfassung er- 
reichen, die bei illegalen Heroin- 
Konsumenten meist katastrophal 
ist. Eher mittelfristig bietet die 
Möglichkeit einer legalen Exis- 
tenz auch die Chance, sozial inte- 
griert/er zu leben, also etwa eine 
Familie zu gründen und zu unter- 
halten, soziale Kontakte außer- 
halb der Drogen-Scene, Arbeit, 
der man regelmäßig nachgehen 
kann, bis eben auf den einen Be- 
such alle 24 Stunden in der Arzt- 
Praxis, um sich das Methadon 
abzuholen. Langfristig kommen 
wir nicht umhin, festzustellen, daß 
die Abstinenz-Raten derjenigen, 
die in Methadon-Programmen 
sind oder waren, nicht unterhalb 
derer liegen, wie sie von klas- 
sischen eher therapeutischen 
Modellen oder Interventionen 
erreicht werden. 


Wäre nicht eigentlich genausoviel 
erreicht, wenn man Heroin legali- 
sierte? 

MICHAEL: In der Tat wäre es rich- 
tig, für einen bestimmten Kreis 
von Leuten Heroin auf Kranken- 


schein zu verabreichen, ent- 
sprechende Projekte gibt es in 
England. Methadon ist eine Mög- 
lichkeit für eine andere Gruppe 
von Leuten, wie Therapie wieder 
eine andere Möglichkeit ist für 
noch andere Leute. Es geht also 
nicht darum, die gesamte scene 
mit Methadon oder Heroin zu ver- 
sorgen, weil ja durchaus auch 
Leute aufhören wollen, es geht 
nur um einen kleinen Kreis. Die 
Leute, die jetzt Methadon wollen, 
möchten Heroin nicht mehrbenut- 
zen, weil es illegal ist oder weil sie 
dadurch kriminalisiert werden. 
Weil sie ständig die Dosis steigern 
müssen, um noch den ‘Flash’ zu 
bekommen, wollen sie aus der 
psychischen Abhängigkeit raus, 
die wollen auch keinen Entzug 
und wollen vielleicht auch auf 
Dauer nicht abstinent leben. Also 
um die geht es jetzt, für die wäre 
Methadon richtig, weil sie kein 
Heroin mehr wollen, aber auch 
keine Alkoholabhängigkeit. Sie 
wollen nicht einfach umsteigen, 
sondern eine Substanz haben, die 
genau auf ihren Heroin-Konsum 
trifft-und Methadon trifftjanurbei 
Heroin als Substitut. 


Bei Günter Amendt („Sucht-Profit- 
Sucht”, 2001-Verlag 1984) habe 
ich gelesen, es sei nicht nachvoll- 
ziehbar, warum jemand Methadon 
nehmen wolle, denn die Wirkun- 
gen seien nicht besonders positiv: 
der ‘Flash’ bleibt aus, Methadon 
sei doch mehr eine „chinesische 
Affendroge: nichts hören, nichts 
sehen, nicht fühlen", die nurdumpf 
macht ... 

MICHAEL: Es wird schon genom- 
men, um besser drauf zukommen, 
meistens geht es doch darum, 
schlechte Zustände zu vermei- 
den. Man muß sich mal die tat- 
sächliche Situation ansehen: die 
Leute benutzen Heroin mit Zu- 
satzstoffen, etwa mit Pflanzen- 
schutzmitteln, mit Arsen und 
Strichnin, Mehl oder Schuhcreme 
— da ist der Gebrauch von Metha- 
doneinfachsicherer, auch körper- 
lich sicherer, vor allem wegen der 
Frage der Überdosierung. Aber 
manche Leute werden eben Me- 
thadon niemals nehmen wollen, 
sondern bei Heroin bleiben ... 


Da herrschen sicher auch Fehlvor- 
stellungen: jemand spritzt sich 
einmal Heroin und kommt nie wie- 
der davon ab, obwohl er es will. 
Müßte man dieses Bild korri- 
gieren? 

MICHAEL: Sicherlich. Esgibt Leu- 
te, die beim ersten Schuß ‘drauf 


kommen, es gibt aber auch eine 
ganze Reihe, die sich einen Druck 
setzen und dann vielleicht vier 
‚Monate keinen mehr, dann mal 
wieder, und mal eine Woche lang 
jeden Tag-Drogenkonsum, eben- 
so wie Alkoholkonsum, ist kein 


einheitliches Phänomen. In 
Deutschlana gibt es zwei Millio- 
nen Alkoholabhängige, Alkohol 
trinken aber mindestens 20 - 30 
Millionen, d.h. der persönliche 
Umgang damit ist ein sehr indivi- 
dueller. 


»Die ganze Drogenthe- 
rapie in der BRD kostet 
Millionen pro Jahr - der 
geringe Erfolg rechtfer- 
tigt den Aufwand nicht.« 


Vorhin fiel das Wort ‘Erfolg. Es 
scheint zu sein, daß wider aller 
Erwartungen und Vorhersagen 
Methadon ein Zielerreicht hat, das 
gar nicht unbedingt angepeilt war, 
nämlich die Abstinenz. 

PIET: Wenn du sagst, das Ziel der 
Drogenfreiheit sei eigentlich nicht 
ZielderMethadon-Verabreichung, 
sollte man sich ersteinmal die ver- 
schiedenen Methadon-Program- 
me ansehen: da ist die kurzfristige 
Entgiftungshilfe, d.h. Entzug mit- 
tels Methadon, die sog. ‘aus- 
schleichende Dosierung’, bis hin 
zu den sog. ‘Erhaltungsprogram- 
men’, die im Prinzip eine Dosie- 
rung mit Methadon auf unbe- 
stimmte Dauer, wenn's sein muß, 
bis zum Lebensende beinhalten. 


Aber natürlich gehen alle davon 
aus, daß irgendwann der Metha- 
don-Konsument damit aufhören 
wird. Etwa weil es ihm schlicht zu 
langweilig wird, weil Methadon 
eine langweilige Droge ist, oder 
weil es ihn zuviel Nerverei kostet, 
jeden Tag in die Arzt-Praxis zu lau- 
fen ... Der gravierende Unter- 
schied zu den ‘klassischen’ Inter- 
ventionen ist einerseits, daß Dro- 
genfreiheit nicht als Vorausset- 
zung für die Hilfe formuliert wird, 
was etwa bei einer stationären 
Therapie immerderFallist:dawird 
erst entgiftet, dann setzt die The- 
rapie ein. Bei den Erhaltungspro- 
grammen mit Methadon wird eher 
davon ausgegangen, wenn man 
erst einmal die Möglichkeiten der 
sozialen Integration schafft, dann 
wird es wahrscheinlich so sein, 
daß irgendwann im Laufe der Zeit 


' 
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der Heroin- bzw. Methadon- 
konsum eingestellt wird. Dabei 
kann man natürlich unterstüt- 
zende Hilfen anbieten, was in gu- 
ten Methadon-Programmen auch 
passiert, aber diese Dinge werden 
nur angeboten, nicht auf- 
oktroyiert, obwohl das Aufdrücken 
von Hilfe hier in der BRD system- 
immanent erscheint in der Dro- 
genarbeit: Therapie statt Strafe, 
Therapie als Strafe - friß oder 
stirb! 


Damit hätten wir also die 'klassi- 
schen’ Reaktionen auf Drogenab- 
hängigkeit - um sie aus der Sicht 
des Juristen zu vervollständigen, 
ist die klassische Reaktion natür- 
lich auch Knast. Wie siehtdenn der 
Erfolg aus, gemessen and er Prä- 
misse ‘Drogenfreiheit’? 
MICHAEL: Dengibtesnicht,wenn 
man vondieser Prämisse ausgeht. 
Es gibt immer so Zahlenspiele, 
zwischen 0,5 % und 10 %, wenn’s 
hoch kommt, wobei diese Zahlen 
kaum zu kontrollieren sind. Das ist 
natürlich enorm wenig. Und diese 
ganze Drogentherapie in der BRD 
kostet Milionen pro Jahr, die Pfle- 
gesätze usw. muß man ja dazu- 
rechnen bei der Entgiftung, d.h. 
der Erfolg rechtfertigt den Auf- 
wand nicht. 


Daß die Einweisung Drogen- 
abhängiger in den Knast nicht 
zum Erfolg führen kann, ist wohl 
jedem schnell einleuchtend - aber 
wie läßtsich denn erklären, daß die 
'klassische’ Drogentherapie nicht 
zum Erfolg führt und führen kann? 
MICHAEL: Einmal gibt es natür- 
lich zuwenig Therapieplätze: Es 
sind rund 2.000 stationäre Plätze 
vorhanden, die Dunkelziffer von 
Heroinabhängigen kann man 
aber sicherlich mit 60.000 schät- 
zen, manche Annahmen gehen 
weit darüber. Das bedeutet zuwe- 
nig Plätze und zulange Warte- 
zeiten. Die zweite Sache ist, daß 
die Standards der angebotenen 
Therapieplätze oftmals nicht die 
besten sind. Da gibt es die 'Fach- 
krankenhäuser', die gar keine 
sind. Der dritte Punkt ist, daßnach 
der Novellierung des BtmG sehr 
viele Leute nicht freiwillig in die 
Therapie kommen, sondern nur 
deshalb, weil die Alternative zur 
Therapie der Knast ist, nach dem 
Motto: Strick oder Kugel. Dabei 
entscheiden sich aber immer 
mehr Leute für Knast. D.h. für uns, 
daß die Leute gezwungenrmaßen 
kommen, was für einige nicht un- 
bedingt schlecht sein muß, weiles 
auch Leute gibt, die sich über 


Zwang verändern. Für einen gro- 
Ben Teil der Leute ist dieser 
Zwang aber keine angebrachte 
Umgehensweise. Wer beraterisch 
oder therapeutisch arbeitet, weiß, 
daß man nur mit Leuten etwas 
machen kann, werın die etwas 
machen wollen. 


Vielleicht sollten wir das nicht so 
weit vertiefen, wir haben ja nicht 
die Abrechnung mit der klassi- 
schen Drogentherapie zum 
Thema ... 

MICHAEL: ... obwohl ich die Ab- 
rechnungmit.derklassischen Dro- 
gentherapie wichtig finde für das 
Verständnis der Methadon-Proble- 
matik.Was ich damit sagen will: Es 
gibt verschiedene Gruppen von 
Leuten, die in der stationären The- 
rapie mit den vorhin genannten 
Dingen konfrontiert werden. Die- 
se Sachen sind oft schlecht, und 
Methadon würde eben genau da 
einsetzen, wo sich die Leute ent- 
weder noch nicht im klaren sind, 
wie sie perspektivisch weiter- 
machen wollen und dafür Ruhe 
brauchen, oder bei Leuten, die 
sich klar sind und den Weg der 
stationären Therapie ablehnen, 
weil sie sich sagen: ich versuche 
es über Selbstheilung. Es gibt 
eine immense Zahl an Selbsthei- 
lungen bei Heroinabhängigen, die 
so ab 12 Jahren Konsum einsetzt. 
Wie auch bei Zigaretten: wenn es 
für Zigarettenraucher stationäre 
Therapien mit Zwang gäbe, würde 
das nichts nützen. Wer selbst ge- 
raucht hat und dann aufhört, kann 
das gut nachvollziehen. 

PIET: Aber wieder zur Frage des 
Erfolges. Ein Erfolg kann sein, 
wenn es jemandem gelingt, unab- 
hängig von seinem Konsum oder 
seinen Konsumgewohnheiten 
nicht auffällig zu sein oder zu wer- 
den. Das wäre u.U. ein unheim- 
licher Erfolg, der für viele unserer 
Klienten existentiell wichtig wäre. 
Es kann meines Erachtens auch 
ein Erfolg sein, daß ein Umsteigen 
von illegalen auf legale Drogen 
stattfindet oder das völlige Ein- 
stellen von Konsum von Drogen 
egal welcher Art - kurzum: ich fin- 
de diese Erfolgskriterien sehr 
schwierig ... 

MICHAEL: Man setzt hierineinem 
gesellschaftlichen Bereich eine 
Maxime an, die man in sämtlichen 
anderen sozialen Bereichen auch 
im Gesundheitswesen nicht an- 
setzt,_ sondern dort geht man 
immer damit um, wie kann besser 
mit dem Problem umgegangen 
werden, um die Schäden volks- 


wirtschaftlich wie individuell ge- 
ringer zu halten. Das ist eine rea- 
listische und auch eine mensch- 
liche Einstellung. Aber gerade die 
Drogenpolitik ist für mich auch 
fast der einzige Kontext, wo nicht 
gesagt wird, wir müssen lernen, 
damit umzugehen und die Folge- 
schäden sukzessive abzubauen, 
sondern da wird gesagt: entweder 
jaoder nein. Wenn man den Erfolg 
nicht maximalistisch ansetzt und 
damit auch irreal, hatder Erfolg für 
uns verschiedene Facetten. 
Wennjemand von drei‘Drucks’am 
Tag dann nur noch zwei macht, ist 
das ein kleiner Erfolg. Denn damit 
steigert er nach und nach seine 
Kompetenz und seinen körper- 
lichen Zustand. Beimanchen Leu- 
ten ist ein Erfolg für uns, wenn sie 
abstinent werden, d.h. wenn sie 
das sagen und schaffen; oder sie 
machen eine Entgiftung und 
schaffen das, das ist auch ein Er- 
folg. Und Erfolg ist für uns genau- 
so, wenn jemand merkt, daß er il- 
legaı Heroin nicht weiter nehmen 
kann und er dann zu der Einsicht 
kommt, und sei es aufgrund der 
juristischen Lage, ich muß mich 
darum kümmern, daß ich legal 
substituiert werde und meine 
Kraft dafür einsetze. Grundsätz- 
lich ist der Erfolg überhaupt, daß 
die Leute kommen und sei es, um 
uns guten Tag zu sagen. In der 
Drogenhilfe ist es doch so-wenn 
man mal davon ausgeht, daß es 
60.000 Illegale gibt, bei 2.000 
Therapieplätzen und ein paar Am- 
bulanzen-daßeseine riesige An- 
zahl von Leuten gibt, die über- 
haupt keinen Kontaktaufnehmen, 
die irgendwo im Dunkeln ver- 
schwinden. Für die innere Seite 
der scene muß man wissen, daß 
die sehr gesellschaftsablehnend 
ist, gerade was die Institutionen 
sozialer Kontrolle angeht. Das 
bedeutet, esist dort auch ein Wert 
zu sagen, ich geh’ aber nicht zum 
‘Sozi’. Wenn die Leute es dann 
nicht mehr so nötig haben, sich 
abzugrenzen und, wenn sie Pro- 
bleme haben, die auch artikulie- 
ren können, ist allein die Kontakt- 
aufnahme ein immenser Erfolg. 
Wir haben in Bielefeld im Grunde 
mit Leuten zu tun, die andere Be- 
ratungsstellen, obwohl sie mit Ille- 
galen zu tun haben, noch nie ge- 
sehen haben. 


„Methadon für alle 
Heroinabhängigen, 
die es wollen.« 


Nun gibt es also die Entscheidung 
der NRW-Landesregierung, in drei 
Städten als Experiment Metha- 
don-Programme anlaufen zu las- 
sen, dazu kommen wirgleich noch. 
Aber malganz konkret: Wie könnte 
Methadon in dem Alltag der Dro- 
genarbeit sinnvoll eingesetzt wer- 
den, wobei ich unterstelle, das ha- 
be ich dem bisherigen Gespräch 
entnommen, ihr seht darin grund- 
sätzlich eine positive Chance ... 
PIET: Die Zuspitzung der ganzen 
Debatte auf Methadon ist mirsehr 
unangenehm, ich halte sie für un- 
angebracht, weil Methadon damit 
viel zu hoch bewertet wird. Es gibt 
in dem Bereich der ambulanten 
Arbeit einige Ansätze oder grund- 
legende Positionen, die gemein- 
hin mit dem Begriff ‘Niedrig- 
schwelligkeit' umschrieben wer- 
den: nurin einem solchen Kontext 
kann Methadön sinnvoll ein- 
gesetzt werden, wo die Forderung 
nach Abstinenz, nach vorab-An- 
passungsleistungen nicht im Vor- 
dergrund steht. Ich würde erst 
einmal rein theoretisch, weg von 
der Frage, was dennpraktisch und 
politisch drin ist, sagen: Methadon 
für alle Heroinabhängigen, die es 
wollen. Das beinhaltet einerseits 
die freie Entscheidung der Leute, 
andererseits nicht vorhandene 
oder sehr niedrig angesetzte Ein- 
gangsbedingungen für das Pro- 
gramm. 


Was heißt denn das, ‘für alle, die es 
wollen’ - kaufen am Kiosk? 

PIET: Nein, ich denke schon, daß 
daseine Sache ist, dieeingebettet 
werden soll in so etwas wie eine 
ärztliche Praxis, einmal wegen 
dem Problem der Dosierung, was 
aber nicht so wahnsinnig schwie- 
rig ist, es sollte trotzdem nur unter 
ärztlicher Kontrolle geschehen, 
zum anderen ist es sinnvoll, die 
Leute vorher körperlich zu unter- 
suchen, nicht nur aber auch we- 
gen der Vergabe eines Opiates. 
Verkauf am Kiosk also nicht, son- 
dern im Rahmen eines begleiten- 
den Angebotes. 

MICHAEL: Ich denke, wir sind ja 
auch nıcht dafür, Psychophar- 
maka am Kiosk zu verteilen. Be- 
stimmte Medikamente und Dro- 
gen müssen, auch staatlich, kon- 
trolliert werden und zwar wegen 
des Reinheitsgehaltes und um 
Schwarzmärkte zu verhindern. 
Wie bei Psychopharmaka ist auch 
eine individuelle Einstellung und 
Verabreichung notwendig. Ich 
fand den Satz jeder der es will’ 
auch etwas lax, ich würde es nicht 


jedem geben. Mir würde der Sinn 
nicht einleuchten, wenn etwaeine 
15-jährige Klientin kommt, die 
sich zwei- bis dreimal einen Druck 
gesetzt hat, die man kaum kennt 
und wo man nicht weiß, was mit 
der ist und dann zu sagen, okay, 
du kriegst jetzt Methadon. 

PIET: Das Beispiel, was zu da 
nennst, spricht nicht gegen meine 
Grundannahme, denn das 15-jä 
rige Mädchen, das zweimal ge- 
drückt hat, ist nicht Heroin-ab- 
hängig. 


Wie seht ihr die Methadon-Pro- 
gramme, die jetzt hier in NRW an- 
laufen? Wie werden sie gehand- 
habt? 

MICHAEL: Das kann man eigent- 
lich schlecht sagen, weilsie jarea- 
liter noch gar nicht laufen, die ste- 
hen noch auf dem Papier. Das 
erste Programm wird wohl im Ja- 
nuar in Essen anfangen - aber so 
wie es konzipiert ist, kann man 
doch einige Kritik anbringen. Drei 
Städte sind viel zu wenig, weil die 
Platzzahlen nicht das widerspie- 
geln, was in NRW an Methadon- 
Bedarf da wäre, das merken wir 
ganz klar, wenn uns hier Leute 
anrufen, auch wenn wir keine Sta- 
tistik führen. Dann würde ich kri 
sieren, daß das ganze über HIV, 
sprich: AIDS initiiert wurde, und 
das ist eigentlich ein Rückschlag 
für die Drogenhilfe. Im übrigen 
sind Details der Programme zu kri- 
tisieren, somußz.B.die Dosierung 
über einen langen Zeitraum sta- 
tionär gemacht werden, also in 
Krankenhäusern, und das wäre 
eigentlich gar nicht notwendig. 
Schließlich sind da die Kriterien 
für eine Teilnahme am Methadon- 
Programm: 22 Jahre alt, zwei qua- 
lifizierte Therapie-Abbrüche, das 
ist natürlich idiotisch, denn was 
macht man mit den 19-jährigen 
etwa, esistjanichtso,daßillegaler 
Drogenkonsum erst ab 22 auf- 
wärts beginnt. 

Erhofft man sich vielleicht durch 
eine solche Vorauswahl bestimm- 
te Erfolge, oder was vermutet ihr 
dahinter? 


MICHAEL: Wenn man’s positiv 
nimmt, also Gutes unterstellen 
will, kann man sagen, die Tür zu 
Methadon ist offen und wenn Tü- 
ren einen Spalt aufstehen, ent- 
steht so etwas wie Gewohnheits- 
recht, so daß man vielleicht in drei 
Jahren die Tür aushängen kann 
und hätte dann Methadon für die 
Drogenarbeit zur Verfügung - 
wenn man Gutes unterstellt. Und 
ich denke schon, daß da etwas 


dran ist, aber die Realisation wird 
so knapp gemacht, daß der Spalt 
eigentlich etwas größer sein müß- 
te. Man könnte auch sagen, über 
so ein Konzept konzipiert man ein 
Scheitern, um später sagen zu 
können, die Tür wird wieder zu- 
gemacht. 


»Aus der Sicht der 
AIDS-Politik ist es eine 
unsinnige Maßnahme« 


Die Tür steht also einen Spalt 
offen. Jetzt ist hier ein Stichwort 
hineingekommen, was offenbar 
für die Diskussion sehr wichtig ist. 
Die Sache wird angestoßen vom 
Gesundheitsministerium wegen 
AIDS, und das ist ja auch in der 
Öffentlichkeit so rüubergekommen 
- kann man das so sagen: erst 
AIDS hat’s möglich gemacht? 

PIET: Ja sicher, Gut, es gab auch 
vor AIDS Gespräche mit dem 
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Land, aber da wurden die Mög- 
lichkeiten von Methadon eigent- 
lich immer sehr zurückhaltend 
eingeschätzt, auch wenn z.B. der 
Drogenbeauftragte des Landes 
der Diskussion darüber zumin- 
dest nicht abgeneigt war-aber es 
war politisch schlicht nicht mach- 
bar. Und seit AIDS ist es machbar. 
Das Land hat aber sehr viel Druck 
gekriegt von sämtlichen anderen 
Bundesländern und in sämtlichen 
Gremien, wo Drogen irgendwie 
Thema waren. Überdies hat sich 
die Ärzteschaft NRW in sehr un- 
rühmlicher Weise hervorgetan, 
ich denke auch, daß die inhaltlich 
sehr viel mitbestimmt hat, sowohl 
was die Frage der ärztlichen Ver- 
antwortung, Begleitung etc. als 
auch die Standortfrage betrifft. 
Das Land hätte z.Zt. auch nicht 
mehr erreichen können, als eben 
dieses Programm in dieser Form 
in nur drei Städten. Die Befürch- 
tung, daß der Mißerfolg vorpro- 
grammiert ist, habeich auch, hoffe 
allerdings, daß wir die Tür doch 
irgendwann aushängen können. 
Daß die ganze Sache mit AIDS zu 
tun hat, ist bedauerlich, weil es im 
Grunde eine sachfremde Begrün- 
dung für eine drogenpolitische 
Maßnahme ist. Es wirdauch kaum 
noch als drogenpolitische, son- 
dern als gesundheitspolitische 
Maßnahme diskutiert, was man 
z.B. daran sehen kann, daß die 
Altersgrenze für Methadon für 
HIV-Positive runtergesetzt wurde. 
Aus der Sicht der AIDS-Politik ist 
es eine unsinnige Maßnahme, 
prophylaktisch gesehen kann das 
kaum eine Wirkung haben. Wie es 
sich drogenpolitisch auswirkt, 
wird die Zeit zeigen, und da wird 
es sehr auf die wissenschaftliche 
Begleitung ankommen. 


Aber es trifft doch zu - und inso- 
fern ist diese Diskussion nicht ab- 
wegig - daß AIDS ein neues 
schwerwiegendes Problem für die 
Drogenarbeit ist. 

MICHAEL: Ja, aber um dem Pro- 
blem adäquat begegnen zu kön- 
nen, müßte man völlig anders an- 
setzen. Man müßte in der Tat 
Spritzen unter das Volk verteilen, 
soviel wie die Leute wollen, man 
müßte eine bestimmte Seite der 
Kriminalisierung schon jetzt auf- 
heben, ohne damit gleich den Ge- 
brauch zu erlauben. Und man 
müßte, wenn man schon nicht an 
die Beschaffungsprostitution ins- 
gesamt herankommt, sagen, daß 
diejenigen auf der Szene, die 
nicht HIV-positiv sind, jetzt Metha- 


don bekommen, damit sie nicht 
positiv werden, denn daß sie es 
werden, hat ja soziale Gründe und 
keine medizinischen. Für das HIV- 
Problem in der hochgefährdeten 
Gruppe der intravenösen Drogen- 
abhängigen greift es als epide- 
miologische Maßnahme, also um 
die Infektionskette zu unter- 
brechen, nicht. 


Ist AIDS dann ein argumentativer 
Trick? 

PIET: Nein. Ich hatte den Verdacht 
auch, und habe ihn auch immer 
wieder, aber ich glaube es nicht. 
Ichdenke,daßAIDSauchderLan- 
desregierung Sorgen bereitet, ge- 
rade auch vor dem Hintergrund 
der desolaten Haushaltslage. Al- 
so kein argumentativer Trick, aber 
ein gefundenes Fressen. Es paßte 
in die Methadon-Argumentation, 
und kaum gab es AIDS, wurde die 
Argumentation auch anders. Aber 
dasLndgeht wohlin der Tatdavon 
aus, daß diese drei Programme in 
Sachen AIDS auch eine gewisse 
Wirkung zeigen. Und da glaube 
ich, irrt sich das Land einfach. 
MICHAEL: Man muß auch sagen, 
ohne jetzt für die gesamte SPD zu 
sprechen, daß Heinemann, was 
diesen Punkt angeht, relativ inte- 
ger ist. Er setzt das Sozial-Pro- 
blem HIV für eine bestimmte 
Gruppe von Leuten schlimmer an 
als für andere, etwa die Mittel- 
schichtorientierten, etwa die 
Schwulen. Er denkt darüber nach, 
wie man dieses Unglück abwen- 
den kann, das über die Leute 
kommt und was ja in der Tat ganz 
eklatant ist - ohne die Gruppen 
nun gegeneinander auszuspie- 
len: aber als Drogi HIV zu bekom- 
men, ist irgendwie noch schlim- 
mer als als Schwuler, sozial 
schwieriger. Und Heinemann hat 
schon begriffen, daß es in dieser 
Gruppe keine Lobbyisten gibt, 
was bei Schwulen anders ist, inso- 
fern ist das vom Ansatz her inte- 
ger, nur zum Teil nicht sehr klug. 
Man muß aber auch sagen, um es 
wahlkampfmäßig zu benutzen 
bringt das keine Schnitte: in drei 
Jahren, zur nächsten Wahl, liegen 
die ersten Ergebnisse vor, und da 
kann man ganz schön mit auf die 
Fresse fliegen. 


Befürchtet ihr denn bei der Art und 
Weise wie dieses Methadon-Pro- 
jekt in NRW anlaufen soll, daß es 
der Sache eher schadet? 

PIET: Das können wir nicht end- 
gültig beurteilen. Es wird kein ein- 
heitliches Programm sein. Diedrei 
Städte unterscheiden sich sowohl 


in der Struktur der dort ansässi- 
gen Drogenarbeit, als auch was 
die Anbindung an Krankenhäuser 
und an die Medizin anbelangt, 
sehr stark. Ich könnte mir vorstel- 
len, daß in ein oder zwei Städten 
die Ergebnisse katastrophal sein 
werden, was also die reine dro- 
genpolitische Seite betrifft. Wel- 
che Schlußfolgerungen daraus 
gezogen werden, weiß ich nicht. 


Es wäre ja auch ein Erfolg, daß Me- 
thadon nicht mehr nur als spin- 
nerte Vorstellung einiger Drogen- 
berater abgetan werden kann, 
sondern quasi 'hoffähig’ wird. 
PIET: Das ist sicherlich ein Erfolg, 
auf dieser Ebene kann man das 
auch unterstützen. 

MICHAEL: Wobei noch eine Ebe- 
ne fehlt. Man muß eben davon 
ausgehen, daßes eine bestimmte 
Anzahl von Leuten gibt, die süch- 
tig sind, und daß es staat- 
licherseits keine Möglichkeit gibt, 
diese Leute davor zu schützen. 
Das ist eben der Preis einer be- 
stimmten Form von Industrie- 
gesellschaft, wie auch Verkehrs- 
tote: der Autoverkehr erfordert 
immer ein zwingendes Maß an 
Verkehrstoten, das wird sich nie 
ändern, das kann man ja auch auf 
die AKW-Politik beziehen. Im 
Grunde ist es so: egal was man 
anbietet im Drogenbereich, von 
derreaktionären Seite bis zur fort- 
schrittlichen, es wird einen Stamm 
von Leuten geben, die über Dro- 
gen völlig depraviert sein werden, 
deklassiert, die psychisch und 
körperlich völlig am Arsch sind. 
Das wird sich nicht ändern lassen, 
nicht durch Methadon und auch 
nicht durch die Freigabe von 
Heroin. 


»Die Bedeutung der 
’Niedrigschwelligkeit’ ist 
unumgänglich in der 
Drogenpolitik, und 
Methadon wäre Teil 
eines solchen Ange- 
bots. Meine erste Forde- 
rung wäre allerdings die 
ersatzlose Streichung 
des Betäubungsmittel- 
Gesetzes.« 


Methadon ist also eine Sache, die 
zu hoch gekocht wird, die vielleicht 
auch andere wichtige Sachen ver- 
nebelt. Methadon ist nicht die Lö- 


sung des Drogenproblems, auch 
nicht das Zauberwort von Drogen- 
‚politik überhaupt: was wäre eurer 
Meinung nach vordringlicher in 
der Drogenpolitik? 


MICHAEL: Mein Steckenpferd ist 
die Niedrigschwelligkeit. Die An- 
passungsleistungen, die die Leu- 
te bringen müssen, um die Institu- 
tionen erreichen zu können, müs- 
sen gegen Null gehen, um Kon- 
takte herzustellen. Es muß rei- 
chen, nur Minimalforderungen zu 
stellen, also etwa, sich nicht zu 
prügeln und sonst können die 
Leute so sein wie sie wollen oder 
müssen, Hauptsache sie kommen 
erst mal. Das Zweite wäre, daß 
man mit den Schwierigkeiten ar- 
beitet, die die Leute vorgeben, 
das sind etwa einzelne Krisen und 
nicht die Diskussion des gesam- 
ten Lebensstils - das wäre mir 
wichtiger als Methadon, viel wich- 
tiger, auch politisch viel fort- 
schrittlicher. 


Aber wo liegen denn dafür die 
Hemmnisse? 


MICHAEL: Das 'revolutioniert’den 
Bereich. Leute, die an ihre thera- 
peutische Qualifikation glauben, 
könnten diese aus dem Fenster 
schmeißen, könnten sich nicht 
mehr in ihrem Stuhl oder an der 
Couch zurücklehnen. Sie müßten 
mit diesen Leuten in einen Kon- 
takttreten, dernicht strukturierbar 
ist, wo das Macht-Ohnmacht-Ver- 
hältnis entfällt, und sie müßten 
sich damit auseinandersetzen, 
daß Abstinenz nicht alles ist und 
daßsie selbstauch nicht abstinent 
leben, die meisten Therapeuten 
sind ja Kettenraucher. Auch die 
finanzielle Förderung müßte völlig 
anders aussehen, hochdotierte 
Arzt- und Therapeutenstellen wä- 
rensonichtmehrmöglich,esmüß- 
ten überall Kontaktläden aufge- 
macht werden-unddaswäreeine 
viel größere ‘Revolution’ als Me- 
thadon im Drogenbereich - daher 
sind auch die Widerstände viel 
größer. Niedrigschwelligkeit be- 
deutet auch, daß wir einen Groß- 
teil unserer Arbeit mit juristischen 
Sachen verbringen, in Delegation 
oder Kooperation mit Juristen.Die 
Krisen bearbeiten heißt auch, daß 
viele Krisen beim illegalen Dro- 
gengebrauch juristischer Natur 
sind, also keine Arbeit für einen 
Therapeuten. Derkann dann nicht 
mehr fragen, „was ist denn dein 
Ding und mein Ding dabei”, son- 


dern er muß sich auskennen, wie 
man einen 35er ($ 35 BtmG) ab- 
würgt oder ähnliches, aber das ist 
keine therapeutische Inter- 
vention. Es gehört aber alles zur 
Niedrigschwelligkeit, dazu gehört 
auch, daß man sich darum küm- 
mert, daß die Leute Wohngeldan- 
träge richtig ausfüllen, daß die 
eine Wohnung bekommen, daß 
die Sozialknete bekommen ..., al- 
so eher eine dequalifikatorische 
Arbeit. 

PIET: Die Betonung der Niedrig- 
schwelligkeit ist in der Tat unum- 
gänglich, wobei ich im übrigen 
daran denke, daß Methadon Teil 
eines solchen Angebotes wäre. 
Meine erste Forderung wäre aller- 
dings die ersatzlose Streichung 
des BtmG, keine Novellierung 
oder bloße Streichung der Straf- 
vorschriften als Kompromiß oder 
so. Dieses Gesetz birgt in sich die 
Quellen vielen Elends und ist de 
facto kontraproduktiv, erreicht al- 
so weder die Zielsetzung des Zer- 
schlagens der Händlerringe, wie 
es immer wieder angeführt wird, 
noch erreicht es die Zielsetzun- 
gen auf der individuellen Ebene, 
Hilfe zu leisten, noch erreicht es 
so etwas wie die Lösung einesge- 
samtgesellschaftlichen Pro- 
blems, im Gegenteil, es verschärft 
dieses Problem eher noch. Mir ist 
aber klar, daß das eine sehr naive 
Forderung ist, weil es dafür zur 
Zeit- mit den Worten des Landes- 
beauftragten - keine Lobby gibt, 
noch nicht einmal füreine erneute 
Novellierung. An den Ausfüh- 
rungsbestimmungen etwas zu 
drehen, auf der Ebene der StA et- 
was zu erreichen, das ist zur Zeit 
mit das Beste, was wirtun können, 
aber dieses Gesetz hat meines 
Erachtens keinerlei stichhaltigen 
Grund. 


Piet und Michael, ich danke euch 
für das Gespräch. 


(Das Gespräch führte Helmut‘ 
Pollähne) 
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Bayern, Aids und das Recht 


Der von der Bayerischen Staatsregierung am 25.2.1987 beschlossene Maßnahmenkatalog zur Verhütung 
und Bekämpfung der Immunschwächekrankheit AIDS (vgl. Ministerratsbeschluß v. 25.2.1987 in: AIDS 


AKTUELL, 4.2.4. und Beschlußvorschlag v. 1987, 344) sowie die vom Bayeı 


r. Staatsministerium des Innern 


dazu bekanntgegebenen Vollzugshinweise vom 19.5.1987 (BABI Nr. 10/1987, 246/256) weichen hinsichtlich 
ihrer gesundheitspolitischen Zielsetzung und (seuchen)rechtlichen Durchführung erheblich von den 
Maßnahmen ab, die von der Bundesregierung und den übrigen Bundesländern zur Bekämpfung von AIDS 
vorgesehen oder bereits getroffen worden sind (vgl. Sofortprogramm der Bundesregierung zur Bekämp- 
fung von AIDS, Bonn, 23.3.1987 und Mehrheitsbeschluß der GMK, AIFO 1987, 342). 

Die bayerische Landtagsfraktion der Grünen hat daher Prof. Dr. Günter Frankenberg (Fachhochschule 
Frankfurt, Fachbereich Sozialwesen) mit der Erstellung eines Rechtsgutachtens über die Verfassungsmä- 
Bigkeit und Gesetzmäßigkeit dieser Regelungen beauftragt, das nunmehr vorliegt (zu beziehen über: Die 
Grünen im bayerischen Landtag, Maximilianeum, 8000 München 85, DM 10,-). Wir veröffentlichen die 
Leitsätze des Gutachtens. Das Gutachten und weitere Beiträge zur Problematik „Aids + Recht” können 
auch in einem Buch desselben Autors nachgelesen werden, das soeben im Nomos-Verlag in Baden- 
Baden erschienen ist; im gleichen Verlag erscheint in Kürze die ebenso erschreckende wie aufschlußrei- 
che Dokumentation des Kongresses ’Aids und Recht’ in Mannheim 1987. 


A. Allgemeine und rechtliche 
Grundsätze der AIDS-Bekämpfung 
1. Die Verfassungsordnung der Bun- 
desrepublik Deutschland gibt den 
staatlichen Entscheidungsträgern auf, 
sich bei der Bekämpfung der Immun- 
schwächekrankheit AIDS ein wirk- 
lichkeitsnahes und problemangemes- 
senes Bild zu machen, um rechtliche 
Schutzmaßnahmen wirksam und als 
Beitrag zur „Enthysterisierung” ein- 
setzen zu können. 

1.1 Beim Einsatz gesundheits- und 
seuchenrechtlicher Instrumente ist 
folglich nicht allein auf die „Heim- 
tücke” und den zumeist tödlichen Ver- 
lauf der HIV-Infektion, sondern vor al- 
lem darauf abzustellen, daß grundsätz- 
lich nicht ansteckungsgefährdet ist, 
wer sich nicht exponiert oder expo- 
niert wird. 

1.2 Demgemäß haben staatliche 
Schutzmaßnahmen Vorrang beim 
Schutz potentiell Ansteckungsgefähr- 
deter, die zum Selbstschutz nicht in 
der Lage sind (Empfänger von Blut- 
präparaten, Bluttransfusionen und Or- 
ganen oder Gewebe sowie die Kinder 
HIV-infizierter oder intravenös drogen- 
abhängiger Mütter). 

13 Hinsichtlich des häufigen Falles 
der Übertragung des HI-Virus durch 
verantwortliches gemeinschaftliches 
Handeln mehrerer Personen (bei Ge- 
schlechtsverkehr, gemeinsamer Benu- 
tung von Injektionsnadeln), aber auch 
bei der operativen Behandlung von 
AIDS-Kranken) haben demgegenüber 
die leicht zu realisierenden, bezüglich 
ihrer Effektivität allen staatlichen 
(Zwangs-)Maßnahmen überlegenen 
Möglichkeiten des Selbstschutzes 
(wie geschützter Geschlechtsverkehr, 
die Beachtung hygienischer Regeln) 
unbedingten Vorrang. Staatliche Maß- 
nahmen müssen darauf abzielen, 
durch Aufklärung diese Möglichkeiten 


des Selbstschutzes vor Ansteckung 
zu aktivieren. 


2. Das Gebot der wirklichkeitsnahen 
und versachlichenden Regelung er- 
legt den staatlichen Entscheidungsträ- 
gern die Pflicht auf, rechtliche Maß- 
nahmen der AIDS-Bekämpfung stets 
am aktuellen Stand der fachwissen- 
schaftlichen Forschung zu orientieren. 
Soweit die AIDS-Bekämpfung gleich- 
wohl mit tatsächlicher Ungewißheit be- 
lastet ist, obliegt es der staatlichen 
Verwaltung, diese gemäß der verwal- 
tungsrechtlichen Untersuchungsma- 
xime abzuarbeiten und nicht durch 
übermäßig belastende Maßnahmen 
auf die Bürger abzuwälzen. 


B. Die Kompetenz des Bayerischen 
Staatsmi 

Erlaß der „Vollzugshinweise” als 
Verwaltungsvorschriften 


Ergebnis: Die wesentlichen, für die 
AIDS-Bekämpfung in Bayern kenn- 
zeichnenden „Vollzugshinweise” sind 
kompetenzrechtlich nicht gedeckt. 


1. Für die Bestimmung der rechtlichen 
Qualität von Vorschriften der Verwal- 
tung und für die Entscheidung der Fra- 
ge, ob und inwieweit die Verwaltung 
befugt ist, Materien auf dem Erlaßwe- 
ge zu regeln, sind nicht formale Aspek- 
te wie Veröffentlichung und Bezeich- 
nung und auch nicht die Absichten der 
Verwaltung, sondern inhaltliche Krite- 
rien maßgebend. 


2. Derartige inhaltliche Kriterien sind 
insbesondere vom Bundesverfas- 
sungsgericht mit der sogenannten We- 
sentlichkeitslehre zur Sicherung der 
Führungsrolle des Parlaments im ge- 
waltenteiligen demokratischen Verfas- 
sungsstaat und zum Schutz der 
Grundrechte entwickelt worden. Dem 
Bayerischen Verfassungsgerichtshof 
ist vorzuwerfen, diese Kriterien bei sei- 
ner AIDS-Entscheidung vom 30.7.1987 
nicht angemessen berücksichtigt zu 
haben. 


3. Demzufolge richtet sich die kompe- 
tenzrechtliche Nachprüfung von Ver- 
waltungsvorschriften wie hier der „Voll- 
zugshinweise” nach ihrer Wesentlich- 
keit, nach der Verpflichtung der Verwal- 
tung zum Vollzug eines fremden 
(gesetzgeberischen) Willens (Geset- 
zesakzessorität), nach der Grund- 
rechtsrelevanz der Regelungen und 
der Notwendigkeit gerichtlichen 
Rechtsschutzes. 


3.1 Im Lichte der Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts handelt 
es sich bei den „Vollzugshinweisen” 
wegen ihrer politischen Brisanz und 
wegen der Bedeutung ihrer zentralen 
Einzelregelungen für die allgemeinen 
Lebensverhältnisse, also insbesonde- 
re hinsichtlich der Herbeiführung der 
notwendigen Verhaltensänderungen 
im sexuellen Intimbreich, der Anwen- 
dung seuchenpolizeilicher Zwangs- 
maßnahmen bei der AIDS-Bekämp- 
fung und deren Ausrichtung auf be- 


stimmte „Risikogruppen”, um wesent- 


liche Entscheidungen, die 
Gesetzgeber zu treffen sind. 


3.2 Mit dem für die „Vollzugshinweise” 
kennzeichnenden Einzelregelungen 
hat das Bayerische Staatsministerium 
des Innern den Bereich des schlichten 
Gesetzesvollzugs überschritten und 
die Pflicht zum gesetzesakzessori- 
schen seuchenrechtlichen Handeln 
verletzt. Daß der Erlaßgeber nicht wie 
rechtlich geboten den Willen des Seu- 
chengesetzgebers vollziehen, son- 
dern im Sinne einer rechtspolitischen 
Dezision einen eigenen Willen 
(durch)setzen will, ergibt sich vor al- 
lem aus dem vom Bundes-Seuchen- 
gesetz (BSeuchG) abweichenden Kon- 
zeption von „Risikogruppen” (Prosti- 
tuierte und i.v. Drogenabhängige), be- 
züglich derer der Ansteckungsver- 
dacht verallgemeinert und entgegen 
dem BSeuchG auf,Dauer gestellt wird. 
4. Die „Vollzugshinweise” weisen der 
Sache nach und hinsichtlich ihrer Re- 
gelungstiefe über den verwaltungsin- 
ternen Bereich hinaus und berühren 
die grundrechtlich geschützte Sphäre 
der in erster Linie angezielten Perso- 
nenkreise (Prostituierte, Drogenab- 
hängige, Staatsangehörige außereuro- 
päischer Länder), für die sie mit der 
Generalisierung und Fixierung des 
Ansteckuhgsverdachts und durch die 
Verkürzung rechtsstaatlicher Verfah- 
rensgarantien (Anspruch auf rechtli- 
ches Gehör) ein Rechtsverhältnis zwei- 
ter Klasse, d.h. ein sog. Sonderrechts- 
verhältnis begründen. Insoweit sind 
diese Verwaltungsvorschriften auch 
grundrechtsrelevant. 


vom 


5. Entgegen der Entscheidung des 
BayVerfGH und in Übereinstimmung 
mit der Rechtsprechung des Bundes- 
verfassungsgerichts und der neueren 
verwaltungsrechtlichen Lehre ist da- 
von auszugehen, daß sich der Staat 
mit der Anrufung unverdächtiger 
Handlungsformen wie hier der „Voll- 
zugshinweise” nicht der verfassungs- 
rechtlichen und einfachgesetzlichen 
Formzwänge (Gesetz oder Rechtsver- 
ordnung) entledigen und sich vor al- 
lem nicht jenem gerichtlichen Rechts- 
schutz entziehen kann, der bei grund- 


rechtsrelevanten Regelungen geboten 
ist, und der dann einschlägig wäre, 
wenn der Staat richtigerweise statt der 
Verwaltungsvorschriften ein Gesetz er- 
lassen hätte. 

(Diese kompetenzrechtliche Bewer- 
tung der „Vollzugshinweise” wird 
durch die jüngste, im Bundesrat vorläu- 
fig gescheiterte Gesetzesinitiative der 
Bayerischen Staatsregierung implizit 
bestätigt. 


C. Vereinbarkeit der „Vollzugshin- 
weise” mit den Grundgesetz und 
dem Bundes-Seuchengesetz 
Ergebnis: Die zentralen, für die seu- 
chenpolizeiliche Orientierung der bay- 
erischen AIDS-Maßnahmen kenn- 
zeichnenden Einzelregelungen der 
„Vollzugshinweise” verstoßen gegen 
verfassungsrechtliche Grundsätze 
(Gesetzesvorbehalt, Verhältnismäßig- 
keit), gegen verfassungsmäßig ver- 
bürgte Grundrechte (auf informationel- 
le Selbstbestimmung, auf Wahrung 
der physischen und psychischen Inte- 
grität und auch rechtliche Gleichbe- 
handlung) sowie gegen Bestimmun- 
gen des BSeuchG und sicherheits- 
rechtlicher Grundsätze. 


1. Gegen die in den „Vollzugshinwei- 
sen” weder näher hinsichtlich der HIV- 
Infektion qualifizierte noch einge- 
schränkte Anwendung des BSeuchG 
ergeben sich erhebliche rechtliche Be- 
denken aus der Systematik dieses Ge- 
setzes und aus dem Gebot einer ver- 


fassungskonformen Auslegung insbe- 
sondere der Generalklausein des 
BSeuchG als eines „Vorratsgesetzes”. 


1.1 Dem BSeuchG liegt eine krank- 
heitsspezifische Stoßrichtung zugrun- 
de. Soweit Schutz- oder Zwangsmaß- 
nahmen gegen einzelne Personen vor- 
gesehen sind, so reagieren diese auf 
eine erhöhte Ansteckungsgefahr (et- 
wa bei Tröpfcheninfektion), den bösar- 
tigen Verlauf einer Epidemie, den be- 
rufsmäßigen und besonders gefährli- 
chen Umgang mit Krankheitserregern 
oder auf das konkrete fremdgefähr- 
dende Verhalten einzelner Personen. 
Diesem seuchengesetzlichen System 
widerspricht die Generalisierung und 


Fixierung eines nicht hinreichend kon- 
kretisierten Ansteckungsverdachts be- 
züglich ganzer Personengruppen. 

1.2 Das BSeuchG differenziert in sei- 
nen einzelnen Bestimmungen hinsicht- 
lich übertragbaren Krankheiten nach 
dern Ansteckungsgefährlichkeit. Dem- 
gegenüber stellen „Vollzusghinweise” 
nicht auf die Besonderheiten der HLV- 
Infektion ab, insbesondere nicht auf 
die Übertragungswege und die leicht 
zu realisierenden Möglichkeiten des 
Schutzes vor Ansteckung, sondern 
pauschal auf den tödlichen Verlauf ei- 
ner HLV-Infektion und rücken damit 
die Gesundheitsgefahr in den Vor- 
dergrund. 

1.3 Die Ausrichtung des seuchenpoli- 
zeilichen Instrumentariums auf Risiko- 
gruppen (Prostituierte) ist auch nicht 
unter dem Gesichtspunkt effektiver, 
d.h. zielgenauer AIDS-Bekämpfung 
als Durchbrechung der Krankheitsspe- 
zifik des BSeuchG gerechtfertigt. 
Nach allen verfügbaren epidemiologi- 
schen und soziologischen Erkenntnis- 
sen kann weder von einer homogenen 
Gruppe noch von einem besonders 
„gefährlichen” Gefahrenherd die Re- 
de sein. 


2. Die vorgesehenen Zwangsmaß- 


nahmen gegen ansteckungsverdächti- 
ge Personen verstoßen gegen rechts- 


Köln: 


trat die Tür ein 


staaliche Grundsätze und untergraben 
überdies die Bedingungen einer wirk- 
samen Bekämpfung von AIDS. 

2.1 Das Verfahren der zwangsweisen 
Vorladung und Untersuchung verletzt 
den Anspruch der Betroffenen, vor be- 
lastenden Maßnahmen der Verwal- 
tung angehört zu werden. 

2.2 Die zwangsweise Blutentnahme 
zum Zwecke eines HLV-Antikörper- 
tests bei ansteckungsverdächtigen 
Personen verletzt den Grundsatz der 
Verhältnismäßigkeit. Da ein solcher 
Test keine epidemiologisch verwertba- 
ren Erkenntnisse liefert und auch zur 
Früherkennung einer HIV-Infektion bei 
einmaliger Anwendung nicht hinrei- 
chend geeignet ist, kommt er nicht als 
„erforderliche Untersuchung” im 


Rahmen seuchenrechtlicher Ermitt- 
lungen in Betracht. Mit umfassenden 
Aufklärungsmaßnahmen stehen au- 
Berdem weniger grundrechtsbelasten- 
de, aber ebenso wirksame (wenn nicht 
wirksamere) Handlungsmöglichkeiten 
bei der AIDS-Bekämpfung zur Ver- 
fügung. 

2.3 Ein derart weitgehender und fol- 
genreicher Eingriff in die Grundrechte 
der körperlichen und seelischen Un- 
versehrtheit sowie der informationel- 
len Selbstbestimmung bedarf außer- 
dem als verfassungsrechtliches Min- 
desterfordernis einer gesetzlichen 
Grundlage. 


3. Die von den „Vollzugshinweisen” 
vorgensehenen Schutzmaßnahmen 
gegen potentiell gefährliche Verhal- 
tensweisen finden im BSeuchG über- 
wiegend keine rechtliche Deckung. 


3.1 Der Sinn einer Beobachtung als ei- 
ner ‚regelmäßigen ärztlichen Untersu- 
chung wird in Bezug auf AIDS ver- 
fehlt: Nach der Feststellung einer HIV- 
Infektion fehlt jeder sachliche Grund 
für eine zusätzliche seuchenrechtli- 
che Klärung der Diagnose oder des 
Krankheitsstatus. Im übrigen ist dem 
BSeuchG (wie auch etwa dem Ge- 
schlechtskrhG) bei verfassungskon- 
former Auslegung zu entnehmen, daß 
eine Beobachtung allenfalls für einen 
befristeten Zeitraum in Frage käme. 
Eine mehrjährige Beobachtung, wie 
bei einer HIV-Infektion unter Umstän- 
den erforderlich, wäre in aller Regel 
unverhältnismäßig. 


3.2 Offenbarungspflichten gegenüber 
Intimpartnern und Ärzten sowie Ange- 
hörigen des Gesundheits- und Ret- 
tungsdienstes bedürfen als Eingriffe 
in das Grundrecht auf informationelle 
Selbstbestimmung als verfassungs- 
rechtliches Mindesterfordernis einer 
gesetzlichen Grundlage. Insoweit sind 
die Regelungen der „Vollzugshinwei- 
se” rechtswidrig. 

(Diese Bewertung wird offensichtlich 
mittlerweile auch von der Bayerischen 
Staatsregierung geteilt, die mit ihrer 
Gesetzesinitiative eine entsprechende 
Änderung des BSeuchG anstrebt.) 

3.3 Die Offenbarungspflichten für HIV- 
Infizierte mögen den Status sozialethi- 
scher Gebote haben; als Rechtspflich- 
ten werfen sie erhebliche verfassungs- 
rechtliche und seuchenrechtliche Be- 
denken auf: Mangels effektiver Kontrol- 
le und Sanktionierung liefe eine 
derartige Pflicht im Intimbereich ins 
Leere; der Nachweis ihrer Verletzung 
wäre überdies kaum zu führen. Die Of- 
fenbarungspflicht gegenüber Ärzten 
etc. schränkt das Grundrecht auf in- 
formationelle Selbstbestimmung 
übermäßig ein. Nach den verfügbaren 
Erkenntnissen kann ein überwiegen- 


des Interesse der Allgemeinheit an ei- 
ner solchen Grundrechtseinschrän- 
kung nicht mit der besonderen Gefähr- 
dung des medizinischen Personals 
begründet werden. Eine derartige Be- 
lastung der HIV-Infizierten ist auch 
deshalb unzumutbar, weil die Angehö- 
rigen der medizinischen Profession 
und des Gesundheitsdienstes wirksa- 
mer und ohne Einschränkung von 
Grundrechten durch Hinweis auf die 
Hygienevorschriften zu schützen sind, 
zu deren Beachtung sie ohnehin ver- 
Pflichtet sind. 


3.4 Gegen das Stillverbot für infizierte 
Mütter, sowie gegen das Verbot 
Blut, Organe, Samen oder Gewebe zu 
spenden, ergeben sich keine rechtli- 
chen Bedenken. Das gleiche gilt für 
die an Prostituierte gerichtete Kon- 
dompflicht und das Verbot der Wer- 
bung mit einer ärztlichen Untersu- 
chungsbescheinigung bei negativem 
Befund. Die Zweckmäßigkeit dieser 
Regelungen war hier nicht zu prüfen. 
4. Die vorgesehen Maßnahmen zur 
Sanierung des öffentlichen Raumes 
verstoßen gegen Verfassungsrecht 
und das BSeuchG. 


4.1 Die Absonderung HIV-Infizierter ist 
nach verfassungskonformer Ausle- 


gung des BSeuchG allenfalls befristet 
zulässig. Auch verantwortungslosen 
AIDS-Kranken können grundrechtli- 
che Freiheiten gemäß der Wesensge- 
haltsgarantie nicht auf Lebenszeit ent- 
zogen werden. 


4.2 Entschädigungslose Tätigkeitsver- 
bote für HIV-infizierte Prostituierte ver- 
fehlen den gesetzlichen Zweck einer 
effektiven Seuchenbekämpfung, so- 
weit sie keine Alternative zur materiel- 
len Existenzsicherung durch Prostitu- 
tion bieten und als strafende staatliche 
Intervention Widerstand und die Aus- 
breitung eines Dunkelfeldes fördern 
und dabei mit der zufälligen Beseiti- 
gung einzelner „Infektionsquellen” 
ein trügerisches und gefährliches Ge- 
fühl der Sicherheit in der Bevölkerung 
verbreiten. 


4.3 Abgesehen von den prinzipiellen 
Einwänden gegen die Tauglichkeit 
und Erforderlichkeit von HIV- 
Antikörpertests ist die Verpflichtung 
von Staatsangehörigen aus dem außer- 
europäischen Ausland, sich einem 
solchen Test zu untersuchen, rechtlich 
auch deshalb zu beanstanden, weil 
sie nicht auf der Grundlage der epide- 
miologischen Erkenntnisse zwischen 
Staaten mit hohem oder niedrigem 
„Durchseuchungsgrad” differenziert 
Diese Regelung verweist auf auslän- 
derpolitische Zwecke, die im 
BSeuchG keine Grundlage haben. 

44 Die Abschiebung von HIV- 
infizierten Asylbewerbern in das Ver- 
folgerland verstößt gegen das Grund- 
recht auf Schutz vor politischer Ver- 
folgung, das auch für seropositive Pro- 
stituierte keine Ausnahme zuläßt. Eine 
Gefahr für die Sicherheit kann inso- 
weit nicht begründet werden. 

5. Die Erweiterung der Einstellungsun- 
tersuchung bei Bewerbern für den öf- 
fentlichen Dienst um einen HIV- 
Antikörpertest bedarf als Einschrän- 
kung des Grundrechts auf physische 
und psychische Integrität sowie des 
Grundrechts auf informationelle 
Selbstbestimmung als verfassungs- 
rechtliches Mindesterfordernis einer 
gesetzlichen Grundlage. Abgesehen 
von der Zweckmäßigkeit einer entspre- 
chenden auf Bayern beschränkten Re- 
gelung, stellt eine Untersuchung mit 
unter Umständen lebensverändern- 
den oder gar lebensverkürzenden 
Auswirkungen bei symptomlosen Be- 
werbern zum gegenwärtigen Zeit- 
punkt einen unverhältnismäßigen 
Grundrechtseingriff dar, der insbeson- 
dere nicht durch den Schutz des staat- 
lichen Dienstherrn vor möglichen ver- 
sorgungsrechtlichen Folgelasten ge- 
rechtfertigt ist. 


lk 


Über den Bogen hinausdenken - - 
vom Volkszählungsboykott 
zur Bürgerrechtsbewegung? 


Die Volkszählungsboykott-Bewe- 
gung -— eine demonstrative Form 
zivilen Ungehorsams - war ein 
voller Erfolg. Die Volkszählung, 
dies zeichnete sich spätestens im 
September 1987 ab, ist politisch 
gescheitert. Über 10% der Bürger- 
Innen in den Großstädten und 2% 
bis 5% in den ländlichen Gebieten 
hatten bis dahin ihre Volkszäh- 
lungsbögen nicht an die Erhe- 
bungsstellen zurückgeschickt 
oder überhaupt noch keine Frage- 
bögen erhalten. Der Zeitplan für 
die Volkszählung konnte nahezu 
von keiner Erhebungsstelle im ge- 
samten Bundesgebiet eingehalten 
werden. 

Dieser zivile Ungehorsam zeig- 
te sich darin, daß wesentlich mehr 
BürgerInnen ihr Recht wahrge- 
nommen haben, die Fragebögen 
im verschlossenen Umschlag an 
die Erhebungsstellen zurückzu- 
schicken, als von offizieller Seite 
erwartet wurde; daß viele Unre- 
gelmäßigkeiten bei Zählerbestel- 
lungen und in den Erhebungsstel- 
len bekannt und gerügt wurden 
und daß ein viel höherer Bewußt- 
seinsstand der Menschen gegen- 
über dem Daten- und Persönlich- 
keitsschutz sichtbar wurde, als ihn 
Innenminister Zimmermann und 
andere Gegner des Datenschut- 
zes vermutet hatten. 

Darüber hinaus haben viele 
Menschen, die aufgrund der ho- 
hen Buß- und Zwangsgeldandro- 
hungen oder Befürchtungen für 
ihr berufliches Fortkommen vor ei- 
nem offenen Boykott zurück- 
schreckten, durch unvollständige 
oder falsche Angaben quasi im 


Windschatten der harten Boykot- 
teure zum vollständigen Scheitern 
der Volkszählung beigetragen. 


Allerdings wäre es falsch zu 
leugnen, daß die Einschätzung 
über den Erfolg der Volkszäh- 
lungs-Bewegung in den einzelnen 
Gruppen stark auseinandergehen. 

Versuchen wir eine: Beantwor- 
tung der Frage nach dem Grad 
des Erfolges der Volkszählungs- 
boykott-Bewegung: 

Eine Heidelberger Initiative hat 
formuliert, daß die Volkszählungs- 
boykott-Bewegung „gescheitert” 
sei, weil es nicht gelungen ist, die 
Volkszählung 1987 zu verhindern. 
Würde das Erfolgskriterium für die 
Bewegung so angesetzt, wäre sie 
selbstverständlich gescheitert. 

Wer sich jedoch die Entste- 
hungsgeschichte der Volkszäh- 
lungsboykott-Bewegung ansieht, 
der wird schwerlich zu einem sol- 
chen Erfolgskriterium als Bewer- 
tungsmaßstab kommen können. 
Denn spätestens mit den ersten 
staatlichen Drohungen im März 
1987, mit den ersten Zwangsmaß- 
nahmen gegen Boykottaufruferin- 
nen und spätestens zu dem Zeit- 
punkt als eindeutig klar wurde, 
daß Sozialdemokraten und Ge- 
werkschaften bei ihrer — minde- 
stens — halbherzigen Unterstüt- 
zung des Unternehmens Volkszäh- 
lung blieben, war absehbar, daß 
ein Scheitern der Volkszählung 
nur aufgrund eines zufälligen juri- 
stischen Teilerfolges hätte stattfin- 
den können. Daß jedoch eine Be- 
wegung es schaffen könnte, ihr po- 
litisches Ziel unmittelbar in poli- 


tische ee Realität umzusetzen, 
wäre in der Geschichte der außer- 
parlamentarischen Bewegungen 
ölli Dieses Kriterium als 
den Erfolg anzuneh- 
men hieße im Umkehrschluß, daß 
die Friedensbewegung geschei- 
tert wäre, weil sie 1983 die Rake- 
tenstationierung nicht verhindern 
konnte und daß die Anti-AKW- 
Bewegung ebenfalls gescheitert 
wäre, weil sie es noch immer nicht 
geschafft hat alle Atomkraftwerke 
abzuschalten. 


Natürlich gibt es Gruppen, die 
genau mit solchen Einschätzun- 
gen über Umwelt- und Friedens- 
bewegung urteilen. Ich meine, 
daß die Volkszählungsboykott- 
Bewegung und ihr Erfolg nur dar- 
an gemessen werden kann, inwie- 
weit sie zu einer Politisierung und 
Aufklärung der Bevölkerung beige- 
tragen hat. Und vor dieser Prüfung 
braucht sie sich nicht zu ver- 
stecken. 

Von Beginn an waren die The- 
men in den Veranstaltungen nicht 
auf die Volkszählung beschränkt. 
Zwar waren viele Besucher von 
Podiumsdiskussionen,  Informa- 
tionsveranstaltungen und Bera- 
tungsgesprächen primär dadurch 
motiviert, daß sie als Einzelne von 
der Volkszählung betroffen waren. 
Aber auch hier war von vornherein 
die Sensibilität für ein Mindestmaß 
an Datenschutz und Mißtrauen ge- 
genüber den Behörden als nicht 
zu unterschätzender politischer 
Faktor ausschlaggebend. 

Die zunehmende Ausuferung 
der staatlichen Überwachungs- 


maßnahmen, der Zusammenhang 
zu den neuen Ausweisen, Sicher- 
heitsgesetzen und veränderten Po- 
lizeistrategien und die Auswirkun- 
gen von Überwachungsmaßnah- 
men am Arbeitsplatz waren fester 
Bestandteil in der Arbeit der Ini- 
tiativen. 

Und ein weiterer Aspekt wurde 
deutlich: Die Staatsverdrossen- 
heit, das Mißtrauen der Bürgerln- 
nen gegenüber den staatlichen In- 
stitutionen ist seit 1983 eher noch 
gewachsen. Für viele war nicht al- 
lein die Befürchtung des Daten- 
mißbrauchs Anlaß, die Volkszäh- 
lung zu verweigern. 


Es wurde auch deutlich wie sel- 
ten zuvor, wie sensibel der Staat 
auf Gehorsamsverweigerung von 
Teilen der Bevölkerung reagiert. 
Diese Verweigerung der vom Staat 
eingeforderten Unterwerfungs- 
übung unter sein Gewaltmonopol 
führte zu staatlichen Reaktionen, 
deren Ausmaß und Auswirkungen 
auf die Politisierung der Men- 
schen noch nicht aufgearbeitet 
sind. 

Erstmalig seit Mitte der 50er Jah- 
re wurde gegen eine außerparla- 
mentarische Bewegung wieder 
mit dem Verbot von Informations- 
ständen, mit Hallensperrungen, 
mit Beschlagnahmen von Flugblät- 
tern vorgegangen. Dabei fällt ins 
Auge, daß ein großer Teil der be- 
hördlichen Maßnahmen inzwi- 
schen gerichtlich zurückgenom- 
men werden mußte. Die überwie- 
gende Mehrzahl der Beschlag- 
nahmungen von Flugblättern und 
Druckschriften aufgrund von $ 111 
StGB (Aufruf zu Straftaten und 
$ 303 StGB (Sachbeschädigung) 
wurde inzwischen auf dem 
Rechtsweg kassiert. Dennoch wur- 
de das beabsichtigte Ziel erreicht: 
Die Initiativen wurden während 
der politisch wichtigen Zeit um 
den 25. Mai daran gehindert, Auf- 
klärungsarbeit effektiv zu leisten 
und BürgerInnen wurden einge- 
schüchtert. 

Die Erfahrung, daß neue poli- 
tische Bewegungen kriminalisiert 
werden, ist nicht neu. Ähnliches 
haben alle Bewegungen von 
Ostermärschen bis zur Friedens- 
bewegung erfahren. Ich meine 
jedoch, daß die staatliche Reak- 
tion auf die Volkszählungsboykott- 
bewegung eine neue Qualität dar- 
stellt. Es wurden ganz bewußt 
rechtsstaatliche Verfahrensweisen 
außer Kraft gesetzt (der Würzbur- 
ger Oberbürgermeister läßt 
rechtswidrig Plakate mit der Auf- 
schrift „Widerstand gegen die 


Volkszählung” überkleben), 
Rechtsvorschriften wurden in völ- 
lig neuer extensiver Weise ausge- 
legt, um zu einer Strafbarkeit von 
Aufrufern zu kommen (z.B. $ 303 
StGB), die behördliche Vorzensur 
wurde wieder eingeführt (vor der 
Genehmigung von Infotischen 
mußten die zur Auslegung vorge- 
sehenen Materialien zur Begutach- 
tung vorgelegt werden, konkret be- 
nannte Bücher durften bei Andro- 
hung von Infotischverboten nicht 
ausgelegt werden), es fanden Ein- 
griffe in die Autonomie von Partei- 
en statt (Verbot eines Parteitages 
der GRÜNEN Baden-Württem- 
berg, weil dort über die Volkszäh- 
lung diskutiert werden sollte), das 
Postgeheimnis wurde außer Kraft 
gesetzt (Post an die TAZ wurde be- 
schlagnahmt, Telefone wurden ab- 
gehört). 

Deutlich wird hier, daß es staatli- 
cher Reaktion gar nicht mehr um 
die Bestrafung von individuellem 
Handeln geht, sondern daß eine 
Vorverlegung staatlicher Verfol- 
gung stattfindet: Strafbar ist das 
Werben für bestimmte Inhalte, für 
bestimmte Positionen. Diese prä- 
ventive Kriminalisierung stellt den 
Versuch dar, nicht mehr reaktiv auf 
politische Bewegungen reagieren 
zu müssen, sondern deren Wider- 
stand - quasi bereits vor der Ent- 
stehung — in angenehme Bahnen 
zu lenken. 


Auch hier können wir feststellen, 
daß die Bewegung sich auch die- 
ser Herausforderung gewachsen 
gezeigt hat. 

Dies ist um so notwendiger, da 
die staatliche Reaktion auf die 
Volkszählungsboykott - Bewegung 
wohl einen Test für weitere politi- 
sche Reaktionen im Umgang mit 
BürgerInnenprotest darstellen 
dürfte. 

Dies alles abzutun als zufällig 
oder als Allmachtsphantasien fru- 
strierter Politiker oder Verwaltungs- 
angestellte hieße die dahinter 
stehende Dimension gefährlich zu 
verkennen. 

‚Absicht ist, die Spaltung der Ge- 
sellschaft — wie sie im wirtschaftli- 
chen Bereich mit der 2/3 Gesell- 
schaft bereits besteht - auch im 
innenpolitischen Bereich abzusi- 


chern. Es soll eine Aufteilung in 
„Gute” und „Böse” stattfinden. 
Der „Gute” soll den „Bösen” als 
individuelle Bedrohung erleben. 
Dies zeigt sich auch in den „neu- 
en” Gesetzesvorhaben der 
liberal-konservativen Regierung, 
kommt die Regierung noch etwas 
ab von der Linie, die sie ursprüng- 
lich mit ihren „Sicherheitsgeset- 
zen” verfolgte, nämlich der Auswei- 
tung der Möglichkeiten des weite- 
ren Polizeiapparates, und verlegt 
sich wieder vermehrt auf das Ge- 
biet der sog. Terrorismusbekämp- 
fung. Daran läßt sich eine Schwer- 
punktverlagerung in der ideologi- 
schen Auseinandersetzung_ fest- 
machen (z.B. BVerfSchG, BNDG 
mit ZAG-Fragmenten, MADG, No- 
velle zum Gesetz für BKA und 
BGS. Wichtig ist hier, daß das ZAG 
als Einzelgesetz wohl vom Tisch 
ist, aber sich in diversen anderen 
Gesetzen - BNDG, Änderung der 
Amtshilfe im VwVfG, Novelle zur 
StPO - als Sonderregelungen 
versteckt.) So dienen die „Terro- 
rismusgesetze” neben der Mög- 
lichkeit, beliebig polizeilich tätig zu 
werden und die tatsächlich bereits 
vorhandene Praxis abzusichern, 
wohl auch ganz deutlich der ideo- 
logischen Formierung. Die Debat- 
te um das Vermummungsverbot 
zeigt dies exemplarisch. Der Nut- 
zen dieser Debatte ist nicht in der 
Einführung oder Verhinderung die- 
ser Regelung begründet, sondern 
entfaltet Wirkung bereits dadurch, 
daß - je länger diskutiert wird um 
so intensiver — die Bedrohung 
durch den „schwarzen Block” 
hochgeredet wird. Daneben, und 
hier gilt es aus der Debatte um 
den Kronzeugen zu lernen, stellt 
das Vermummungsverbot auch 
das Ablenkungsgefecht dar, in 
dessen Windschatten sich eben 
viel reibungsloser die Zensurrege- 
lung des $ 130a StGB erweitern 
läßt auf „Öffentliche Befürwortung 
von Gewalt”, Landfriedensbruch 
soll U-Haft-Grund werden, Polizei 
soll durch die Änderung des $ 111 
StPO mehr Möglichkeiten zur Ein- 
richtung von Kontrollstellen auch 
bei leichteren Straftaten bekom- 
men etc. Eine vollständige Aufzäh- 
lung erspare ich mir hier. Dies wä- 
re Aufgabe eines gesonderten Bei- 
trages. 


Spannend ist auch zu sehen, 
wie die Vorstellung von Demokra- 
tie sich in staatlichem Handeln 
niederschlägt. 

Die Volkszählung stellt einen 
weiteren Versuch dar Men- 
schen in größerem Umfang zu Tä- 


tigkeiten zwangszuverpflichten, 
die sie ablehnen. Nicht nur die 
‚Auskunft ist Pflicht, auch die Über- 
nahme des „Ehrenamtes” als Zäh- 
lerIn wurde zur Bekenntnisübung 
gemacht. Dieses Einfordern eines 
prinzipiellen Einstehens für diesen 
Staat soll sich wieder im „Ehren- 
dienst” für den Staat zeigen. All 
dies zeigt die Richtung, in die es 
geht: Vom „Mehr Demokratie wa- 
gen” der frühen Siebziger zum 
„Allzeit bereit und gehorsam” der 
späten Achtziger. 

In diese Analyse muß auch die 
(ver)öffentlich(t)e, Reaktion einbe- 
zogen werden. 

Angesichts der oben geschilder- 
ten Aussetzung von Grundrech- 
ten, der Beugung von Recht, der 
Willfährigkeit von Gerichten, der 
faktischen Aufhebung individuel- 
len Rechtsschutzes, der (Neu)Ent- 
deckung präventiver,Strafjustiz wä- 
re zu erwarten gewesen, daß ein 
Aufschrei der Empörung durch 
das intellektuelle rechtsstaatslibe- 
rale Bürgertum fegt. Jedoch weit 
gefehlt. 

Nicht nur in den Parteien Anpas- 
sung und Vollzug des Staatsgehor- 
sams; auch im Blätterwald herrscht 
Schweigen. Dieses Ausbleiben 
bürgerlicher Empörung und 
bürgeriichen Protestes stellt die 
Frage, wie weit die oben genannte 
Spaltung und Ausgrenzung be- 
reits vollzogen ist. 


Das Fazit der Volkszählungsboy- 
kott-Bewegung reicht deshalb weit 
über 1987 hinaus. Ihre Aufklä- 
rungsarbeit war bisher erfolgreich. 


Sich auf diesen Erfolgen auszuru- 
hen hieße aber, den politischen 


Sinn der Volkszählungskritik nicht 
erkannt zu haben: Es geht nicht 
nur darum, sich nun auf die zwei- 
fellos wichtige und richtige 
Rechtsberatung zurückzuziehen. 
Es geht darum, die Volkszählungs- 
boykott-Bewegung wieder zu politi- 
sieren! 

Nur wenn über den Tag hinaus 
gedacht wird, wenn sich die 
Volkszählungsboykott-Initiativen 
wieder ins Gedächtnis rufen, wa- 
rum sie denn zum Boykott aufgeru- 
fen haben — doch nicht um Altpa- 
pier zu stapeln, - wenn die Erfah- 
rung der gemeinsamen Arbeit 
in den Initiativen in der Auseinan- 
dersetzung mit Behörden und poli- 
tischen Gegnern aufgearbeitet 
werden, und wenn es langfristig 
gelingt, die gesellschaftspoliti- 
schen Zusammenhänge aufzuzei- 
gen und gemeinsam mit BürgerIn- 
nen Formen des politischen Han- 
deln zu finden und aufrechtzuer- 
halten, erst dann wird die 
Volkszählungsboykott-Bewegung 
ihrer Verantwortung gerecht wer- 
den. Es muß mit allen Kräften ver- 
hindert werden, daß diese Bewe- 
gung - die wie keine andere in 
der BRD die Probleme des Daten- 
und Persönlichkeitsschutzes und 
letztendlich der bürgerlichen Frei- 
heitsrechte thematisiert hat — wei- 


Wie geht's weiter? 
Nach dem Volkszählungsboykott 


Das erste, was jetzt geschehen 
muß nach der Volkszählung heißt, 
weiter Aufklärungsarbeit zu betrei- 
ben und Öffentlichkeit zu schaf- 
fen. Das betrifft die bekannten 
Bürgerrechtsorganisationen, etwa 
die humanistische Union, auch die 
Jungdemokraten und die vielen 
noch existierenden Initiativen. Da- 
bei wird es notwendig sein, die 
Themen einmal wirklich zu Ende 
zu denken - daran hapert es zum 


Beispiel auch bei den Grünen, bei 
denen dies immer noch ein gewis- 
ses Schattendasein führt: da betei- 
ligt man sich zwar an Aktionen, ist 
aber nicht in der Lage, auch ein- 
mal über Jahre an einem Thema 
zu arbeiten. Wir dürfen nicht nur 
auf die Daten der Volkszählung 
starren, auch wenn das sicher 
wichtig ist, sondern müssen ver- 
mehrt die gesellschaftlichen Hin- 
tergründe thematisieren. 


ter als Rechtsberatungsbewegung 
existiert. 

Für die Weiterarbeit der Initiati- 
ven liegen die Themen praktisch 
auf der Straße, sie brauchen nur 
zuzugreifen: 1988 jähren sich die 
Notstandsgesetze zum 20. Mal. Al- 
lein dies sollte ein Anlaß sein, über 
die Entwicklung der BürgerInnen- 
rechte und Versuche, sie ein zu- 
schränken, intensiver nachzu- 
denken. 


Weiter ist die Debatte von ihrer 
traditionellen Fixierung auf die of- 
fensichtlich repressiven Einrich- 
tungen des Staates — der Polizei 
— zu lösen. Daneben tritt in letzter 
Zeit immer mehr die Kontrolle des 
Individuums über die Erfassung 
seiner Daten und der Kampf um 
die Köpfe der Menschen durch 
Veränderungen und Einflußnah- 
men in der Kulturpolitik. Diese 
Entwicklung in der Innenpolitik 
wird von den Herrschenden stetig 
betrieben, von den Linken bislang 
aber fast völlig verschlafen. 


Es gibt — ausgehend von der 
VoBo-Bewegung - die gute Chan- 
ce, etwas frischen Wind in die bun- 
desrepublikanische Szene der be- 
stehenden Gruppen im Bereich 
des Schutzes von demokratischen 
Rechten zu bringen; und es be- 
steht die gute Chance, daß endlich 
mehr Menschen in diesem Be- 
reich aktiv werden, als dies bisher 
in den noch etwas elitären Grup- 
pen der Fall ist. 

Beides wäre ein großer Schritt 
nach vorne! 


Es wird dabei um vier Punkte 
gehen: 

1. Die Sicherheitsgesetze sind z.B. 
nicht bloß Ausdruck einer „Wen- 
de”-Politik, sondern sie haben ei- 
ne Tradition in den Notstandsge- 
setzen der 60er Jahre oder dem 
Ausbau des Polizeiapparates in 
den 70ern. 

2. Gleichwohl kann man eben 
nicht nur den Ausbau dieser Appa- 
rate betrachten, sondern muß 


überhaupt das Vorverlagern staat- 
lichen Handelns in den Individual- 
bereich des Einzelnen hinein be- 
achten: ob etwa ein Polizist oder 
ein Sozialarbeiter vorbeikommt 
wegen einer Information, die der 
Staat hat, ob die Sozialhilfe ge- 
kürzt oder ein Haftbefehl erlassen 
wird — für beide Bereiche werden 
die entsprechenden Kontrolltech- 
niken immer mehr verfeinert, das 
betrifft also nicht nur den 
Verfassungsschutz-Bereich. 

3. Der Ausbau der Sozialkontrolle 
hat als Ursachen nicht nur ein 
übersteigertes Kontrollbedürfnis, 
sondern hängt auch mit der allge- 
meinen sozialen und technischen 
Entwicklung zusammen. Wenn ich 
also diese Techniken thematisiere, 
muß ich auch auf die gesellschaft- 
lichen Grundthemen hinweisen: 
Befasse ich micht etwa mit dem 
neuen Personalausweis, darf ich 
nicht die Technologie außer Acht 
lassen, die ihn mit hervorgebracht 
hat (Stichwort: Atomstaat); ich 
muß mich mit den neuen Informa- 
tions- und Kommunikationstechni- 
ken, also z.B. der Verkabelung be- 
schäftigen; ich muß die Gentech- 
nologie mit ihren gesellschaftli- 
chen Folgen bedenken. Alle diese 
Bereiche bedingen in ihrem Um- 
gang die entsprechenden Über- 
wachungs- und Sicherheitstechni- 
ken. Am Ende einer solchen Dis- 
kussion steht unweigerlich die Fra- 
ge nach dem „Sicherheits-Staat” 
und dem „Überwachungsstaat”. 

4. All das kann nicht allein im Par- 
lament passieren. Hätten lediglich 
die Grünen im Bundestag einen 
Antrag gestellt, auf die Volkszäh- 
lung zu verzichten, wäre der Erfolg 
des Boykotts ausgeblieben, der 
wesentlich auf eine erfolgreiche 
außerparlamentarische Bewe- 
gung zurückzuführen ist. Diese Ar- 
beitsteilung muß bestehen blei- 
ben. Die Initiativen müssen sich al- 
so Bündnispartner suchen, gera- 
de vor Ort und sei es zum Beispiel 
die Postgewerkschaft, um 
möglichst viele Leute z.B. mit ei- 
ner „Erfassungs-Schutz-Politik” 
zu erreichen. 


Inhaltlich sollte thematisiert wer- 
den, warum gerade in dieser „west- 
lichen Demokratie” das Verwal- 
tungshandeln grundsätzlich im 
Geheimen abläuft, während das in 
den USA, in Schweden und ande- 
ren Ländern genau anders herum 
ist: dort muß der Staat begründen, 
warum er bestimmte Sachen vor 
dem Bürger geheim hält. Bei uns 
muß die Bürgerin begründen, wa- 


M 


rum sie wissen möchte, was für 
ein KKW oder eine Chemiefabrik 
in ihrer Nähe geplant wird, wenn 
sie an Planungsunterlagen heran 
will. Wir müssen also den Bereich 
der „Geheimnisse” thematisieren, 
z.B. über die Forderung eines Ak- 
teneinsichtsrechts. 

Auch die Diskussion um die Ab- 
schaffung des Verfassungsschut- 
zes kann hilfreich sein. Das Arbei- 
ten dieser Geheimdienste mit ihrer 
ganzen „Schmuddeligkeit” muß 
thematisiert werden. 

Eine gute Debatte kann sich näch- 
stes Jahr ergeben, wenn es gilt, 
der vom Bundesinnenminister 
schon jetzt angeleierten 
50-Millionen-Werbekampagne zur 
„Feier” des 40. Geburtstages des 
Grundgesetzes etwas entgegen- 
zusetzen. Es wäre dann etwa zu 
zeigen, daß es eben nicht nur das 
autoritäre Grundrechtsverständnis 
gibt, bei dem Freiheitsrechte tradi- 
tionell von oben eingeschränkt 
und definiert werden. Hier sollte 
es ein breites Bündnis geben, wie 
es auch bereits eine Tradition hat: 
Bewegung gegen die Wiederbe- 
waffnung, gegen die Notstandsge- 
setze, die 68er, die sog. „neuen 
sozialen Bewegungen” bis hin zur 
Volkszählungsboykottbewegung 

— eine radikaldemokratische Tradi- 
tion der bewußten Wahrnehmung 
von Grundrechten. 


Ein Vorschlag auf einer ganz ande- 
ren Ebene ist zum Beispiel die For- 
derung, den kommunalen Daten- 
schutzbeauftragten bei der Kom- 
munalwahl direkt mitwählen zu 
lassen. Ein solcher Vorgang könn- 
te eine konstruktive Eigendynamik 
entfalten und diese Themen vor 
Ort viel begreiflicher und anschau- 
licher zu machen. 

Auch die scheinbar so selbstver- 
ständliche Ausweispflicht' muß 
thematisiert werden: warum kön- 
nen wir es uns nicht wie andere 
Länder leisten, ohne Ausweise 
auszukommen. Das Melderecht 
muß also prinzipiell in Frage ge- 
stellt werden. 

Grundsätzlich sollte versucht wer- 
den, gerade auch in Diskussionen 
etwa mit Sozialdemokraten, das 
Verhältnis von Daten und Herr- 
schaft zu thematisieren. Daten- 
sammeln heißt ja immer auch, daß 
da oben einer sitzt und sich diese 
Daten aneignet. Damit einher geht 
Verdinglichung und Steuerungswil- 
le, übrigens eine sehr männliche 
Eigenschaft. Dies hängt auch mit 
einer Wissenschaft zusammen, 
der Kybernetik, die in den 50er 
Jahren mit der Entwicklung der 
Großcomputer entstanden ist: 
man hat hier versucht, Gesell- 
schaften genauso wie in den Na- 
turwissenschaften „in den Griff” 
zu bekommen. Mancher Politiker 
ist ganz platt, wenn man ihm sagt, 
warum gehst du nicht einfach bei 
den Leuten vorbei und fragst sie, 
was sie wollen. 

Dies sind nurmehr einige grobe 
Anregungen und Denkanstöße, an 
denen meiner Meinung nach wei- 
tergearbeitet werden sollte, damit 
die Volkszählungsboykottbewe- 
gung nicht im Sande verläuft. 


BEBAUEN BEWAHREN 


für die Welt 


je ae u 
Postgiro Köln 500 500-500 


„Throwing rotten tomatoes at the 


Supreme Court" 


Vortrag gehalten auf dem Bielefel- 
der Symposion „Rechtliche und 
ethische Probleme von Prävention 
und Intervention” am 15.10.1987 - 
übertragen und übersetzt von 
Helmut Pollähne 


Der Kontext 


Die Thematik „Prävention staatli- 
cher Kriminalität” ist bisher leider 
kaum ein Thema der internationa- 
len Kriminologie gewesen“. Hier 
geht es nun um eine Untersu- 
chung polizeilicher Gewalt (i.S.v. 
krimineller Gewalttätigkeit), spe- 
zieller um die gesellschaftlichen 
und offiziellen Reaktionen auf die- 
se Untersuchung und ihre Ergeb- 
nisse. Während die „traditionelle” 
Präventions-Forschung weitge- 
hend offiziell angenommen, durch 
staatliche Stellen aufgenommen 
und umgesetzt wird, erfuhr dieses 
Forschungsvorhaben - verständ- 
licherweise — Ablehnung auf der 
ganzen Linie. 

Vorab ein kurzer Blick auf die 
norwegische Gesellschaft und 
den Staat Norwegen, der den not- 
wendigen Kontext liefert für das 
Verständnis der folgenden Ge- 
schichte. In diesem Kontext ist die 
Geschichte „dramatisch” - für 
andere Staaten mag es sich inso- 
fern um nichts neues (mehr) han- 
deln. Die norwegische Gesell- 
schaft zeichnet sich durch fünf Ei- 
genheiten besonders aus: erstens 
ist es eine sehr kleine Gesell- 
schaft (knapp 4,1 Mio. Einwohner) 
mit einem gut funktionierenden 
Kommunikationssystem (z.B. gibt 
es nur einen TV-Kanal); zweitens 
hat das Land eine sehr starke so- 
zialdemokratische Tradition seit 
Mitte der dreißiger Jahre, die sämt- 
liche gesellschaftlichen Sektoren 
durchzieht; drittens ist die Bürokra- 
tie Norwegens grundsätzlich „un- 
fehlbar” (engl. „impeccable”), 
quasi unangreifbar; viertens sind 
alle sozialen Organisationen und 
die sog. „gesellschaftlich relevan- 


ten Gruppen” effektiv miteinander 
verwoben und fünftens gehören 
Konflikte, zumal politische oder ge- 
sellschaftliche Konflikte nicht in 
die politische Kultur Norwegens 
(es sei denn, sie sind institutiona- 
lisiert). 


Die Geschichte 


Zwei Sozialwissenschaftler in Ber- 
gen, einer Stadt im Südwesten 
Norwegens, namens Vogt und 
Nordhus begannen Ende der sieb- 
ziger Jahre eine Untersuchung 
über die Gewalt in der Gesell- 
schaft und nahmen dazu u.a. Kon- 
takt auf zu Ärzten, Zahnärzten und 
Krankenhäusern. Es ging v.a. um 
Gewalt gegen Frauen, Kinder etc. 
In den Interviews über das Aus- 
maß und die Formen von Gewalt 
traten im Laufe der Zeit immer 
mehr „strange stories about the po- 
lice” zutage, Berichte über die ärzt- 
liche Behandlung von Verletzun- 
gen, die auf polizeiliche Gewaltak- 
te zurückzuführen waren. 

1981 veröffentlichten Vogt und 
Nordhus ihren Forschungsbericht, 
der nun ein Kapitel enthielt über 
„Gewalt in der Polizei”. Während 
es in der Folge keine Diskussion 
gab über die beschriebene Gewalt 
in den Familien, gegen Frauen 
und Kinder, begann umso mehr ei- 
ne öffentliche Debatte — zunächst 
auf die Stadt Bergen beschränkt 


Thomas Mat 


— über die angebliche „Gewalt in 
der Polizei”. Den Forschern wurde 
vorgehalten, ihre Untersuchungen 
seien wissenschaftlich nicht halt- 
bar, da sie es u.a. versäumt hät- 
ten, die betroffenen Polizeibeam- 
ten zu befragen. Zu dem letzteren 
konnten die Forscher klarstellen, 
daß die Polizei sich auf entspre- 
chende Anfragen stets geweigert 
hatte, Fragen zu beantworten oder 
sich sonst zu beteiligen. Im übri- 
gen gaben die Forscher gewisse 
methodische Unklarheiten zu, be- 
kräftigten aber umso mehr, daß die 
Ergebnisse im wesentlichen zuträ- 
fen: Die Polizei in Bergen habe 
sich im Laufe der vergangenen 
Jahre einer Reihe von kriminellen 
Gewalttätigkeiten schuldig ge- 
macht, die hinsichtlich Anlaß, Op- 
fer etc. gewisse systematische Ak- 
zente aufwiesen. 

Diese Geschichte schlug in Ber- 
gen - eine traditionelle Hanse- 
Stadt mit einer starken, wohlha- 
benden und selbstbewußten 
Schicht von Geschäftsleuten - 
ein wie eine Bombe: Dies war ein 
Angriff auf die Polizei der Stadt 
und damit auf die Stadt Bergen 
selbst. Nun entwickelte sich die Af- 
färe zu einer landesweiten Auf- 
merksamkeit, zunächst in den Me- 
dien, schließlich bis hinein in das 
Justizministerium. Man könnte 
sarkastisch anmerken, daß krimi- 
nologische Forschung zum ersten 
Mal eine Regierung erschütterte 
— wie dem auch sei, jedenfalls 
wurde der Staat aktiv. Sie fragen, 
warum man die Geschichte nicht 
totgeschwiegen hatte, wie es doch 
sonst üblich ist bei aufgedeckten 
„Skandalen”? Es ging um die Eh- 
re der Stadt Bergen und nicht zu- 
letzt um die Ehre des Staates Nor- 
wegen, denn: die Exekutive ist 
„impeccable”. 

Der Justizminister reagierte zu- 
nächst klassisch und setzte eine 
Untersuchungskommission ein. 
Zwei angesehene Juristen wurden 
beauftragt, die Vorgänge zu unter- 
suchen und die Veröffentlichung 


von Vogt und Nordhus zu bewer- 
ten. Der bekannte Rechtswissen- 
schaftler Prof. Bratholm und ein 
renommierter Rechtsanwalt aus 
dem Vorstand der Anwaltskammer 
wurden aktiv — das erhoffte Er- 
gebnis dieser Kommission war 
klar ... 

Allerdings waren die beiden Ju- 
risten unerwartet aktiv: Sie began- 
nen doch tatsächlich, mit einigen 
der Opfer der berichteten Polizei- 
Gewalt zu sprechen und sie befrag- 
ten anerkannte Soziologen zur 
wissenschaftlichen Validität der 
vorgelegten Untersuchung. Das 
unverhoffte Ergebnis: Die Untersu- 
chung war im wesentlichen zutref- 
fend und wissenschaftlich haltbar. 

Nun wurde die Sache in großem 
Stile öffentlich gemacht und debat- 
tiert, die Affäre eskalierte. Unter 
dem Norwurf, die Kommission ver- 
suche lediglich, die Polizei zu at- 
tackieren, erreichte man gar eine 
Diskussion über die Legitimität 
staatlichen Handelns. Gerichte 
wurden eingeschaltet. Bereits hier 
zeichnete sich etwas ab, was für 

‚ den Ausgang der Geschichte 
symptomatisch werden sollte: die 
zunehmende Verrechtlichung des 
Konflikts — mit fatalen Folgen. 


Parallel wurden die Untersu- 
chungen vorangetrieben, es wur- 
de neues Material gesammelt 
über gewalttätige Übergriffe der 
Polizei in den Jahren 1980-1983 
(die nicht etwa nachgelassen hat- 
ten). An diesen Untersuchungen 
beteiligte sich verstärkt auch Prof. 
Bratholm (der dazu 1986 das Buch 
„Police Violence” veröffentlichte). 
Wegen der massiven Kritik traten 
nun auch - entgegen wissen- 
schaftlicher Standards - mehr 
und mehr Opfer polizeilicher Ge- 
walt aus der Anonymität heraus, 
was in einer großen und vielbeach- 
teten Pressekonferenz gegen En- 
de 1986 gipfelte. 


Zu dieser Zeit wurde die Polizei 
in ihrem Widerstand auch phy- 
sisch aktiv — über die Tatsache 
hinaus, daß etwa aus Kreisen der 
Bergener Polizei über 27 Gerichts- 
verfahren gegen nur einen der For- 
scher angestrengt wurden. Der 
Gipfel war ein Vorfall, bei dem die 
Polizei im Auto dieses Forschers 
eine Streichholzschachtel mit 
Cannabis versteckte, die dieser je- 
doch fand, kurz bevor er von der 
Polizei überraschend kontrolliert 
und sein Auto auf den Kopf gestellt 
wurde. Hierzu gleich mehr ... 


Auf dem Höhepunkt der öffentli- 
chen Auseinandersetzungen 
nahm der Generalstaatsanwalt, 
ein bekannter und hochverehrter 
Mann, das Heft in die Hand — mit 
anderen Worten: die Regierung 
nahm sich der Sache an. In ge- 
heimer Mission wurde eine Spe- 
zialeinheit der Osloer Polizei nach 
Bergen geflogen, die kurzerhand 
den gesamten diesbezüglichen Ak- 
tenbestand der dortigen Polizei be- 
schlagnahmte: ein aufsehenerre- 
gender Vorgang, von dessen Ein- 
maligkeit und Entschiedenheit die 
norwegische Öffentlichkeit (minde- 
stens) tief beeindruckt wurde. Die- 
se Aktion hatte zwei wichtige und 
für den Fortgang der Affäre aus 
der Sicht der Regierung wesentli- 
che Aspekte: erstens hatte die Po- 
lizei alles unter Kontrolle und die 
Öffentlichkeit war beruhigt, denn 
es wurde etwas unternommen; 
zweitens hegte die Nation plötz- 
lich Mitleid mit der Polizei in 
Bergen. 

In der Folge untersuchte die Os- 
loer Polizei die Einzelfälle anhand 
der Akten und vernahm auch die 
Betroffenen. Das Ergebnis dieser 
Untersuchungen wurde im Juli 
1987 auf einer mindestens so gro- 
Ben Pressekonferenz bekanntge- 
geben: die Untersuchungen hät- 
ten nichts, aber auch gar nichts er- 


geben bis auf einen einzigen Vor- 
fall, bei dem ein Festgenommener 
etwas zu fest an den Haaren gezo- 
gen worden sei. 

Der skandalöse Höhepunkt der 
Affäre folgte kurz danach in Ber- 
gen. Der Forscher, dem man Can- 
nabis unterschieben wollte, wurde 
verhaftet und mehrere Tage in U- 
Haft gehalten, Begründung: Ver- 
suchte Beihilfe zu einer Falschaus- 
sage. Der Zeuge, der zuvor die er- 
folglose Durchsuchungsaktion der 
Bergener Polizei bekundet hatte, 
war unter Druck von seiner Aussa- 
ge abgerückt. Erstmals war ein 
Wissenschaftler — letztlich wegen 
seiner wissenschaftlichen Arbeit 
- verhaftet worden, Polizeifor- 
schung war gefährlich! 


Das Resumede 


Die gesamte Geschichte gibt An- 
laß, über einige Aspekte länger 
nachzudenken und sie soziolo- 
gisch und politisch zu analysieren. 
Insbesondere ist deutlich gewor- 
den die Gefahr der Verrechtli- 
chung sozialer/politischer Konflik- 
te. So oft schon darüber geschrie- 
ben wurde, welche Risiken es in 
sich birgt, politischen Protest letzt- 
lich vor Gericht auszutragen”“, 


Foto: Neizhaut 


wird hier einmal mehr die staatli- 
che Macht deutlich, Konflikte von 
sich aus zu verrechtlichen und so- 
mit in ihrem Sinne zu „lösen”. Der 
Staat selbst hat die Mittel (Polizei 
und Justiz), um eigene Unzulän- 
glichkeiten zu erforschen. Er hat 
damit auch die Möglichkeit, wis- 
senschaftlich eindeutige Ergebnis- 
se anonymisierter Forschung in 
einzelne nicht-anonyme Fälle zu 
zerlegen, um sie zu gerichtlichen 
zu machen, an deren Ende das Ur- 
teil steht: „unschuldig”. Die sozial- 
wissenschaftliche Sicht der Dinge 
— in der adaptierten Präventions- 
forschung noch bereitwillig ange- 
nommen - wird hier ad absurdum 
geführt. Der Staat schafft es auf 
diese Weise, einer Erforschung 
der „Vorbeugung” staatlicher Kri- 
minalität selbst vorzubeugen. Als 
hätte jemand „faulige Tomaten auf 
das oberste Gericht geworfen” 
(ein Vorfall, der in Norwegen kürz- 
lich erhebliche Schlagzeilen mach- 
te und - ähnlich der in einen 
Brunnen gefallenen Kinder - an- 
dere wichtigere Meldungen ver- 
drängte), werden hier „Einzelfälle 
erwiesener Unschuld” zum Me- 
dienereignis gemacht, um seriöse 
Forschungsergebnisse zu unter- 
minieren. 


Ein positiver 
Ausblick 


Im Rahmen von Anti-NATO- und 
‚Anti-Thatcher/Weinberger-Demon- 
strationen in Oslo im Sommer 
1987 wurde der norwegischen Öf- 
fentlichkeit erstmals polizeiliche 
Gewalt direkt vor Augen geführt. 


Ein Zufall wollte es, daß polizeili- 
che Schlägertruppen in ein ange- 
sehenes Cafe der Stadt stürmten 
und unter den Augen dort anwe- 
sender Journalisten auch einige äl- 
tere teetrinkende Damen verprü- 
gelten. Als Reaktion hierauf kam 
es zu einer - bewußt illegalen — 
massenhaften Demonstrationen 
gegen Polizei-Gewalt. Resultat 
kriminologischer Forschung. ..? 
* Mathiesen verwies hier auf die Ar- 
beiten von Chambliss über die Ver- 
wicklungen der US- 
amerikanischen Regierungen/Exe- 
kutiven in den Drogenhandel; neu- 
erdings untersuche Chambliss die 
staatliche Unterstützung der Pira- 
ten im 17. Jahrhundert. 
"* vgl. hierzu Thomas Mathiesen, Laut- 
lose Disziplinierung, AJZ-Verlag 
Bielefeld, 1985 


12. Strafverteidigertag 


22.-24. 4.1988 
Heidelberg, Kongreßhaus Stadthalle 
MEHR GESELLSCHAFTLICHE KONFLIKTE — 
MEHR ODER WENIGER STRAFRECHT? 
Strafverteidigung und materielles Strafrecht 


Eröffnungsvortrag: 
DAS STRAFRECHT AUF DEM WEG VOM LIBERALEN 


RECHTSSTAAT ZUM SOZIALEN INTERVENTIONSSTAAT 
Prof. Dr. Peter-Alexis Albrecht, Universität Bielefeld 


Themen der Arbeitsgruppen 


1. AIDS — STRAFRECHTLICHE UND STRAFVOLLZUGSRECHT- 
LICHE ASPEKTE 
Referenten: RA Karl-Heinz Becker, Nürnberg; RA Stefan Hei- 
München; Dr. Ingo Michels, Deutsche 
e.V., Berli Vertreter/in der 


Leitung: RAin Annemarie Gaugel, München 


STRAFRECHT - WOHLFEILES MITTEL ZUR ETHISCHEN 

SANIERUNG DER WIRTSCHAFTSGESELLSCHAFT? 

Referenten: RA Dr. Sven Thomas, Düsseldorf; Kai-D. Buss- 
mann, DFG-Forschungsprojekt "Wirtschafts- 
strafrecht, Hamburg 

Leitung: RA Eckart Behm, Bremen 


3. UMWELTSCHUTZ DURCH KRIMINALSTRAFRECHT? 
Referenten: Dr. Werner Rüther, Universität Bonn; Prof. Dr. 
Otto Backes, Universität Bielefeld 
Leitung: RA Thomas Klein, Osnabrück 


. SINN DER STRAFE IM SEXUALSTRAFRECHT 
a) Ein strafrechtsskeptischer Vorschlag zur Reform der 
sexuellen Gewaltdelikte 
Referentin: Privatdozentin Dr. Monika Frommel, München 
b) Sexualstrafverfahren aus der Sicht der Opfer - Rache, 
Bewältigung, Konfliktlösung 
Referentin: Franca Goldmann 
co) en Interventionen aus psychotherapeutischer 
it 


» 


Referentin: Dipl.-Psych. Margret Hauch, Universität Ham- 
burg 


9 
Leitung: RAin Anne Lütkes, Köln 


POLITISCHES STRAFRECHT - AUF DEM WEG ZUR 

GESINNUNGSJUSTIZ? 

a) Die Entwicklung des politischen Strafrechts vom RStGB 
über Drittes Reich bis zu den jetzigen Koalitionsplänen - 
Kriminalisierung des „politischen Feindes“ umjeden Preis? 
Referent: Dr. Dr. Ingo Müller, Bremen 

b) Demonstrationsstrafverfahren - Untersuchung an exem- 
plarischen Fällen 
Referent: RA Michael Moos, Freiburg 

<) Meinungsäußerungsverfahren - Untersuchung an exem- 


plarischen Fällen 
Referent: RA Hans-Christian Ströbel 
Leitung: RA Michael Schubert, Frei! 


6. JUGENDKRIMINALITÄT UND JUGENDSTRAFRECHT — 
ALTERNATIVEN ZUM JUGENDARREST UND JUGEND- 
STRAFVOLLZUG 
Referenten: Prof. Dr. Christian Pfeiffer, Kriminologisches 

Forschungsinstitut Niedersachsen, Hannover; 


Dr. Bernd Maslicke, Institut für Sozialarbeit und 
Sozialpädagogik, Frankfurt 
Leitung: RA Joachim Bremer, Frankfurt; RA Michael Jun- 
ker, Frankfurt 
Historischer Vortra; 


STRAFVERTEIDIGUNG IN DER WEIMARER REPUBLIK 
‚RA Gerhard Jungfer, Berlin 


‚Abschlußdiskussion: 
mit Prof. Dr. Peter-Alexis Albrecht, Bielefeld, Prof. Dr. Winfried 
Hassemer, Frankfurt (Einleitungsbeitrag), Dr. Dr. Ingo Müller, 
Bremen 


Tagungsbeitrag: DM 150,- (DM 100,-für Studenten u. Referendare) 
‚Anmeldung über: . 

12, Strafverteldigertage/o RA Gerhard Ling 

Lauerstr. 6, 6900 Heidßlberg 1, Tel. 06221/26751 und 166943 

Bei Anreise mit der Bundesbahn (Mindestfahrstrecke 51km) er- 
halten Teilnehmer eine Ermäßigung von 35% auf den normalen 
Fahrpreis. 


VielLärm um nichts?! 
Erfahrung und Beurteilung rechtlicher 
Initiativen gegen den Tieffluglärm 


Eisenhart v. Loeper, Nagold 


Jährlich rund 110.000 militäri- 
sche Tiefflüge erzeugen an 110 
bis 140 Werktagen bei Flugge- 
schwindigkeiten von 800bis 1000 
km/h plötzlich auftretende Ge- 
räuschpegel bis zu 125dB(A). Sie 
wirken als ohrenbetäubende Ge- 
walt, bei der Gehörschäden und 
tödliche Folgen auftreten, die Ner- 
ven ‚des Menschen zerrüttet, 
Aggtessivität und Entwicklungs- 
verzögerungen bei Kindern ver- 
ursacht werden. 

Zum Schutz von Gesundheit und 
Ökologie des Lebens stellt sich 
dringend die Frage nach den 
Rechtsgrundlagen und Abwehr- 
möglichkeiten. Zu unterscheiden 
sind strafrechtliche, ver- 
waltungsrechtliche und zivilrecht- 
liche Abwehrmaßnahmen. 


Die Anzeige 
wg. Wörner 


1. Erstaunlicherweise ist es unbe- 
streitbar, daß der Bundesverteidi- 
gungsminister durch die Anord- 
nung und Zulassung von Tiefflü- 
gen der beschriebenen Art fort- 
gesetzt die Straftatbestands- 
merkmale der vorsätzlichen ge- 
fährlichen Körperverletzung (kör- 
perliche Beeinträchtigungen oder 
gesundheitliche Funktionsstörun- 
gen und Schäden begangen durch 
„gefährliches Werkzeug”, eine 


„Waffe”, oft auch „lebensgefähr- 
dend” im Sinne des $ 223a StGB) 
und der vorsätzlichen Körperver- 
azung im Amt ($ 340 StGB) er- 
üllt. 

Selbst der 3. Strafsenat des OLG 


Etwa 200 Tieffluginitiativen versuchen seit Jahren, gegen Tiefflugmanöver 
anzugehen. Am meisten Aufmerksamkeit erregten bisher die Protestballons, 
die Tieffluggegner aufsteigen ließen, um die Flieger zuzwingen, die Mindest- 
flughöhe einzuhalten. Bußgeldbescheide wegen Ordnungswidrigkeiten 
nach der Luftverkehrsordnung ließen nicht lange auf sich warten. Eine 
andere Aktionsform entwickelte der Rechtsanwalt Eisenhart v. Loeper zu- 
sammen mit einigen tieffluggeschädigten Bürgern im Raum Heidelberg. Er 
erstatteteim November 1985 Strafanzeige gegen den Verteiditungsminister 
Wörner wegen gefährlicher Körperverletzung und Körperverletzung im Amt. 
Damit sollte das verbreitete Gefühl der Ohnmacht überwunden werden. Die 
Verantwortlichen sollten persönlich getroffen und zur öffentlichen Anklage 
gebracht werden, um die herrschende Tiefflugpraxis zu beenden. 

Am 28. Mai 1987 hielt Eisenhart v. Loeper auf dem Tiefflug-Hearing des 
Gesundheitstages in Kassel den hier abgedruckten, leicht gekürzten und 


aktualisierten Beitrag. 


Stuttgart hat in seinem Beschluß 
vom 15. Mai 1986 in dem Anzeige- 
verfahren gegen Dr. Manfred Wör- 
ner ausgeführt, daß „die von tief- 
fliegenden Düsenflugzeugen aus- 
gehende plötzliche Lärmbela- 
stung intensiv auf das Nervensy- 
stem der davon betroffenen Men- 
schen einwirkt und bei diesen zu 
unwillkürlichen, zumeist_ nicht 
steuerbaren Schreck-, Flucht-, 
Schutz- oder Abwehrreaktionen 
führt (vgl. dazu BGH-NJW 1982, 
1046f.). Dies kann bei alten, kran- 
ken Menschen wie auch bei Klein- 
kindern. die sich darauf nicht bzw. 
nicht mehr einstellen können bei 
häufiger Wiederholung nicht nur 
zu einer Beeinträchtigung ihres 
Wohlbefindens, sondern zu einer 
Beschädigung ihrer Gesundheit im 
Sinne von $ 223 StGB führen ...” 
Die Staatsanwaltschaft Ellwarı- 
gen ging der Strafanzeige trotz 
umfassender Begründung nicht 
nach, sondern stellte das Verfah- 
ren binnen weniger Tage unter 
Berufung auf die „Vorrechte” der 
Bundeswehr ein. Die Staatsan- 
waltschaft Heidelberg führte da- 
gegen umfangreiche Zeugenver- 
nehmungen und weitere Ermitt- 
lungen gegen den Verteidigungs- 
minister durch. In der abschlie- 
Benden Verfügung vom 23.7.1986 
stellte sie ausdrücklich fest, „daß 
im vorliegenden Fall die Zumut- 
barkeitsschwelle zur Hinnahme 
des Lärms und daraus folgender 
physiologischer und vegetativer 
Reaktinen überschritten ist. Es 
kann nicht sozialadäquat sein, 
daß Kinder in Panik geraten und 


nachhaltige krankhafte Störun- 
gen feststellbar sind, die die seeli- 
sche und körperliche Entwicklung 
der Kinder negativ beeinflussen.” 
2. Allerdings haben sämtliche 
Staatsanwaltschaften und auch 
das zitierte OLG Stuttgart stets 
verneint, die zulasten der Men- 
schen begangenen gefährlichen 
Körperverletzungen seien auch 
rechtswidrig. Das bedeutet: 

Der Normalbürger darf eine Straf- 
tat nicht begehen, sie ist nur aus- 
nahmsweise, z.B. in Notwehr, ge- 
rechtfertigt; der Verteidigungsmi- 
nister und die deutsche Luftwaffe 
dürfenjedoch Straftaten als Regel 
begehen, weil dies ihrer Militär- 
strategie entspricht. 

Der Verteidigungsminister beruft 
sich auf den „Verteidigungsauf- 
trag” der Streitkräfte (Art. 87 aGG) 
und auf seine Befehls und Kom- 
mandogewalt (Art. 65 a GG). 

Er darf Verteidigungsmaßnahmen 
vorbereiten und die Verteidi- 
gungsbereitschaft stärken, ins- 
besondere durch die Ausbildung 
und Übung der Soldaten. Nur das 
Wie wird zum Problem, wenn es 
nach einseitig militärischem Kal- 
kül und ohne Rücksicht auf die 
Grundrechte der Menschen ge- 
schieht. Auf dieser Linie liegt es, 
daß man bisher Lärmmessungen 
der Tiefflüge als überflüssig ab- 
lehnte und alle psychischen und 
körperlichen Schäden der Bevöl- 
kerung als vernachlässigbares all- 
gemeines Lebensrisiko einstufte. 
Nach den gegen ihn geführten 
Ermittlungsverfahren und im Hin- 
blick auf das Urteil des OLG Stutt- 


gart vom Mai 1986 ist der Vertei- 
digungsminister zumindest verbal 
vorsichtiger geworden. Er vertritt 
jetzt die Abwägungstheorie: 

Militärische Tiefflugeinsätze müß- 
ten „stets mit dem gleichermaßen 
verfassungsrechtlich garantierten 
Anspruch des Bürgers auf körper- 
liche Unversehrtheit abgewogen 
werden”. Ich halte mit Hermann 
Soell die undifferenzierte Theorie 
der Abwägung zwischen den 
Grundrechten der Bürger und 
dem Verteidigungsauftrag der 
Bundeswehr für weitgehend irre- 
führend und unhaltbar. Denn zum 
einen wäre die angebliche Vertei- 
digungsstrategie der Bundes- 
wehr durch Tiefflugeinsätze kri- 
tisch zu prüfen, insbesondere im 
Hinblick auf die sogenannte Vor- 
wärtsverteidigung der NATO: man 
übt Tiefflüge zum tiefen Eindrin- 
gen auf fremdes Territorium, um 
dort gegnerische Radarsysteme 
zu unterfliegen. Zum anderen gibt 
es einen nach der Verfassung un- 
antastbaren Wesensgehalt der 
Grundrechte, von dem nichts ab- 
zuwägen ist (Art. 1 Abs. 1,2 Abs. 2 
Satz 1 in Verbindung mit Art. 19 
Abs. 2 GG). Führt die heutige Tief- 
flugpraxis aufgrund des enormen 
Lärmpegels, der schockartig auf 
die Menschen einwirkt, vor- 
hersehbar zu wiederkehrenden 
Körperverletzungen verschieden- 
ster Art und Schwere, dann läßt 
eine an den Grundrechten orien- 
tierte Wertordnung die militäri- 
schen Tiefflüge nicht zu. Dies muß 
besonders dann gelten, wenn sich 
die Schutzpflicht der staatlichen 
Organe auf die Risikovorsorge 
gegenüber Grundrechtsgefähr- 
dungen erstreckt und der Staat 
schützend und fördernd die Grund- 
rechte der Bürger vor rechtswidri- 
gen Angriffen bewahren muß 
(BVG-NJW 1981, Seite 657). 


Im Ergebnis ist festzustellen: 
Auch wenn sich die Forderung 
nach einer Anklageerhebung ge- 
gen den Verteidigungsminister 
wegen strafbarer Körperverlet- 
zung im Amt nicht durchsetzen 
ließ, haben derartige Verfahren 
zumindest eine Warnfunktion er- 
füllt, die Verwundbarkeit der Mili- 
tärs in straf- und verfassungs- 
rechtlicher Hinsicht gezeigt und 
dazu beigetragen, daß sich die 
betroffenen Bürger auf ihre 
Grundrechte berufen und die 
„Vorrechte” militärischer Gewalt 
nicht länger zulassen. 


In Sachen 
Bürger ./. 
BR Deutschland 


Zivilgerichtliiche Verfahren, die 
allerdings nur mittelbar die militä- 
rischen Tiefflüge behindern kön- 
nen, indem sie sie verteuern, wa- 
ren bisher am erfolgreichsten: 

1. Der Bundesgerichtshof hat wie- 
derholt anerkannt, daß Tiefflüge 
einen unfallursächlichen Haf- 
tungstatbestand nach $$ 33, 35 
Luftverkehrsgesetz auslösen. So 
hat er im Urteil vom 1.12.1981 
einer PKW-Fahrerin eine Entschä- 
digung zugesprochen, weil sie 
durch zwei aufeinanderfolgende 
Düsenflugzeuge heftig erschrak, 
von der Fahrbahn abkam und 
Fahrzeug- sowie Körperschaden 
entstanden. Es wurde anerkannt, 
daß dies die spezifische Aus- 
wirkung des Tiefflugs von Düsen- 
flugzeugen ist und daß derartige 
Lärmereignisse nicht zum allge- 


meinen Lebensrisiko gehören. 
Bemerkenswert ist, daß nur die 
Hälfte des Sachschadens und ge- 
ringes Schmerzensgeld zuge- 
sprochen wurden, weil man der 
PKW-Fahrerin eine angeblich mit- 
wirkende Betriebsgefahr ihres 
eigenen Fahrzeugs anrechnete. 


In einer weiteren Entscheidung 
vom 19.12.1985 hat der BGH die 
volle Staatshaftung bejaht, nach- 
dem mehrmals Hubschrauber der 
Bundeswehr auf einer einge- 
zäunten Weide gehaltene Pferde 
im Tiefflug überflogen, die Tiere in 
Panik gerieten, die Einzäunung 
teilweise durchbrachen und ein 
Pferd so schwer verletzt wurde, 
daß es getötet werden mußte. 

2. Im Beschluß vom 30.6.1986 hat 
der BGH einem Landwirt dem 
Grund nach einen finanziellen 
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ra 


Ausklang 


Ausgleich zugebilligt, weil er zu! 
Duldung nicht mehr zumutbarer 
Lärmbelästigungen verpflichtet 
war. Rechtlicher Maßstab ist hier 
nicht die Frage eines Gesund- 
heitsschadens, sondern die er- 
hebliche Beeinträchtigung, die 
ohne Entschädigung nicht hinge- 
nommen werden muß. Man spricht 
von Entschädigungsanspruchaus 
„enteignendem Eingriff”, ähnlich 
dem Ausgleichsanspruch unter 
Nachbarn nach $ 906 Abs. 2 BGB. 
Es kommt also darauf an, daß di 
ortsübliche Benutzung des eige- 
nen Grundstücks oder dessen Er- 
trag über das zumutbare Maß 
hinaus beeinträchtigt wird. Das 
OLG Köln hat in demselben Ver- 
fahren festgestellt, daßeine plötz- 
lich auftretende Lärmbelastung 
von 60 dB (A) oder darüber Schlaf- 
störungen’ verursacht und weit 
außerhalb dessen liegt, was zu- 
mutbar ist. 


Aus dieser Sicht müßte die Bun 
desregierung, wenn sie schon aı 
den (nach unserer Auffassung) un 
zulässigen Tiefflügen festhäl 

wenigstens bundesweit durch 
unabhängige Stellen laufend 
Lärmmessungen durchführen las- 
sen und Entschädigungen überall 
dort bereitstellen, wo nicht mehr 
zumutbare Lärmbelastungen auf- 
treten. 

3. Erwähnenswert ist die neuer 
dings vom Amt für Verteidigungs- 
lasten in Nürnberg getroffene 
'ntscheidung, 500,- DM Schmer- 
‚ensgeld zugunsten eines Kindes 
u bezahlen, das durch den Lärm 
Düsenjäger ver- 


Es sollte weiterhin auf allen mög- 
lichen rechtlichen Ebenen mit 
sorgfältiger fachkundiger Bera- 
tung dafür gekämpft werden, daß 
der Gesundheit und Ökologie 
schädigende militärische Tiefflug 
beendet wird. Strafrechtliche, ver- 
waltungsgerichtliche und zivil- 
rechtliche Maßnahmen sindgrund- 
sätzlich geeignet, den bisher na- 
hezu unkontrollierten militäri- 
schen Übungseinsatz wenigstens 
einzudämmen. Dazu gehört auch, 
daß man unmöglich, wie noch in 
neuesten Gerichtsentscheidun- 
gen erklärt, von einem Betroffe- 
nen nähere Angaben über die 
Höhe und Herkunft der Tiefflieger 
erwarten darf. Hier muß die Be- 
weislast zugunsten des Bürgers 
umgekehrt werden. Das Zieleiner 
Abschaffung der Tiefflüge muß 
daneben auf rechtspolitischem 
Wege, also durch bessere gesetz- 
liche Absicherung der Verfas- 
sungsrechte des Bürgers, geför- 
dert werden. 


widriges Verhalten des Düsenjä- 

jerpiloten voraus. Insoweit ist das 
Amt für Verteidigungslasten über 
seine eigenen Schatten gesprun- 
gen, vermutlich deshalb, weil ein 
größeres Aufsehen im Prozeß ver. 
mieden werden sollte. Wenn man 
bedenkt, daß für das Kind Schlaf. 
störungen, Unruhezustände 
Angst und Schreckhaftigkeit auf. 
traten, so daß die Entwicklung de: 
Kindes erheblich gestört wurde, 
so kann dies durch Schmerzens: 
geld überhaupt nicht ausge: 
glichen werde: 


Statt eines Kommentars: 


Olg Koblenz, Urt. v. 31.7. 1986 - 1 Ss 210/86, 
‚m Zelt eines Lagergeländes, das nicht besonders abgesperrt 
penoffizier unterrichtet, bei dieser Tätigkeit durch ei- 
und Tambourins sowie allgemeines Lär- 
25-30 Minuten der Unterricht abgebro- 


Wird eine amerikanische Militäreinheit, die in eine: 
war, im Rahmen einer militärischen Übung von einem Trup! 
ne Gruppe von Frauen durch den Gebrauch von Trillerpfeifen, Rasseln 
men und Umtanzen des Unterrichtszelts derart gestört, daß nach etwa 
chen werden muß, so liegt eine Nötigung i 
in: NStE (Neue Entscheidungssammlung für Strafrecht) — 


.S. von $ 240 StGB vor. 
StGB, Nr. 6 zu $ 240 


Mit Recht gegen Neo-Nazis? 


Nachfolgend dokumentieren wir eine Diskussion über Ziele und Wege antifaschistischer Politik, die in Bie- 
lefeld aktuell geführt wird. Hintergrund ist die Errichtung eines neuen neo-nazistischen Zentrums in Bie- 
lefeld, politischer und strategischer Stützpunkt der rechtsradikalen ’NF’. Eine der wesentlichen Forderun- 
gen im Rahmen der öffentlichen Auseinandersetzung von Ratsbeschlüssen wie Demonstrationen war die 
nach einem Verbot aller faschistischen Organisationen. Der nachfolgende Disput entzündet sich genau 
an dieser Verbotsforderung, betrifft jedoch einen viel weiteren Bereich politischer Kultur, nicht nur in der 
— ohne Zweifel immer drängender werdenden - Anti-Fa-Arbeit. Wir wollen nicht verschweigen, daß wir 
in der Redaktion der Verbots-Forderung kritisch gegenüberstehen, möchten aber gleichwohl zur Diskus- 
sion stellen, ob dies nicht die arrogante Position der Realität entrückter Rechtstheoretiker ist, die von der 
alltäglichen Konfrontation mit ’leibhaftigen Neo-Nazis’ nichts wissen. Wir möchten die unserer Meinung 
nach dringend notwendige Diskussion nicht mißverstanden wissen als Aufforderung zum verfassungs- 
rechtlichen Diskurs, als eingehende rechtswissenschaftliche Auseinandersetzung mit der Geltung von 
Allierten-Recht o.ä.: Wir fordern auf zum Nachdenken darüber, welche Folgen ein solchermaßen polizei- 
licher oder justitieller Anti-Faschismus auf die weitere politische Entwicklung in diesem unserem Lande 
haben kann ... Uwe Günther ist Rechtsanwalt in Bielefeld und Justitiar der Fraktion Die Grünen im Bun- 
destag; Annelie Buntenbach ist Mitglied des Kreis vorstandes der Grünen und der Antifa-Koordination 


in Bielefeld. 


(red) 


' . Sieben Thesen 


Verbot von FAP und NF 
+ 7 22 42 4 aUwereuneReH 


Im Interesse einer rationalen Dis- 
kussion sind vorab zwei Klarstel- 
lungen notwendig: Im Folgenden 
wird lediglich das Für und Wider 
des juristischen Verbotes disku- 
tiert. Unabhängig davon, wie man 
politisch zur Verbotsfrage steht, ist 
es sicherlich Konsens, daß ein sol- 
ches Verbot allenfalls eine Maß- 
nahme von vielen gegen den 
Rechtsextremismus sein kann. 


Klargestellt werden muß auch, 
daß es bei der Verbotsforderung 
um ein Organisationsverbot geht, 
also das Verbot einer Organisa- 
tion, die als „faschistisch”, „neo- 
nazistisch" oder „verfassungs- 
feindlich" klassifiziert werden 
kann, die als solche jedoch nicht 
kriminell ist, auch wenn einzelne 
Mitglieder kriminelle Handlungen 
begehen. 


Diese Unterscheidung ist theore- 
tisch wichtig, wenngleich prak- 
tisch nicht immer leicht nachzu- 
vollziehen. 


Insbesondere stellt die „kriminel- 
le Vereinigung” im Sinne der $$ 
129, 129a des Strafgesetzbuches 
einen Schnittpunkt zwischen indi- 
viduellem Tatbestand und Zurech- 
nung zu einer Organisation dar. 


Die Republikschutzgesetzge- 
bung des Jahres 1923 wurde in 
der Intention geschaffen, anti- 
demokratische Tendenzen in der 
Weimarer Republik vorzubeugen. 
Faktisch wurde die Republik- 
schutzgesetzgebung jedoch erst 
ab 1928 wirksam und zwar insbe- 
sondere gegen die politische 
Linke. 


Schlechte 
historische 
Erfahrungen 


Der Tatbestand der Volksverhet- 
zung, $ 130 StGB, der im Jahre 
1960 mit dem Ziel verabschiedet 
wurde, antisemitischen Äußerun- 
gen mit Strafen zu begegnen, wur- 
de faktisch über 25 Jahre nicht an- 
gewendet. Deswegen verabschie- 
dete der Bundestag 1985 ein Ge- 
setz, das _ gleichfalls 
antisemitischen Äußerungen Ein- 
halt gebieten wollte, indem Belei- 
digungen unter bestimmten Bedin- 
gungen zum Offizialdelikt erklärt 
wurden. 

Ironie der Geschichte: 1985 er- 
klärte ein Oberlandesgericht den 
Ausspruch: „Alle Soldaten sind 
Mörder” - der bereits von v. Os- 


sietzky aufgegriffen und der des- 
wegen in einem Strafverfahren 
1931 freigesprochen wurde - als 
Vergehen im Sinne des $ 130 
StGB. 

Die angedeuteten historischen 
Phänomene haben gemeinsame 
Ursachen: Der Polizei- und Justiz- 
apparat waren und sind eher kon- 
servativ bis reaktionär. Die für ein 
Verbot letztlich entscheidenden In- 
stanzen beurteilen mithin das im. 
Straftatbestand sprachlich gefaßte 
Unrecht aus einem anderen politi- 
schen Blickwinkel als diejenigen, 
die das Verbot gefordert und 
durchgesetzt haben. (...) 


Verbot nach 
Artikel 21 
Abs.2 GG 


Die Anwendung und Durchset- 
zung eines Organisationsverbotes 
setzt ein Normeninstrumentarium 
voraus, das unter rechtsstaatli- 
chen und demokratietheoreti- 
schen Aspekten problematisch ist. 

Das Organisationsverbot kann 
juristisch auf zwei Wegen begrün- 
det werden. Unter Bezugnahme 
auf Art. 21 Abs. 2 des Grundgeset- 


zes kann behauptet werden, die 
FAP verstößt gegen die „freiheit- 


lich-demokratische Grundord- 
nung”. Die FDGO-Formel — auch 
in der vom Bundesverfassungsge- 
richt scheinkonkretisierten Form 
- ist mit Hilfe gesicherter juristi- 
scher Methoden nicht konkreti- 
sierbar. 

Letztlich beinhaltet die FDGO- 
Formel nichts weiter als eine Kom- 
petenznorm: Bundesverfassungs- 
gericht, entscheide Du, was Du für 
politisch richtig hältst! Die FDGO- 
Formel ist konturenlos. Das wegen 
Art. 21 Abs. 2 des GG notwendige 
Verfahren vor dem Bundesverfas- 
sungsgericht weist dem Gericht 
die Funktion zu, aus dem gesam- 
ten politischen Spektrum spezielle 
Richtungen auszugrenzen — eine 
Funktion, die nach unserem Ver- 
ständnis „den BürgerInnen der 
BRD zukommt. 


Verbot nach 
Artikel 139 GG 


Juristisch kann die Verbotsforde- 
rung gegen die FAP auch mit Arti- 
kel 139 des Grundgesetzes be- 
gründet werden. 

Gemäß Art. 139 GG werden die 
zur Befreiung des deutschen Vol- 
kes von Nationalsozialismus und 
Militarismus erlassenen Rechts- 
vorschriften von den Bestimmun- 
gen des GG nicht berührt. 

Zu den in Art. 139 genannten 
Vorschriften gehören auch Be- 
stimmungen, die das Verbot der 
NSDAP und deren Nachfolgeorga- 
nisationen betreffen. Wenn die 
FAP als Nachfolgeorganisation 
der NSDAP angesehen werden 
kann, so ist sie verboten. 

Der Vorteil der Rechtskonstruk- 
tion über diesen Artikel liegt auf 
der Hand: Zum einen ist der Um- 
weg über das Bundesverfassungs- 
gericht nicht notwendig. 

Zum anderen zielt der Artikel 
nur gegen „rechts”. Es wird mithin 
schwieriger als bei Art. 21 Abs. 2 
GG, die Totalitarismus-Theorie juri- 
stisch abzusegnen. 

Dennoch sprechen zwei ent- 
scheidende Gründe gegen die An- 
wendung dieses Artikels auf die 
FAP. Zum einen ist verfassungs- 
rechtlich die Bezugnahme auf Art. 
439 des GG deswegen problema- 
tisch, weil es gerade der Sinn die- 
ser Norm ist, daß bestimmte 
Rechtsvorschriften der Alliierten 
nicht am Grundgesetz gemessen 
werden. 

Im Interesse der Geltung des 


GG kann man dieser Norm deswe- 
gen nur einen Ausnahmecharak- 
ter zubilligen. 

Wenn man diese Norm nicht nur 
als Ausnahmevorschrift, sondern 
zur „antifaschistischen Grundsatz- 
norm” überhöht, trägt man dazu 
bei, den Geltungsbereich des GG 
einzuschränken. 


Zum anderen kann man die FAP 
nur willkürlich als Nachfolgeorga- 
nisation der NSDAP ansehen. Es 
gibt keine personelle und keine or- 
ganisatorische Kontinuität der 
NSDAP Ob von einer Nachfolgeor- 
ganisationen deswegen die Rede 
sein kann, weil im ideologischen 
Gebräu der FAP Versatzstücke der 
NSDAP enthalten sind, ist sehr 
fraglich. 


Praktische 
Probleme 

bei der 
Durchsetzung 


Staatliche Verbote und Normen 
setzen sich nicht im Selbstlauf 
durch, sie müssen mit Hilfe der Po- 
lizei und Justiz durchgesetzt wer- 
den. Der Versuch der Durchset- 
zung des Verbots kann politisch 
kontraproduktiv zu den Zielen ste- 
hen, die mit dem Verbot durchge- 
setzt werden sollen. Praktisch 
stellt sich etwa das Problem, den 
Kreis der Personen zu bestimmen, 
die wegen Mißachtung des Organi- 
sationsverbotes strafrechtlich be- 
langt werden sollen. Die FAP wird 
der Polizei nicht ihre Mitgliederkar- 
tei zur Verfügung stellen. Es muß 
deswegen aufgrund von äußeren 
Umständen geschlossen werden, 
ob Menschen das Organisations- 
verbot mißachten oder nicht. 

Das wirft jede Menge prakti- 
scher Probleme auf. Zum anderen 
dürfte es klar sein, daß Betroffene 
der FAP nicht tatenlos zusehen 
werden, wie das Verbot faktisch 
durchgesetzt wird. Sie werden 
vielmehr auf den Einsatz staatli- 
cher Macht in vielfältiger Weise 
reagieren, also untertauchen, 
neue Organisationen gründen, die 
Justiz als Bühne benutzen. Ein 
Verbot wird deswegen erst mittel- 
bis langfristig durchsetzbar sein. 

Wer ein Verbot der FAP fordert, 
kann nicht gleichzeitig den Verfas- 
sungsschutz für problematisch, ja 
für überflüssig oder gar schädlich 
halten. 


Hilfloser 
Anti- 
Faschismus? 


In der Verbotsforderung der FAP 
kommt ein „hilfloser Antifaschis- 
mus” zum Vorschein, der an die 
Stelle politischer Überzeugungs- 
arbeit die staatliche Repression 
und damit auf ein Instrumentarium 
setzt, das kontraproduktiv zu den 
selbst gesetzten politischen Zie- 
len steht. 

Zwar mag die deutsche Ge- 
schichte nicht dazu angetan sein, 
um historischen Optimismus über 
die Kraft der Vernunft zu verbrei- 
ten. Hierzu gibt es jedoch keine Al- 
ternative. Vorstellungen, grund- 
sätzich bestimmten Bevölke- 
rungsgruppen das Lebensrecht zu 
bestreiten, sind inhuman, taschi- 
stisch usw. Gerade weil sie SO 
sind, müssen sie öffentlich disku- 
tierbar sein. Nur die öffentliche 
Auseinandersetzung über diese 
Vorstellungen schafft die Möglich- 
keit, sie zu verändern. 

Ein Verbot kann - wenn es 
wirkt — lediglich bewirken, daß be- 
stimmte Vorstellungen in der Öf- 
fentlichkeit kein Diskussionsforum 
haben. Es kann weder die Vorstel- 
lungen verändern noch grundsätz- 
lich die Wirkung solcher Vorurteile 
einschränken. 


Ein Eigentor? 


Unter den derzeitigen politischen 
Bedingungen läßt sich eine Ver- 
botsforderung praktisch nur durch 
eine „Koalition” mit dem Bundes- 
verfassungsgericht oder der Bun- 
desregierung durchsetzen. Diese 
„Koalitionspartner” werden ihren 
politischen Preis fordern bzw. das; 
Verbot der FAP auf dem Hinter- 
grund ihrer politischen Interessen 
betrachten. 

Auf diesem Hintergrund kann 
nicht zweifelhaft sein, daß die 
Durchsetzung des FAP-Verbots 
über solche „Koalitionspartner” 
im Endergebnis ein Schlag gegen 
„links” wird. 

Es könnte durchaus politisches 
Kalkül der Bundesregierung sein, 
sich für ein FAP-Verbot einzuset- 
zen mit dem Ziel, sich optisch von 
den militanten Rechten abzuset- 
zen, um so mit dem Segen der Lin- 
ken seriöse rechtsradikale Politik 
zu betreiben. 


Für ein Verbot faschistischer 
Wiederbetätigung! 


Annelie Buntenbach 


Seit einiger Zeit ist auch „offi- 
ziell” bestätigt, daß Bielefeld sich 
zu einem Zentrum neofaschisti- 
scher Aktivitäten entwickelt hat. 
Nicht nur hier ist festzustellen, daß 
die extreme Rechte in den letzten 
‚Jahren stärker geworden ist — of- 
fensichtlichstes Zeichen der Ein- 
zug der „Liste D” in die Bremer 
Bürgerschaft. Es gibt verdammt 
viel zu tun, wenn wir nicht wollen, 
daß die Faschisten, die die offene 
rassistische Gewaltherrschaft, die 
Vertreibung von Ausländern, die 
Zerschlagung der Interessenorga- 
nisationen der Arbeiterbewegung 
und der Linken zu ihrem Pro- 
gramm gemacht haben, an Boden 


gewinnen. Gerade in Deutschland 
sind wir verpflichtet, dem entge- 
genzutreten. 


Die Auseinandersetzung mit dem 
Faschismus und faschistischen 
Tendenzen muß Bestandteil linker 
Politik in allen gesellschaftlichen 
Bereichen sein und beschränkt 
sich keineswegs auf die Themati- 
sierung des Ill. Reiches oder neo- 
faschistischer Umtriebe. So gilt es 
z.B., Ausländerfeindlichkeit und 
dem Wiedererstarken einer „deut- 
schen nationalen Identität” im Zu- 
ge der rechtskonservativen Wen- 
de theoretisch und praktisch et- 
was entgegenzusetzen, wie die 
Forderung „freie  Flüchtlings- 


stadt”, Wahlrecht für Ausländer 
usw. Da Erwerbslosigkeit und da- 
mit zusammenhängend Perspek- 
tivlosigkeit die Empfänglichkeit 
(besonders von Jugendlichen) für 
faschistische „Lösungsperspekti- 
ven” bekanntlich fördert, muß (na- 
türlich nicht nur deswegen...) an 
der Veränderung dieser gesell- 
schaftlichen Grundlagen gearbei- 
tet werden. 

Aber auch wenn klar ist, daß in die- 
sem Sinne antifaschistische Poli- 
tik an allen Ecken und Enden be- 
trieben werden muß, erspart uns 
das nicht die direkte Auseinander- 
setzung mit.den Neofaschisten. 
Das bedeutet zum einen eine dau- 


ernde öffentliche Kritik an ihren 
Ideologemen (und den Nachweis 
ihrer Verbindung zu „normalem” 
rechtskonservatiren  Gedanken- 
gut) und ihrem (organisierten) Auf- 
treten (was die entsprechenden 
Kenntnisse zur Voraussetzung 
hat), eine verschärfte Jugend- und 
Sozialarbeit, zum andern aber 
auch, ein Verbot faschistischer Or- 
ganisationen einzufordern. 


In der Tat — da hat Uwe Günther 
völlig recht — ist ein Verbot nicht 
geeignet, die Vorstellungen und in- 
haltlichen Positionen der Faschi- 
sten zu verändern, aber es behin- 
dert deren öffentliche Verbreitung 
und Verbreiterung, damit auch 
das Ansprechen von Jugendli- 
cheri und deren Rekrutierung — 
es behindert insgesamt ihre Arbeit 
und Organisation. Die Verbotsfor- 
derung steht nicht alternativ zu ei- 
ner öffentlichen Auseinanderset- 
zung mit dem Faschismus, son- 
dern kann diese eher fördern. Sie 
steht allerdings alternativ zu einer 
Auseinandersetzung mit den orga- 
nisierten Faschisten selbst — die 
Möglichkeiten, hier argumentativ 
zu überzeugen, würde ich nicht all- 
zu hoch ansetzen. 


Ein zentrales Argument von Uwe 
Günther gegen die Verbotsforde- 
rung ist, daß ein Verbot gegen 
rechts sich in diesem Staat immer 
gegen links wendet. Richtig ist si- 
cher, daß der bürgerliche Staat 
weit schärfer gegen links als ge- 
gen rechts einschreitet - das zei- 
gen nicht nur die historischen Er- 
fahrungen z.B. der Weimarer Re- 
publik, sondern läßt sich auch an- 
alytisch daraus erklären, daß die 
Linken und nicht die Rechten die 


Eigentumsverhältnisse, den Kern 
staatlicher Sorge, angreifen. 
Falsch ist es aber, zu behaupten, 
unsere Forderung gegen rechts 
führe zu einem Schlag gegen 
links, denn: 


_ Der Staat braucht nicht die 
Rechtfertigung unserer Kampag- 
ne für ein Verbot faschistischer Be- 
tätigung, um gegen links vorzuge- 
hen. Wenn’s ihm in den Kram 
paßt, versucht er'seh - und das 
ist dann zu allerletzt unser Ver- 
dienst. Die Forderung eines Ver- 
bots gegen rechts beinhaltet eine 
praktische Absetzung von der tota- 
litarismustheoretischen Rechts- 
Links-Gleichsetzung und macht 
es dadurch eher schwerer, mit sol- 
chen Begründungen gegen links 
vorzugehen. 


- Ob ein Verbot gegen rechts 
durchsetzbar ist, kann nicht allein 
an den aktuell herrschenden Ver- 
hältnissen beurteilt werden, da 
dies — wie die Rechtsprechung — 
von den jeweiligen Kräfteverhält- 
nissen abhängt (und die sind, ge- 
nau wie Gesetz und Verfassung, 
nichts statisches). Für deren Ver- 
änderung setzt sich z.B. eine Be- 
wegung für die Verbotsforderung 
ein. 


- Diese Forderung ist der Ver- 
such, diesem Staat eine „antifa- 
schistische Grundhaltung” abzu- 
trotzen, die er aktuell in der Tat 
nicht hat. In diesem Versuch wer- 
den einige Charakterzüge dieses 
Staates (z.B. „Asylantenflut”- 
Kampagne, Antikommunismus als 
westdeutsche Staatsreligion .. Rn) 
offenkundig. 


Dokumentation zum 
Wuppertaler 129a-Prozeß 


7 Jahre Ermittlungen gegen 
die sogenannte 
"Antifa-Gruppe”, 

versuchte 
Kronzeugeneinführung, 
Parallele zu 18.12.87 


Dokumente, Analysen, 
Erklärungen 


Wenn Uwe Günther argumentiert, 
wer ein Verbot gegen rechts for- 
dert, überhaupt Verbote gegen po- 
litische Betätigung akzeptiert, da- 
mit auch letztendlich gegen links, 
macht er sich das herrschende 
Grundprinzip formaler (nicht inhalt- 
licher) Gleichheit aller Bürger zu 
eigen, das in letzter Konsequenz 
zu dem Merksatz führt „Bei uns ist 
es Armen und Reichen gleicher- 
maßen verboten, unter den 
Brücken zu schlafen.” Da Geset- 
zen und Rechtsprechung politi- 
sche Entscheidungen vorausge- 
hen, muß die Forderung eine ein- 
seitige Entscheidung gegen fa- 
schistische Betätigung sein. 
Grundlage für ein solches Verbot 
kann nicht die Verfassungsfeind- 
lichkeit (Art. 21 GG) sein, sondern 
nach dem aktuellen Zustand des 
GG nur der Art. 139. Sicher ist der 
Rückbezug auf Alliiertenrecht un- 
glücklich und lediglich eine 
Krücke, aber bezeichnenderweise 
gibt es keine „doitschen” Gesetze, 
die sich eindeutig und einseitig 
gegen die Faschisten richten. 
(Und die Geltung des GG ist für 
mich kein Wert an sich so) 


Hierbei mag sich juristisch das 
Problem stellen: „NSDAP- 
Nachfolge” - was ist das? Stimmt 
das z.B. für FAP und NF? Politisch 
stellt sich dieses Problem nicht, 
da sich die faschistische Zielset- 
zung dieser Organisationen als 
präzises Kriterium für ein Verbot 
benennen läßt. 


Daß wir uns mit der Verbotsforde- 
rung an einen Staat wenden, den 
wir (so?) nicht wollen und ihm da- 
durch noch mehr Funktionen zu- 
weisen, ihn dadurch „legitimie- 
ren”, ist ein uraltes, ebenso ab- 
straktes wie falsches Argument 
(das außerdem auf alle — auch 
grüne - Forderungen an den 
Staat angewandt werden müßte). 
Die Forderung nach einem Verbot 
ist Teil des Versuchs, das Kräfte- 
verhältnis gegen die rechtskonser- 
vative Wende zu verändern - al- 
lerdings läuft eine Bewegung, die 
ausschließlich die Verbotsforde- 
rung zum Inhalt hat, in die) 
Sackgasse. 


Real-sozial stischer 
Abolitionismus 


„Aus Anlaß des 38. Jahrestages der Gründung der DDR ...” 


Am 17. Juli 1987 beschloß der Staatsrat der DDR die umfangreichste Amnestie seit Bestehen des Staates. 
Nach zahlreichen Amnestien (zuletzt 1972 und 1979), die verschieden große Kreise Kriminalisierter in der 
DDR vor weiterer Strafverfolgung oder -vollstreckung bewahrte, wurde hiermit ein Vorhaben auf den Weg 
gebracht, das nahezu alle aktuell vom Strafrecht betroffenen BürgerInnen der DDR pauschal von jeglicher 
Strafe und/oder Strafverfolgung verschont. So werden schätzun: ise allein an die 20.000 Inhaftierten 
bis Jahresende entlassen, darunter auch etwa 2.000 'politische’ Straftäter. Dieses im real-kapitalistischen 
Deutschland bisher zu wenig beachtete Projekt wollen wir hier zunächst einmal in Dokumenten vorstel- 
len: einem Ausschnitt des der Amnestie zugrundeliegenden Gesetzestextes und Ausschnitte eines Inter- 
views mit der Generalstaatsanwalt der DDR. Angesichts dieser Amnestie wurde uns auch deutlich, wie 
wenig wir vom real-sozialistischen Strafrecht (nicht nur in der DDR) wissen. Vielleicht bietet dies einen 
Auftakt zu einer breiteren Beschäftigung mit dem Recht und der Justiz des ’Ostblocks’ überhaupt - in 
diesem Sinne seien hiermit alle Interessierten, die sich mit diesem umfassenden Themenkreis beschäf- 
tigen, aufgerufen, die FORUM RECHT-LeserInnenschaft daran teilhaben zu lassen. 

Neben der Amnestie-Debatte darf nicht vergessen werden, daß die DDR zugleich die Todesstrafe ab- 
geschafft hat: auch dazu die Gesetzesdokumentation und Ausschnitte aus der insofern aufschlußreichen 
offziellen Begründung. Während die DDR mit diesem Beschluß zumindest auch den Forderungen der Ver- 
einten Nationen zur weltweiten Ächtung der Todesstrafe nachkommt, können wir dies von anderen sog. 
’zivilisierten’ Staaten nicht berichten: in den USA zeichnet sich eher eine gegenteilige Entwicklung ab. 


Auszüge aus 
dem Gesetzestext 


Allgemeine Amnestie 


1. Aus Anlaß des 38. Jahrestages 
der Gründung der Deutschen Demo- 
kratischen Republik wird eine allge- 
meine Amnestie für Straftäter erlas- 
sen. Die Amnestie erstreckt sich auf 
Personen, die vor dem 7. Oktober 
1987 rechtskräftig zu Strafen mit oder 
ohne Freiheitsentzug verurteilt wor- 
den sind. Personen, die zu lebenslän- 
glicher Freiheitsstrafe verurteilt wor- 
den sind, wird die Strafe auf 15 Jahre 
herabgesetzt, soweit der Schutz von 
Leben und Gesundheit der Bürger 
das zuläßt. 

2. Von der allgemeinen Amnestie 
werden Personen ausgenommen, die 
wegen Nazi- und Kriegsverbrechen, 
Verbrechen gegen die Menschlich- 
keit, Spionage oder Mord verurteilt 
worden sind. 

3. Die Entlassung der Amnestierten 
aus dem Strafvollzug und der Untersu- 
chungshaft beginnt am 12. Oktober 
1987 und ist, einschließlich der Ar- 
beitsplatzvermittlung und der Einlei- 
tung weiterer Maßnahmen zur Wieder- 
eingliederung in das gesellschaftliche 
Leben, bis zum 12. Dezember 1987 ab- 
zuschließen. (...) 


(red) 


Durchführung: 


(...) 2. Personen, die zu Strafen mit 
Freiheitsentzug verurteilt worden sind, 
werden aus dem Strafvollzug entlas- 
sen. Strafen sind nicht zu voll- 
strecken, wenn der Vollzug noch nicht 
begonnen wurde. (...) 

3. Ermittlungsverfahren gegen Per- 
sonen und nicht rechtskräftig abge- 
schlossene Strafverfahren, die vor 
dem 7. Oktober 1987 eingeleitet wur- 
den, sind einzustellen, sofern keine 
dem Anliegen der Amnestie entgegen- 
stehenden Ausschließungsgründe vor- 
liegen und im Zeitraum bis zum Ab- 
schluß der Amnestie die allseitige Auf- 
klärung der Straftat gewährleistet ist. 

4. (...) Die örtlichen Räte haben die 
Wiedereingliederung der amnestier- 
ten Bürger in das gesellschaftliche Le- 
ben durch die gleichberechtigte Ein- 
gliederung in den Arbeitsprozeß unter 
Achtung der vorhandenen Qualifika- 
tion, die Unterstützung und Durchfüh- 
rung von Qualifizierungsmaßnahmen, 
die wohnungsmäßige Unterbringung 
und die Organisierung der gesell- 
schaftlichen Betreuung und Unterstüt- 
zung zu sichern. 

5. Werden amnestierte Personen in- 
nerhalb von 3 Jahren wegen einer vor- 
sätzlichen Straftat zu einer Freiheits- 
strafe verurteilt, ist die bisher nicht 
vollstreckte Strafe zusätzlich zu ver- 
wirklichen bzw. dem eingestellten 
Strafverfahren Fortgang zu geben. (...) 


Neue Berliner Illustrierte, 
(Ost-Berlin) 


Amnestie 


Interview mit dem Generalstaatsan- 
walt der DDR, Günter Wendland 


Die vom Staatsrat erlassene Amne- 
stie ist in der Öffentlichkeit unseres 
Landes, und nicht nur hier, als Aus- 
druck des Humanismus unserer Ord- 
nung und unserer Politik bewertet wor- 
den. Mancher freilich stellt sich auch 
die Frage, ob wir nicht gar zu großzü- 
‚gig sind. 

WENDLAND: Wenn die Frage 
meint, ob wir uns diese Großzügigkeit 
leisten können, dann antworte ich dar- 
auf eindeutig mit Ja. Denn sie ent- 
springt ja nicht nur unseren sozialisti- 
schen Prinzipien und Wertvorstellun- 
gen, dem Humanismus, der unsere 
Gesellschaftsordnung prägt, sie ba- 
siert auch auf ganz realen gesell- 
schaftlichen Bedingungen: auf der in- 
neren Stabilität unserer Ordnung und 
auf dem Reifegrad der gesellschaftli- 
chen Beziehungen. Und schließlich 
wäre da die Entwicklung der Kriminali- 
tät selbst zu nennen, ihre sinkende 
Tendenz und die Veränderung ihrer 
Struktur. (...) Mit Fug und Recht kön- 
nen wir also davon sprechen, daß Ord- 
nung und Sicherheit in unserem Lan- 
de gewährleistet sind. Das unsere Ge- 
sellschaft prägende Lebensgefühl der 
Geborgenheit ist eine der großen Er- 
rungenschaften des Sozialismus. ku 
Die Straftaten sind ja nicht nur quanti- 
tativ zurückgegangen; 1946 war jede 
fünfte ein Verbrechen, heute handelt 
es sich bei rund 95 Prozent um Verge- 
hen, für die das Gesetz eine Höchst- 
strafe von zwei Jahren androht und 
bei deren Verurteilung wir auf eine 
breite Palette von Maßnahmen zurück- 
greifen können, auf Bewährung zum 
Beispiel ... 

Sie unterschieden eingangs zwi- 
schen Morden 1946 und vorsätzlichen 
Tötungen heute. Wollen Sie damit ei- 
nen anderen Charakter des Verbre- 
chens andeuten? 


WENDLAND: Ich habe darauf ver- 
wiesen, daß die Straftaten bei uns ge- 
nerell nicht mehr so schwerwiegend 
sind. Das organisierte Verbrechertum 
kennen wir eigentlich überhaupt nicht 
mehr. Wenn ein DDR-Bürger das Wort 
Killer hört, dann denkt er doch wohl 
nicht an DDR-Kriminalität. (...) Bei 
den vorsätzlichen Tötungen handelt 
es sich fast immer um Fälle, die ihren 
Ausgangspunkt in gestörten individuel- 
len Beziehungen haben. 

Die Gefahr der Wiederholung ist al- 
so relativ gering? 

WENDLAND: Der rückfällige Mör- 
der ist bei uns nahezu unbekannt. (...) 

Mancher fragt sich, ob der wochen- 
lange Zeitraum zwischen Verkündung 
und Inkrafttreten der Amnestie nicht 
potentielle Missetäter ermuntern 
könnte. 


WENDLAND: (...) Personen, die 
vor dem 7. Oktober mit dem Gesetz in 
Konflikt geraten sind und deren Straf- 
sache vollständig ermittelt ıst, werden 
ja Anfang Oktober angeklagt und ver- 
urteilt. (...) Es ist Sache der Untersu- 
chungsorgane, so zu arbeiten, daß al- 
les lückenlos aufgeklärt wird, damit 
wirksam werden kann, was die Amne- 
stie besagt: Nutze die Chance, sonst 
wird dir nichts geschenkt. (...) 

Trotzdem stößt man auf die Mei- 
nung, die meisten der Amnestierten 
würden „bis Weihnachten wieder 
drin” sein. 

WENDLAND: Eine Meinung, die 
schlicht und einfach falsch ist. All un- 
sere Erfahrungen besagen, daß die 
übergroße Mehrheit der Entlassenen 
oder auf Bewährung Verurteilten ihre 
Chance nutzt. (...) Der Strafvollzug 
wird grundsätzlich mit dem Gedanken 
verlassen, nicht rückfällig zu werden. 
Und wenn im Kollektiv, im Leben stabi- 
le Beziehungen und Bindungen ent- 
stehen — bei manchem Jungen war 
der Knoten gerissen, als er das richti- 
ge Mädchen kennenlernte —, dann 
werden auch konfliktreiche Situatio- 
nen gemeistert ... 


Abschaffung der 
Todesstrafe 


1. Der Staatsrat beschließt die Abschaf- 
fung der Todesstrafe in der Deutschen 
Demokratischen Republik. (...) 


Begründung: 


Die Todesstrafe im Strafgesetzbuch 
der DDR beruhte auf den historischen 
Erfordernissen, Nazi- und Kriegsver- 
brechen, Verbrechen gegen den Frie- 
den, die Menschlichkeit und die Men- 
schenrechte sowie schwerste Verbre- 
chen gegen die Souveränität der DDR 
und gegen das Leben der Bürger kon- 
sequent zu verfolgen. 

Insoweit bildete die Androhung der 
Todesstrafe ein wichtiges Mittel zum 
umfassenden Schutz des _sozialisti- 
schen Staates und seiner Bürger vor 
derartigen schwersten Verbrechen. 
(...) Vorbeugung und Bekämpfung 
der Kriminalität sind zu einem gesamt- 
gesellschaftlichen Anliegen geworden. 

"Auf dieser Grundlage ist die Krimina- 
lität kontinuierlich zurückgegangen, 
so daß die DDR heute zu den Ländern 
mit der niedrigsten Kriminalitätsrate 
der Welt gehört. (...) 

Es entspricht daher dem veränder- 
ten Umfang und Charakter der Krimi- 
nalität sowie dem humanistischen We- 
sen der sozialistischen Gesellschaft, 
daß seit Jahren von den Gerichten der 
DDR keine Todesstrafe mehr ausge- 
sprochen wurde. (...) 

Die Deutsche Demokratische Repu- 
blik bekundet damit ihre Po: i- 
nem Recht der Menschheit auf ein 
friedliches und menschenwürdiges 
Leben, zur Wahrung der Menschen- 
rechte in ihrer Gesamtheit. (...) 


„Die Freiheit 

ist immer 

die Freiheit 

des 
Andersdenkenden” 


Es ist ebenso tragisch wie symbolisch, 
daß gerade dieses Zitat von Rosa Lu- 
xemburg Anlaß war für die Staatssi- 
cherheit der DDR, zum Schlag gegen 
die real existierende Opposition aus- 
zuholen — Anlaß für uns, die „Amne- 
stie” nicht unkommentiert zu lassen. 

Andersdenkende genießen in der 
DDR nach wie vor nicht die für eine so- 
zialistische Gesellschaft konstitutive 
Freiheit. Daß die Führung der DDR 
gleichwohl das treue Staatsvolk zu Eh- 
ren Rosa Luxemburgs aufmarschieren 
läßt, ist ebenso obszön, wie die ober- 
ehrerhafte Aufgeregtheit der BRD- 
Rechten, die die Freiheit Andersden- 
kender allenfalls als Lippenbekenntnis 
hochhält und deren Vorfahren veran- 
twortlich waren für den Mord an Rosa 
Luxemburg. 

Soweit die DDR das bloße anders- 
Denken noch dulden kann: Beim kol- 
lektiven und erst recht beim veröffent- 
lichten Andersdenken wird es unge- 
mütlich. Das Maß staatlicher Duldung 
ist (in aller Herren Länder) übergelau- 
fen, wenn Heiligtümer oder Geßlerhü- 
te angetastet werden: Die Presse der 
DDR stilisierte die libertäre Teilnahme 
Oppositioneller an der Luxemburg- 
Liebknecht-Demonstration zu einem 
Sakrileg — real existierende Blasphe- 
mie. Auch die Reaktion der Obrigkeit 
ist nichts DDR-spezifisches, sondern 
Patentmittel jeder staatlichen Ord- 
nung: festnehmen, verhaften, isolie- 
ren, kriminalisieren — eine legitimie- 
rende Rechtsnorm findet sich schon. 

Eine Besonderheit „deutsch- 
demokratischer” Repression ist die 
Verbannung Oppositioneller in die 
westliche „Freiheit” — die Einleitung 
von Strafverfolgungsmaßnahmen 
samt Androhung langjähriger Knast- 
strafen diente nur dem Zweck, die Be- 
troffenen zu „freiwilligen” Ausreisean- 
trägen zu zwingen. 

Vor diesem Hintergrund hat die Am- 


siert und verjagt die Opposition, weil 
es notwendig ist zur Disziplinierun‘ 
des Volkes, das diese Maßnahme 
womöglich ebensowenig unterstützt. 


„I will get those bastards good and Proper!” 
(Richter Thayer) 


„Nere’s to you...” - 


der politische Justizmord an Sacco und Vanzetti 


Wer hat nicht schon einmal dieses 
Lied mitgesungen oder vor sich hinge- 
summt: „here's to you ...” vor allem 
in der von Joan Baez bekanntgewor- 
denen Fassung. Nicht alle wissen, wie 
der Text weitergeht: „... Nicolas and 
Bart ...”, und noch wenigere wissen, 
daß es sich dabei um Nicolas Sacco 
und Bartolomeus Vanzetti handelt, die 
in der Nacht zum 23. August 1927 im 
Gefängnis von Charlestown, Massa- 
chusetts, USA auf dem elektrischen 
Stuhl legal „gelyncht” wurden, will sa- 
gen: sie fielen einem der aufsehener- 
regendsten politischen Justizmorde in 
der Geschichte der USA zum Opfer. 
"Am Abend des 5. Mai 1920 wurden 
zwei Italiener auf einer Straßenbahn 
in Brockton verhaftet. Die Verhaftung 
verursachte keinerlei Aufsehen in 
Massachusetts. ... Plötzliche Verhaf- 
tungen eingewanderter ausländischer 
Arbeiter waren in jenen Tagen so häu- 
fig ...” schrieb Eugene Lyons in sei- 
ner engagierten Dokumentation noch 
im Jahre 1927 - und weiter: „Aber als 
sie am 23. August 1927, sechs Jahre 
später (= nach der vorgeworfenen Tat, 
red), dem Tode im elektrischen Stuhl 
überantwortet wurden, widmete die 
New York Times dem Ereignis fünf 
ganze Seiten ... protestierten Millio- 
nen Männer und Frauen gegen diese 
Tat ... wurde in der Todesnacht das 
Gefängnis von Polizei und Militär, aus- 
gerüstet mit Maschinengewehren, Ba- 
jonetten und Gasbomben, bewacht 
. Vor den großen Zeitungsgebäu- 
den in Chicago und San Franzisko, in 


London, Paris, Berlin und Moskau, in 
Madrid und Rom, in Buenos Aires und 
Rio de Janeiro, in Tokio und Wladiwo- 
stock standen Hunderttausende, wie 
gelähmt durch die unerhörte Tat 
Zorn, Wut, Trauer und Verzweiflung er- 
faßte die Menge und machte sich in 
spontanen Demonstrationen Luft. Hier 
und dort kam es sogar zu Gewaltakten 
... Seit dem Weltkrieg hatte kein Er- 
eignis die Aufmerksamkeit der Welt so 
auf sich gelenkt wie dieser Mord” — 
Soweit Eugene Lyons. 


Was war geschehen, welches wa- 
ren die Hintergründe dieser justitiellen 
Exekution zweier unschuldiger italieni- 
scher Anarchisten im Amerika der 
zwanziger Jahre? - denn daß sie un- 
schuldig waren im Sinne der Anklage: 
"Raubmord', war bereits zu ihren Leb- 
zeiten Gemeingut. 

Das Amerika zu Beginn dieses Jahr- 
hunderts zumal an der Ostküste war 
geprägt durch einen Rassismus, der 
sich zunehmend gegen die neuen 
Einwanderer richtete, vor allem aus 
Süd- und Osteuropa. Außer dem an 
den Schwarzen verübten Terror mußte 
insbesondere die italienische Bevölke- 
rung unter einer quasi-legalen Lynch- 
praxis und drastischen Pogromen lei- 
den (vgl. insbesondere die Ausführun- 
gen von Roberta Strauss-Feuerlicht). 
Hinzu kam, daß den neuen Einwande- 
rern die Schuld zugeschoben wurde 
an den sozialen, wirtschaftlichen und 
natürlich an den politischen Unruhen. 
Angeblich waren es eingewanderte 


"Radikale, zumeist Kommunisten und 
Anarchisten, die für das politische Er- 
starken der amerikanischen Arbeiter- 
bewegung und für deren zunehmende 
Streikbereitschaft verantwortlich wa- 
ren. Ein Markstein dieser Entwicklung 
war der Haymarket-Prozeß in Chicago 
von 1887: als Vergeltung für ein dubio- 
ses Bombenattentat auf eine Polizei- 
einheit, die mit Waffengewalt eine De- 
monstration im Rahmen der Mai- 
Streiks 1886 für den 8-Stunden-Tag 
auflösen wollte, wurden sieben Anar- 
chisten, denen keinerlei Beteiligung 
nachgewiesen werden konnte, zum 
Tode verurteilt. „Die Tatsache, daß 
fünf der Verurteilten in Deutschland 
geborene Radikale waren, führte da- 
zu, daß sich der öffentlichen Meinung 
das unauslöschliche Bild vom Einwan- 
derer als Bombenwerfer einprägte 
und für viele die falsche Behauptung 
bestätigte, daß die Arbeiteragitation 
das Werk ausländischer Ideologen 
sei”, resümiert Roberta Strauss- 
Feuerlicht. In der Folge konzentrierte 
sich die staatliche und privatwirtschaft- 
liche Repression auf die sog. 'Wob- 
blies’, die Aktivisten der IWW („Indu- 
strial Workers of the World”, 1905 in 
Chicago gegründete radikale unab- 
hängige Gewerkschaft) und mehrheit- 
lich Anarchosyndikalisten, die im 
Rahmen der anhaltenden Streikaus- 
einandersetzungen großen Zulauf und 
Ansehen unter den Arbeitern erhielten 
für ihre wirkungsvolle organisatori- 
sche und materielle Unterstützung 
zahlreicher lokaler Arbeitskämpfe. Un- 
ter der zunehmenden politischen Un- 
terdrückung im Rahmen des auch in 
den USA zur Führung des 1. Weltkrie- 
ges forcierten Patriotismus und erst 
recht infolge des angesichts der sie- 
greichen Oktoberrevolution in Ruß- 
land voll entbrannten Anti-Kommunis- 
mus waren die linke Arbeiterbewe- 
gung und unter ihnen verstärkt die 
Einwanderer Ziel staatlicher Repres- 
sion. Hinzu kam der Ausfall der 
Kriegswirtschaft, die 'Depression’ und 
die Inflation. Es war dies auch die Zeit, 
als das FBl gegründet wurde und eine 
besondere Ermittlungsabteilung unter 
Leitung von J. Edgar Hoover erhielt, 
die — mit dem Ziel, 'verfassungsfeind- 
liche Aktivitäten’ (wie wir heute zu sa- 
gen pflegen) aufzuspüren - eifrig 
Dossiers über Radikale zusammen- 
stellte. Sicher ist, daß hier auch 'Er- 
kenntnisse’ gesammelt wurden über 
zwei italienische Anarchisten: Nicolas 
Sacco und Bartolomeus Vanzetti. Si- 
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cher ist auch, daß die hierzu angeleg- 
ten Dossiers in dem Verfahren gegen 
beide die entscheidende Rolle spiel- 
ten - die Bemühungen der Verteidi- 
gung, dies zum Gegenstand der 
Nachuntersuchung zu machen, schei- 
terten jedoch am Geheimhaltungsbe- 
dürfnis staatlicher Stellen in Massa- 
chusetts und bei der Bundesregie- 
rung — ein auch heute nicht unbe- 
kannter Vorgang, z.B. im Fall 
Schmücker. 

Es würde sicher zu weit gehen und 
führte auch an der eigentlichen The- 
matik dieses Justizskandals vorbei, 
wollte man die zahlreichen Ungereimt- 
heiten und Widersprüche in der Be- 
weisführung nachzeichnen und die 
mangelnde Fairneß des Verfahrens 
dokumentieren (dazu sei ein Blick in 
die angeführte Literatur ampfohlen, 
insb. die Ausführungen von William M. 
Kunstler). Waren beide einmal erst- 
instanzlich verurteilt (Urteil: 14.2.21), 
schuldig gesprochen auf der Grundla- 
ge von Rassismus und Anarchisten- 
hatz, gab es für diesen Staat vor dem 
Hintergrund der beschriebenen politi- 
schen Lage kein zurück mehr: Sacco 
und Vanzetti mußten sterben, weil sie 
italienische Anarchisten waren! Die- 
ses eindeutige Signal drastischer und 
unverhohlener Klassenjustiz wurde so 
verstanden wie es gemeint war: als 
Kampfansage an die Arbeiterbewe- 
gung. Nur so ist zu erklären, daß es 
weltweit zu massenhaften und massi- 
ven Protesten kam und die Namen 
Sacco und Vanzetti fortan standen für 
die Brutalität des kapitalistischen Staa- 
tes und die Unbeugsamkeit der anar- 
chistischen Arbeiterbewegung. 

Lassen wir Bartolomeus Vanzetti 
selbst dieses düstere Kapitel amerika- 
nischer Justiz’ beenden mit seinen 
letzten Zeilen an die Familie: 

„Ich möchte nicht daß ihr um mich 
weint. Ich möchte, daß ihr gelassen 
und stark seid und mein Werk für mich 
fortsetzt. Lieber sollt ihr von mir sin- 
gen als um mich weinen, ich möchte 
in euren Herzen leben ...” 

... here’s to you, Nicolas and Bart 


Literatur: 


Eugene Lyons, Sacco und Vanzetti, 
orig. 1927 (The Life and Death ‚of Sac- 
co and Vanzetti), deutsch 1928, neu 
aufgelegt vom Unionsverlag, Zürich 
1981 - Roberta Strauss Feuerlicht, 
Sacco und Vanzetti, orig. 1977 (Justi- 
ce crucified. The Story of Sacco and 
Vanzetti), deutsch 1979, Europaverlag, 
Wien — William M. Kunstler, Berühm- 
te Strafprozesse in den USA, Attica- 
Verlag 1978 - Augustin Souchy, Sac- 
co und Vanzetti, orig. 1927, neu aufge- 
legt Verlag Freie Gesellschaft 1977 — 
Frederik Hetmann, Freispruch für Sac- 
co und Vanzetti, Baden Baden 1978 — 
Upton Sinclair, Boston (Roman), 1928, 
deutsch Malik-Verlag 1929. 

Helmut Pollähne 


Juristische 
Staatsprüfung 1986 


Die Ergebnisse der juristischen Staats- 
prüfungen 1986 liegen jetzt vor. Sie 
erlauben auch einen Vergleich der 
ein- und zweiphasigen Ausbildung. _ 
1986 hatten sich 5.527 Referendare 
der 2. juristischen Staatsprüfung nach 
der (herkömmlichen) zweiphasigen 
Ausbildung unterzogen. Die mit Ab- 
stand größte Zahl (1.614) ist in 
Nordrhein-Westfalen geprüft worden. 


Die erzielten Noten sind (traditio- 
nell) unzumutbar schlecht. Im gesam- 
ten Bundesgebiet erreichten nur drei 
Referendare (= 0,05%) die Note „sehr 
gut”. Auch die Note „gut” erreichten 
nur 2,32% der Referendare. Die Bay- 
ern werben stets mit der Behauptung, 
in ihrem Bundesland seien die Exami- 
na besonders streng und ihre Ergeb- 
nisse deshalb besonders aussagefä- 
hig. In Bayern jedoch erreichten 2,9% 
der Referendare die Note „gut”, ein 
Prozentsatz, der leicht über dem 
Durchschnitt liegt. Die häufigste Note 
ist „ausreichend” (41,8%), es folgen 
„befriedigend” (93,5%) und „vollbe- 
friedigend” (13,1%). Nicht bestanden 
haben 9,2% der Referendare. Von den 
wiederholt geprüften Kandidaten ha- 
ben 23% nicht bestanden. Die Unter- 
schiede zwischen den Bundesländern 
sind nicht so erheblich, als daß es sich 
lohnt, sie darzustellen. Nur kleine 
Bundesländer mit geringen und damit 
wenig aussagekräftigen Zahlen (z.B. 
das Saarland) fallen aus dem Rahmen. 


Einphasige Ausbildung 


690 Studenten haben 1986 die Ab- 
schlußprüfung der einphasigen Aus- 
bildung abgelegt. Die Examina schei- 
nen nicht leichter als die der zweipha- 
sigen Ausbildung zu sein. Von den 
690 Studenten hat nur einer die Note 
„sehr gut” und haben nur sieben die 
Note „gut” erreicht. 13% der Studen- 
ten — etwas mehr als nach der zwei- 
phasigen Ausbildung - haben das 
Examen nicht bestanden. Allerdings 
sind in den Bereichen „ausreichend” 
(29,3%) und „befriedigend” (41,3%) 
die Ergebnisse leicht nach oben ver- 
schoben. Die Prozentzahl für „vollbe- 
friedigend” liegt mit 15,7% wieder im 
Schnitt. 


Bremen vergibt keine Noten und 
kann deshalb in die Vergleichsrech- 
nung nicht miteinbezogen werden. 
Gegen den schnell aufkommenden 
Verdacht, die Examina seien in Bre- 
men leichter, spricht, daß in Bremen 


17,12% 
viele — Studenten das Examen nicht 
bestanden haben. 


— also überdurchschnittlich 


Anteil der Frauen 


Die Statistiken sind im Hinblick auf 
Frauen wenig aussagekräftig. Ihr An- 
teil an den Referendaren ist von 1983 
auf 1987 stetig, aber langsam von 
28% auf 33% gestiegen. Ihr Anteil in 
der einphasigen Ausbildung ist mit 
38% für 1987 erkennbar höher. Die 
Mißerfolgsquote der Frauen liegt im 
Bereich der ihrer männlichen Kolle- 
gen. Durchgefallen sind nach der 
zweiphasigen Ausbildung 10,8% der 
Frauen (Durchschnitt: 9,2%) und nach 
der einphasigen Ausbildung 10,7% 
(Durchschnitt: 13,1%). Die Noten der 
Frauen sind nicht ersichtlich. 


Ausbildungsdauer 


In der zweiphasigen Ausbildung hat- 
ten bei der Meldung zum 1. Staats- 
examen die Studenten im Durch- 
schnitt 10,75 Semester (mit sehr gerin- 
gen Abweichungen in den einzelnen 
Bundesländern studiert. Rechnet 
man die Referendarzeit von 2 Jahren 
und 6 Monaten und für beide Examina 
insgesamt ein Jahr hinzu, so dauert 
die zweiphasige Ausbildung im Durch- 
schnitt fast 9 Jahre. Die einphasige 
Ausbildung dauert dagegen insge- 
samt 5 — 7 Jahre. 


Wertung 


Natürlich wissen wir, daß diese Statisti- 
ken nur begrenzt aussagekräftig sind. 
Insbesondere besagen sie nichts über 
den Wert des erworbenen Wissens für 
das spätere Berufsleben. Mit diesem 
Vorbehalt läßt sich jedoch sagen: 

Ein- und zweiphasige Ausbildung 
unterscheiden sich nicht in ihrem 
Schwierigkeitsgrad. Die einphasige 
Ausbildung ist aber erheblich kürzer 
als die zweiphasige Ausbildung. Die 
wohl zutreffende Behauptung, in der 
einphasigen Ausbildung sei im Ver- 
hältnis zur Studentenzahl mehr Lehr- 
personal eingesetzt und sie sei des- 
halb teurer, ist deshalb eine Milchmäd- 
chenrechnung. Anders formuliert: Die 
vergleichsweise geringere Zahl des 
Lehrpersonals im Verhältnis zu den 
Studentenzahlen in der zweiphasigen 
Ausbildung ist viel zu teuer, als daß wir 
uns diesen Mißstand leisten könnten. 
Ihn bezahlen der Staat (Unterhalt der 
Universitäten, Bafög u.ä.), die Studen- 
ten und ihre Eltern. Die Hauptleidtra- 
genden aber sind die Studenten 
selbst, die gezwungen werden, wert- 
volle Lebensjahre zu opfern. 


Die Abschaffung der einphasigen 
Ausbildung durch die konservativ- 
liberale Regierung nur aus ideologi- 
schen Gründen war ein Fehler auf Ko- 
sten der nachwachsenden Generation. 

Ulrich Vultejus 


Rechtsberatung 
für Studentenschaft 


Bereits Anfang letzten Jahres lehnte 
der BGH (Beschl. v. 3.3.1986 - AnwZ 
(B) 1/86 = BGHZ 97, 204 = NJW 
1986, 2499) die Beschwerde eines 
Rechtsanwalts gegen die Entschei- 
dung des Ehrengerichtshofes NRW 
als unbegründet ab, mit dem die Zu- 
rücknahme seiner Zulassung ($ 15 Nr. 
2 BRAO) für rechtens erklärt worden 
war. 

Danach ist die Tätigkeit als Ange- 
stellter der Studentenschaft einer Uni- 
versität aufgrund eines 20-Stunden- 
Vertrages mit der Verpflichtung, einge- 
schriebenen Studenten Rechtsrat in 
studentischen Belangen zu erteilen, 
unvereinbar mit der Stellung eines 
Rechtsanwalts. Wir graben diese Ent- 
scheidung nur deshalb noch einmal 
aus, weil sie kürzlich Anlaß für einen 
Aufsatz war über „Die Grenzen anwalt- 
lichen Handelns in einer Studenten- 
schaft” (Andreas Reich, NJW 1987, S. 
1315). 

Dessen These, die Anstellung eines 
Rechtsanwaltes durch die Studenten- 
schaft zur allgemeinen Rechtsbera- 
tung und Rechtsvertretung von Stu- 
denten stehe - abgesehen von stan- 
desrechtlichen Problemen, die für den 
BGH ausschlaggebend waren - mit 
der Stellung der Studentenschaft 
nicht in Einklang, verdient Wider- 
spruch. Gemäß $ 41 Abs. 1 HRG wer- 
den Studentenschaften gebildet zur 
„Wahrnehmung ... sozialer ... Be- 
lange der Studenten”. Die Studenten- 
schaft verwaltet gemäß $ 41 Abs. 2 
HRG ihre Angelegenheiten im Rah- 
men der gesetzlichen Bestimmungen 
selbst. Es ist unerfindlich, wie der Au- 
tor aus diesen gesetzlichen Vorschrif- 
ten herleiten will, die Einrichtung einer 
Rechtsberatung durch den AStA spe- 
ziell für Studentinnen sei rechtswidrig. 
Abgesehen von dieser abweichenden 
Meinung hat auch die o.g. Entschei- 
dung des BGH keine Auswirkungen 
auf die anwaltliche Rechtsberatung in 
den Universitäten, solange diese - 
wie sonst üblich — im Rahmen freier 
Dienstverträge mit einzelnen Anwält- 
Innen bleibt und gewisse Zeitgrenzen 
nicht überschreitet. (red) 


Info zum 
Strafvollzug in 
Praxis und 
Rechtsprechung 


Seit zweieinhalb Jahren gibt Hubert 
Wetzler sein „InfoStVollzPR” heraus. 

Wetzier ist Strafgefangener in der 
JVA Willich. Im Laufe seiner Haftzeit 
sammelte er rechtliche, rechtspoliti- 
sche und verwandte Veröffentlichun- 
gen und Entscheidungen; durch die 
inhaltliche Beschäftigung mit 
strafvollstreckungs-, straf- und maßre- 
gelvollzugsrechtlichen Problemen 
wurde er Experte für diese Materie. Er 
erfuhr - wie viele andere Gefangene 
auch - das Defizit, die Lücke in die- 
sem Bereich. So konzipierte er seine 
Zeitschrift, die er aus der Haft heraus 
leitet und organisiert. Sie richtet sich 
in erster Linie an Gefangene und will 
ihner! zu einem niedrigen Preis mit ak- 
tueller Rechtsprechung und älteren 
Entscheidungen grundsätzlicher Be- 
deutung Materialien in die Hand ge- 
ben, die zur Rechtsverfolgung unbe- 
dingt notwendig sind. Aber auch ak- 
tuelle rechtspolitische Strömungen 
will Wetzier aufarbeiten. Besonders 
verdient machte er sich zuletzt mit ei- 
ner umfangreichen Dokumentation 
und Analyse zur Frage der „Gegenre- 
form", jener Bewegung der Justizres- 
sorts der CDU-regierten Länder, die 
zurück zum Strafübel wollen und u.a. 
das Resozialisierungsziel, das bisher 
immer noch nicht umgesetzt wurde — 
von Ansätzen abgesehen -, zu strei- 
chen beabsichtigen. In Heft 11/87, S. 
8291f ist abgedruckt eine Auflistung 
der geplanten und bereits überarbeite- 
ten Änderungen, die der Justizsenator 
Scholz (Berlin) an seine Kollegen sand- 
te mit der Bitte, der Gesetzesinitiative 
im Bundesrat beizutreten. In früheren 
Heften fanden sich bereits kritische 
Stellungnahmen von Wetzler, Calliess, 
Weber, Isola, Feest/Lesting und ver- 
schiedener Vereinigungen und Institu- 
tionen. Doch der Kritik genug: Es fin- 
det sich tatsächlich eine lobenswerte 
Änderung in dem vorgeschlagenen Ka- 
talog, nämlich in $ 120 Abs. 2 StVollzG 
werden die Worte „des Armenrechts” 
durch „der Prozeßkostenhilfe” 
ersetzt... 

Die bisher in 1987 erschienenen 11 
Hefte bringen auf insgesamt 850 Sei- 
ten neben Rechtsprechung und krimi- 
nalpolitischen Aufsätzen auch aktuel- 
le Berichte und Dokumentationen aus 
Bundes- und Länderparlamenten. Der 
kürzlich erweiterte Heftumfang (100 
$.) - der leider auch eine Verteue- 
rung des Abonnementpreises von DM 
70,- auf DM 80,- pro Jahr mit sich 
brachte — entsprach dem Wunsch vie- 
ler Abonnenten, noch mehr Recht- 
sprechung dokumentiert zu bekom- 
men. Gerade im Strafvollzugsrecht 
wird häufig von den Gerichten unveröf- 
fentlichte Rechtsprechung zitiert. 
Auch die Anstalten und die Vollzugs- 


ämter besitzen einen Informationsvor- 
sprung, da sie über den ministeriellen 
Verteiler Entscheidungen regelmäßig 
erhalten. 

Neben der weiteren Entwicklung 
seiner Zeitschrift plant Wetzler auch 
andere Aktivitäten. Im Frühjahr 1988 
will er in Zusammenarbeit mit einem 
Landtagsabgeordneten der Grünen ei- 
ne Diskussionsveranstaltung zur Si- 
cherungsverwahrung ($ 66 StGB) 
durchführen, die in Freiburg stattfin- 
den soll. Außerdem plant er, einen Ver- 
ein zu gründen, der die Belange der 
Inhaftierten vertreten soll. Dabei will er 
gründiicher und durchdachter vorge- 
hen als seinerzeit die Gründer der 
SOLIDARITÄT, welche inzwischen - 
hochverschuldet - wohl nicht mehr 
zu retten ist. 


Vertrieb der Zeitschrift: Buch- und Zeit- 
schriftenverlag Hubert Wetzler, Post- 
fach 1608, 5100 Aachen 1. 
Schriftleiter: Hubert Wetzler, Postfach 
1204, Gartenstr. 1, 4156 Willich 2. 
Halbjahresabonnement (6 Hefte) DM 
42,50 


Jahresabonnement (12 Hefte) DM 
80,— 

(red) 
München 


Die Auseinandersetzung um das Bay- 
rische Hochschulgesetz prägt seit in- 
zwischen einem Jahr das Bild an unse- 
rer Universität. Landesweite Demon- 
strationen am 28.6.1987, Landtagsum- 
zingelung am 15.12.1987, Streik an 
vielen Fachbereichen, ein Konfron- 
tations-Hearing unter dem Motto "Poli- 
tiker fragen — Studentinnen antwor- 
ten” - das Repertoire unserer Prote- 
ste war vielfältig. 

Trotz einer CSU-Landesregierung, 
die auch gegen massiven Widerstand 
von uns an den Eckpfeilern ihres 
Hochschulgesetzes festhält, haben 
wir substantielle Erfolge in einigen 
Punkten erreicht: 

— Studiengebühren, die ursprünglich 
vorgesehen waren, werden in der Ka- 
binettsvorlage nicht mehr erwähnt 

- Der Datenerhebungsparagraph, 
das heißt die zentrale Erfassung per- 
sonenbezogener Daten im Hochschul- 
bereich — „der gläserne Student” -, 
ist ersatzlos gestrichen 

- Nachdem zunächst die Landesre- 
gierung behauptete, eine Benachteili- 
gung von Frauen sei an den Hoch- 
schulen nicht feststellbar, wird festge- 
schrieben, daß Frauenbeauftragte für 
mehr Gieichberechtigung sorgen 
sollen. 


Am 2. Februar 1988 wird das BHG 
durch die Erste Lesung im Landtag ge- 
hen, das heißt die Landtagsvorlage 
wird in den Ausschüssen beraten. Der 
Verlauf dieser Beratungen entscheidet 
darüber, wo es noch zu Veränderun- 


gen im Gesetzesentwurf kommt. Um- 
kämpft sind vor allem all diejenigen 
Punkte, die das Kernanliegen des 
BHG, ein Zweiklassenstudium einzu- 
führen, betreffen: 

- teilnahmebeschränkte 
diengänge 

— befristete Immatrikulation, d.h. die 
weitere Immatrikulation kann nach Ab- 
schluß eines Studienabschnittes (Vor- 
diplom) versagt werden 

— Regelstudienzeit von 8 Semstern 
-unkontrollierte (nicht mehr anzeige- 
pflichtige) Drittmittelforschung 


Sonderstu- 


Bielefeld 


1. Junge Juristen vom RCDS plagt das 
Managersyndrom 


Im Januar/Februar haben Fach- 
schaftswahlen stattgefunden. Es gab 
nur eine Liste, links vom RCDS, die üb- 
liche Fachschaftsliste „Rechtsverdre- 
her mit Linksgewinde”, in der sich 12 
Kandidaten für die 9 Plätze der Fach- 
schaftssekretäre aufgestellt haben. 
Damit ist der RCDS nun auch offiziell 
an der Fachschaftsarbeit nicht mehr 
beteiligt. Nach eigenen Angaben der 
RCDS-Mitglieder ist der Grund dafür: 
keine Zeit! 


2. Dokumentation Datenschutz 


Innerhalb der Fachschaft hat sich eine 
Gruppe gebildet, die eine Dokumenta- 
tion Datenschutz erstellen will. Ge- 
plant sind ein Archiv, Datenschutzan- 
fragen innerhalb der Universität und 
später, bei gefestigter Zusammenar- 
beit der Gruppe, Außendarstellung 
und Beratung. Ziel ist es, eine Daten- 
schutzstelle außerhalb der Universität 
zu initiieren. 


3. Ein neuer Paragraphenreiter (Fach- 
schaftszeitung) mit dem Schwerpunkt 
Pressefreiheit ist erschienen. 


Adresse: Fachschaft Jura, Universi- 
tätsstr. 25, 4800 Bielefeld 1 


Ein Hilferuf aus 
Kolumbien 


Nachfolgend veröffentlichen wir in 
Auszügen einen Brief, besser gesagt 
einen Hilferuf aus Kolumbien von Rai- 
ner Dombois, der an das Komitee für 
Grundrechte und Demokratie gegan- 
gen ist. Dir in Kolumbien, für notwen- 
dig gehaltene breitere Öffentlichkeit 
über den schmutzigen Krieg wollen 
wir hiermit herstellen. Kontakt und wei- 
tere Informationen: 

Komitee für Grundrecht und Demokra- 
tie, Potsdamer Str. 42, 1000 Berlin 45, 
Tel. 030/8336303. 


„In den jetzt 8 Monaten, in denen 
ich hier in Kolumbien bin, verfolge ich 
mit Entsetzen, wie sich der schmutzi- 
ge Krieg ausbreitet und das grundle- 


gende Menschenrecht auf (Über-)Le- 
ben mit Füßen getreten wird. Seit eii 
gen Monaten hat sich hier in Kolum- 
bien eine eigene Art des schmutzigen 
Krieges entfaltet. Opfer von Drohun- 
gen und Mordanschlägen sind Profes- 
soren und Studenten, Periodisten, Poli- 
tiker, Bürgerrechtler und nicht zuletzt 
auch Gewerkschafter ganz unter- 
schiedlicher politischer Couleur. Unter 
den Bedrohten befindet sich inzwi- 
schen auch der eine oder andere, den 
ich in den ersten Monaten hier kennen 
und schätzen gelernt habe. 

Die Alternativen für die von Mordan- 
schlägen bedrohten sind begrenzt: 
Wer genügend Geld und Beziehungen 
zum Ausland hat und sich dies beruf- 
lich erlauben kann, sucht vorüberge- 
hend im Ausland Zuflucht. In den letz- 
ten Monaten sind viele Prominente, 
die sich auf Todeslisten befanden oder 
in anderer Form vorgewarnt wurden, 
nach Europa in Exil gegangen; ich ha- 
be auch von einigen Fällen gehört, in 
denen Leute Hals über Kopf und ohne 
Netz abgereist sind. Ein größerer Teil 
hat aber aus verschiedenen Gründen 
nicht die Möglichkeit, sich durch eine 
Ausreise zu schützen: Einige sind ins 
„innere Exil” gegangen, haben ihre 
Wohn- und Arbeitsorte verlassen und 
suchen Schutz in anderen Städten. 
Viele schließlich bleiben an ihren Or- 
ten, solange sie die Drohungen aushal- 
ten. Alle leben im Bewußtsein der 
ständigen Lebensgefahr (vor der auch 
Leibwächter wenig schützen können). 

Ich habe in den letzten Wochen mit 
einigen Bedrohten aus dem gewerk- 
schaftlichen Spektrum, die ich hier 
kennengelernt habe, über diese Pro- 
bleme und mögliche Unterstützung in 
der Bundesrepublik gesprochen. Un- 
ter den Gewerkschaftern war Abel Ro- 
driguez, Vorsitzender der Lehrerge- 
werkschaft FECODE, ein Sekretär der 
Gewerkschaftsföderation CUT und ein 
Freund, der in einem Kreis von Arbeits- 
rechtlern arbeitet, die Rechtsberatung 
für Gewerkschaften machen. In allen 
drei Organisationen sind inzwischen 
Mitglieder umgebracht worden, und 
eine große Zahl steht unter Todesdro- 
hungen. 

Wir haben folgende Möglichkeiten 
ins Auge gefaßt: 

1. Ein oder mehrere Fonds in der Bun- 
desrepublik, aus denen Überlebens- 
mittel jenen zufließen können, die in- 
nerhalb Kolumbiens ins innere Exil zu 
gehen gezwungen sind, oft ohne Ein- 
kommen; die Mittel sollten auch jenen 
zugute kommen, die vorübergehend 
ins Ausland gegangen sind. 

2. Es ist notwendig, in der Bundesre- 
publik ein materielles und soziales 
Netz für die zu schaffen, die vorüber- 
gehend hier Zuflucht suchen. So hat 
ein Rechtsanwalt mit Schwerpunkt 
beitsrecht die Zelte in Cali nach eii 
gen Morddrohungen abgebrochen 
und sucht eine (formale) Einladung an 
eine deutsche Universität, die die 
Grundlage für eine halbjährige Beur- 
laubung an der Universität liefert, an 
der er seit zwölf Jahren lehrt. Es ist 


aber auch klar, daß er für den Fall ei- 
ner Ausreise noch weitere Unterstüt- 
zung bräuchte. 

3. Angesicht der spärlichen Informatio- 
nen in deutschen Medien erscheint 
die breite Information über den 
schmutzigen Krieg in Kolumbien mehr 
als überfällig. CUT will sich um ei- 
nen regelmäßigen Informationsfluß 
bemühen; wichtig wäre es dann, daß 
Berichte und Nachrichten auch „drü- 
ben” unterkommen. 

4. Als beste Möglichkeit, relativ kurzfri- 
stig für Informationen in der Bundesre- 
publik zu sorgen, Kontakte mit Ge- 
werkschaften, Kirchen und Menschen- 
rechtsorganisationen aufzunehmen 
und für eine Unterstützung zu werben, 
erscheint schließlich eine Informations- 
reise von Betroffenen durch die Bun- 
desrepublik in nächster Zeit. Dafür wi 
re sowohl eine finanzielle wie auch ei- 
ne organisatorische Unterstützung für 
Reise und Unterbringung und vor al- 
lem bei der Vermittlung von Kontakten 
notwendig. 


Es ist klar, daß die Eskalation des 
schmutzigen Krieges in Kolumbien ei- 
ne sehr viel breitere Unterstützungsar- 
beit erforderte. Ich denke aber, daß ein 
gezielte Unterstützung von Bedrohten 
im gewerkschaftlichen Spektrum aus 
verschiedenen Gründen gerechtfertigt 
ist: Die CUT ist eine der wenigen Or- 
ganisationen, die Hoffnungen auf fried- 
liche und demokratische Veränderun- 
gen des Landes verkörpern und durch 
den schmutzigen Krieg erheblich be- 
droht sind. Ihre Mitglieder haben zu- 
dem weniger Zugang zu Beziehungen 
zum Ausland und können auch fast 
gar nicht auf hiesige Fonds rechnen. 
Drittens ist zu hoffen, daß sich die Be- 
ziehungen zwischen den deutschen 
und den hiesigen Gewerkschaften 
und Bedingungen einer eher „grup- 
penspezifischen” Solidaritätsarbeit 
entwickeln.” 


Verfassungswidrige 
Prüfungen 


Studienbegleitende Leistungskontrollen 
und das Grundrecht 
auf Berufswahlfreiheit 


Neulich mußte ich bei einer dieser 
doofen „studienbegleitenden Lei- 
stungskontrollen” Aufsicht führen. Da 
die damit verbundene Langeweile ab- 
sehbar war, nahm ich mir was zu lesen 
mit: das neueste Heft 3/87 der Kriti- 
schen Vierteljahresschrift für Gesetz- 
gebung und Rechtswissenschaft — 
mal sehen, was es neues „Kritisches” 
gibt ... 

Prompt fällt mein Blick auf einen Bei- 
trag von Ernst Wilhelm Luthe und 
Hans Albrecht Hesse von der Uni Han- 
nover mit dem Titel „Prüfung und Be- 
rufswahlfreiheit - Am Beispiel stu- 
dienbegleitender Leistungskontrollen 
in der Juristenausbildung”. Angemes- 


sen, denke ich mir und lasse mich von 
den knapp 30 Seiten Umfang nicht ab- 
schrecken, sondern fange an zu lesen 
- am Ende. Der letzte Satz lautet: 
„Selbst mit dem Minimal-Schutz, den 
Art. 12 GG dem einzelnen im Sinne 
der vorgezeichneten Auslegungs- 
grundsätze noch gewährt, ist dieses 
Ergebnis nicht zu vereinbaren.” Wel- 
ches Ergebnis? frage ich mich mit zu- 
nehmendem Interesse, blättere mutig 
eine Seite zurück und lese: „Im Ergeb- 
nis sind die neu eingeführten studien- 
begleitenden Leistungskontrollen so- 
mit für Zwecke eines geordneten Aus- 
bildungsbetriebes (Kapazitätsgewinn) 
sowie zur Feststellung „beruflicher” 
oder „universitärer” Eignung ungeei- 
gnet.” Dunnerlittchen! geht es mir 
durch den Kopf und ich will schon auf- 
springen und den geplagten Prüflin- 
gen laut jubelnd zurufen „okay Leute, 
geht nach Hause, diese absurde Prü- 
fung hier verletzt euch in eurem Grun- 
drecht auf Berufswahlfreiheit und ist 
damit verfassungswidrig!” - doch 
meine 7-jährige juristische Sozialisa- 
tion hält mich zurück, denn mir fällt 
ein: erst muß man doch mal Wider- 
spruch einlegen, dann durch alle In- 
stanzen klagen und schließlich nach 
Karlsruhe ans Bundesverfassungsge- 
richt gehen, um diesem Unsinn formal 
verfassungsrechtlich ein Ende zu set- 
zen. Endlich wieder zur Besinnung ge- 
kommen fallen mir all jene Beiträge 
ein, die in den letzten Jahren zu die- 
sen Leistungskontrollen geschrieben 
wurden und die durch die Bank kaum 
ein gutes Haar an ihnen ließen (Hahn, 
AnwBl 1984/294; Thieme, DRIZ 
1984/233; Fastenrath, ZfRVwissHoch- 
schulen Bd. 19, Heft 2 1986/162). So- 
weit sich die AutorInnen die Mühe ge- 
macht hatten, die Gesetzesmaterie 
rechtlich, insb. verfassungsrechtlich 
zu prüfen, waren sie darüber hinaus 
zu meist vernichtenden Urteilen ge- 
kommen (von Brünneck, JA 1985/609; 
Wahl, DVBl 1985/822; Millgramm, Jura 
1985/555; Neumann, DVBI 1987/339). 
Bezogen sich diese Beiträge meist auf 
formalrechtliche Bedenken gegen die 
gesetzlichen Regelungen, hat der Bei- 
trag von Luthe/Hesse nunmehr mei- 
nes Erachtens deutlich belegt, daß 
diese Prüfungen zusätzlich auch mate- 
riell verfassungswidrig sind. Der Weg 
nach Karlsruhe, den manche Studen- 
tinnen schon bei den Instanzgerichten 
begonnen haben, verspricht mehr und 
mehr Erfolg. Das sollte jedoch nie- 
manden — weder Studenten noch Pro- 
fessoren, weder die Praktiker noch die 
Prüfungsverwaltung — davon abhal- 
ten, alsbald Initiativen zu ergreifen, 
um diesen unsäglichen studienbeglei- 
tenden Leistungskontrollen vorzeitig 
parlamentarisch ein Ende zu bereiten. 
Gehen wir ans Werk ... 


(H.P.Ired) 


Nachfolgend stellen wir in Rezensionen einig 


der Schleyer-Entführung/Stammheimer Todesfälle sprun: 
andersetzung mit den politischen Grundlagen eines gesel 
siebziger Jahren, sondern bis in heutige Tage grundsätzlich veräni 
Existenz solch fragwürdiger Einrichtungen 
sicherheitstrakt mitsamt den dort vorherrscl 


ıghaft angestiegenen Literaturflut 
Iischaftlichen Konflikts für 


wie den $ 129a StGB mit den daran hänı 
‚henden Haftbedingungen, Trennscheiben, Verteidigerausschluß usw. begreifen? 


‚e aktuelle oder in Neuauflage erschienene Bücher zu dem 'Themenkreis vor, 
der allgemein mit Überschriften wie „10 Jahre deutscher Herbst” oder ähnlich tituliert wird. Nicht nur wegen der angesichts 


halten wir eine intensivere Ausein- 
der diese Republik nicht nur in den 
\dert hat. Wie sonst könnten wir etwa im Jura-Studium die 
genden Verfahrensvorschriften, Hoch- 


Wie sonst könnten wir der Diskussion folgen, die sich momentan entwickelt entlang solcher Begriffe wie ‘Amnestie', ‘Dialog’ 


oder ähnlichen Versuchen der bundesrepul 
greifen, daß der sog. Terrorismus), politisc! 
i und des übrigen Strafverfolgungsapparates ist, 
blikanischen Wirklichkeit: Offensichtlich hat der gesamte staatliche 
rorismus’ beigetragen... Vielleicht führt uns die Lektüre der hier voı 


Problem der Poli 


Anton Kovacic 
Der legale Terror 


Das Jahrzehnt der 
Scharfmacher; Lamuv 
TB 56, 1987, 176 S., 
17,80 Mark 

Es gibt Bücher, deren Aus- 
sagen plausibel sein mö- 
gen, es aber dennoch 
schwerfällt, die Thesen zu 
Ende zu denken. Kovacic’ 
Buch gehört dazu. Dann 
folgen neue Ereignisse, 
neue Fakten in der Realität: 
das zu-Ende-denken fällt 
leichter, die Thesen erhal- 
ten neue Belege, zusätzli- 
che Argumente. Die Reali- 
tät hat das eingeholt, was 
vorher noch eine (schreckli- 
che) Mutmaßung war. 

Kovacic behauptet, daß 
dieser Staat Terroristen und 
Gewalttäter brauche - ei- 
ne These, die jüngst Jutta 
Ditfurth ähnlich vertrat und 
damit eine Welle der Empö- 
rung unter den ‘Demokraten’ 
und eine Hetzkampagne 
gegen sich selbst auslöste. 
Mag nun dieser Satz banal, 
verkürzt, polemisch etc. 
sein - im Kern zutreffend 
ist_er allemal. 

Der Staat braucht also 
Gewalt, um von seinem ei- 
genen Terror abzulenken 
und um seine Repressions- 
instrumentarien und damit 
die eigene Macht zu festi- 
gen und auszubauen. Aber 
nicht nur diese Art Politik 
braucht Gewalt und Terror, 
auch brauchen Gewalttäter 
und Terroristen diese Art Po- 
litik, um ihren Kampf weiter- 
führen zu können. Der 
Staat kann nicht mehr ar- 
gumentieren. Beim Demon- 
strationsrecht geht es nicht 
mehr um Inhalte, das De- 
monstrieren an sich wird 
entwertet, verächtlich ge- 
macht („Pöbel von Heidel- 
berg”, „Politik findet im Par- 
lament statt und nicht auf 
der Straße”, so Kohl). Die ei- 
gentlichen Skandale wer- 
den nicht mehr wahrge- 
nommen, der Staat der 
BRD ist in sich korrupt. 


(Deshalb muß Barschel ein 
Einzeltäter gewesen sein.) 
Der Staat sät Gewalt. Er 
überläßt die Gewaltanwen- 
dung aber nicht nur dem Zu- 
fall oder der Planung der 
’Gegenseite, sondern er 
legt schon mal selbst Hand 


an. 

Ob das am Ende plausi- 
bel ist, mögen die Leserin- 
nen selbst entscheiden. 
Fakten finden sich genug. 
Ich hätte mir einen stringen- 
teren aufbau und einen 
deutlicheren roten Faden ge- 
wünscht. Aber es handelt 
sich nicht um ein wissen- 
schaftliches, sondern ein 
„journalistisches” Buch, 
was wiederum spannende 
Lektüre garantiert. 

Kovacic beginnt seine 
Recherche mit dem Tod der 
RAF-Spitze 1977, den er 
später Selbst'mord’ nennt. 
Um den Deutschen Herbst 
zu verstehen, schiebt er ei- 
nen weiteren Rückblick ein, 
die Jahre der Großen Koali- 
tion 1966ff, der APO 1967, 
(natürlich) ist das Datum 2. 
Juni 1967 ebenso relevant 
wie der Name Rudi Dutsch- 
ke. Ein Blick ins Ausland 
fehlt auch nicht (Paris 1968, 
Paris 1986). 

Die Gewalt des Staates 
eskalierte in diesem Zei- 
traum vor ca. zwanzig Jah- 
ren. Die Angst des Staates 
vor dem Volk (bzw. vor ei- 
nem Teil) führte zu Reaktio- 
nen: z.B. wurde 1972 das 
Volk entwaffnet (Änderung 
des WaffG). Das Sonder- 
strafrecht 19771f wird eben- 
falls analysiert. 

Wie sind das Sonderstraf- 
recht 1977 oder z.B. Son- 
derurteile wie das erstin- 
stanzice gegen PJ. 
Boock (dreimal LL plus 15 
Jahre) zu werten? Wahn- 
sinnstaten aufgrund einer 
Terrorismuspsychose? 
Mainzer, Hamburger, Berli- 
ner Kessel, Klever Polizeia- 
mok - Folgen durchge- 
drehter Einsatzleitung? 
Das Rauswerfen von Mö- 
bein aus den Fenstern ei- 


nes Hauses der Hafenstra- 
ße nach der Räumung, 
Lummer’sche Siegerpose 
im Vorfeld des Rattay- 
Todes in Berlin, V-Leute als 
Anstifter zum Strommast- 
umsägen: Zufälle, Ausrut- 
scher, Unfähigkeit, Überre- 
aktionen der freiheitlich- 
sten Demokratie, die wir 
Deutschen je hatten? Oder 
Programm des Staates, 
Handanlegen in der „Zu- 
schauerdemokratie, der 
Demokratur? Die Enthül- 
lung über den Celler An- 
schlag als (vorläufiger) Hö- 
hepunkt des legalen 
Terrors? 


Als das Buch erschien, 
gab es auf seiten der Poli- 
zei noch keine Toten bei di- 
rekten Scharmützeln. Nach 
Kovacic’ Analyse mußte es 
sie geben, früher oder spä- 
ter. Entweder nach der bru- 
talen Logik jener, die Hand 
anlegen, oder nach der 
ebenso brutalen Logik de- 
rer, die militanten Wider- 
stand militarisieren. 

Heute scheinen zwei tote 
Polizisten der Preis zu sein 
für ein strafrechtliches Ver- 
mummungsverbot. Das ti- 
ming ist perfekt, wessen 
auch immer. 


Michael Sontheimer 
Otto Kallscheuer 
(Hg): 

Einschüsse 


Deutscher Herbst -— 
zehn Jahre danach. 
Rotbuch 332, 160 S., 
16,- 

Natürlich durfte auch der 
Rotbuch-Verlag nicht feh- 
len im Reigen linker Ver- 
gangenheitsbewältiger. Die 
Herausgeber haben eine il- 
lustre AutorInnenschar zu- 
sammengesucht, den deut- 
schen Jahreszeiten nachzu- 


‚blikanischen Vergangenheitsbewältigung? Wie sonst wäre es uns möglich zu be- 
‚he Gewalt, militanter Protest usw. eben nicht nur und nicht einmal vorrangig ein 
‚ sondern ein fundamentales Problem der bundesrepu- 
Anti-Terror-Apparat nicht zur Lösung des Problems "Ter- 
rgestellten Literatur in diesem Sinne ein wenig weiter. 


(red) 


spüren: u.a. Daniel Cohn- 
Bendit, Herta Däubler- 
Gmelin, Klaus Eschen. Wa- 
ren die frühen Siebziger ein 
Deutscher Sommer, symbo- 
lisieren die Sicherheitsge- 
setze der Achtziger einen 
Deutschen Winter? Klaus 


Eschen etwa, einer aus 
dem „Sympathisanten- 
sumpf” in der Rechtsan- 


waltschaft, beschreibt in 
seinem Beitrag „Kontakt- 
sperre im Kopf” eine „ver- 
teufelte Verstrickung”: Auf 
der einen Seite eine Bewe- 
gung, die sich für revolutio- 
när hielt, obwohl sie keiner- 
lei Anhänger hatte und ihre 
Sympathisanten erst auf- 
grund der Behandlung re- 
krutierte, die sie in der Nie- 
derlage durch den Staat er- 
fuhr. Auf der anderen Seite 
eine Koalition von sozial- 
liberalen Reformern und re- 
staurativen Reaktionären: 
Letztere wollten den staatli- 
chen Machtapparat aufrü- 
sten, wofür ihnen Gruppie- 
rungen wie die RAF will- 
kommene Anlässe boten. 


(...) Und die legale Linke? 
Sie ist geplagt von Ängsten 
und Zwängen: Wer sich von 
der RAF distanziert, sieht 
sich dem Vorwurf ausge- 
setzt, die Maßnahmen des 
Staates, den Abbau von 
Rechtsstaatlichkeit zu billi- 
gen. Wer sich gegen die 
Haftbedingungen stellt, 
aber die RAF-Politik ab- 
lehnt, sitzt zwischen den 
Stühlen.(...) So bleibt die 
Linke — ob verkrampft soli- 
darisch oder gewunden di- 
stanziert — handlungsunfä- 
hig. Es hat sich nichts ge- 
ändert seit den Todesfällen 
von Stuttgart, Mogadischu 
und Stammheim, das be- 
weisen die künstlichen 
Empörungen über die Äuße- 
rungen von Jutta Ditfurth 
ebenso wie die Schüsse an 
der Startbahn West. Auch 
ein Grund, die Geschichte 
der Einschüsse nach- 
zulesen... 


Der blinde Fleck 


Die Linke, die RAF und 
der Staat. Verlag Neue 
Kritik, Frankfurt, 254 S., 
DM 25,- 


Das Buch enthält 32 Beiträ- 
ge von Autoren, die an der 
Studentenrevolte der spä- 
ten sechziger Jahre poli- 
tisch beteiligt waren. Eine 
Zeittafel von 1967 bis 1986 
gibt außerdem einen Über- 
blick über Ereignisse und 
schafft Zusammenhänge, 
die heute schon nicht mehr 
zum selbstverständlichen 
Wissen der Linken gehören: 

Kommune 1, SDS, Radi- 
kalenerlaß, Schleyer- 
Entführung, Stammheim 


Eine „linke Geschichte” 
kommt zustande, ‚weil die 
Beschäftigung der Linken 
mit der RAF durchgängig 
zur Selbstreflexion gerät. 
Die Forderung nach einem 
Dialog kann nicht eingelöst 
werden, weil seitens der 
RAF keine Dialogbereit- 
schaft besteht oder diese 
durch Haftbedingungen 
zerstört ist, und seitens der 
Linken die Selbstdefinition 
dem Dialog noch vorausge- 
hen muß. 

Ein Zugang zum Verhält- 
nis Linke — RAF stellt sich 
jedoch in der Amnestie- 
debatte her. Hier wird Soli- 
darität geübt und die Amne- 
stieforderung durch die 
Schilderung der unmensch- 
lichen Haftbedingungen 
sehr eindringlich gestellt. 
-DER BLINDE FLECK er- 
laubt also eine Bestands- 
aufnahme der Linken, die 
sich aus den einzelnen Bei- 
trägen zusammenfügen 
läßt. Und über die RAF läßt 
sich allemal mehr erfahren 
als durch den Voyeurismus 
eines Films wie 
’Stammheim!. 


Peter Brückner 
Ulrike Marie 
Meinhof und die 
deutschen 
Verhältnisse 


192 S., Wagenbach- 
Verlag, DM 14,50 


1987 — 10 Jahre nach den 
Ereignissen in Stammheim 
— erscheint in 2. Auflage 
diese Bestandsaufnahme 
bundesdeutscher Nach- 
kriegsgeschichte bis ins 
Jahr 1976, als Ulrike Mein- 


hof im Knast von Stamm- 
heim zu Tode kam. 

Beklemmend aktuell, 
auch wenn das letzte Jahr- 
zehnt staatlicher Repres- 
sionspolitik nicht eingear- 
beitet ist, weil deutlich wird, 
daß die Geschichte notwen- 
dig die Gegenwart bundes- 
deutscher Wirklichkeit 
Produziert und die Weichen 
der Politik in Richtung Ent- 
demokratisierung und 
inner-- sowie außenpoliti- 
scher Militarisierung längst 
gestellt waren, als das „Ter- 
Torismusproblem” aktuell 
wurde. 

Peter Brückner dokumen- 
tiert und kommentiert 
schlaglichtartig „deutsche 
Verhältnisse”, entscheiden- 
de Stationen in der innen- 
und außenpolitischen Ent- 
wicklung der BRD wie die 
Wiederbewaffnung, die 
atomare Aufrüstung, die 


Kommunismushetze, Not- 
standsgesetze, die 
Vietnam-, Persien-, Rhode- 


sienpolitik bis hin zum Um- 
gang des Staatsapparats 
mit der kritischen Studen- 
tInnenschaft und der RAF. 

Dies geschieht weitge- 
hend anhand von Auszü- 
gen aus Berichten der Zeit- 
schrift 'konkret', in der Ulri- 
ke Meinhof jahrelang als 
Journalistin arbeitete und 
versuchte, den Protestbe- 
wegungen in der BRD Ge- 
genöffentlichkeit zu ver- 
schaffen. Begleitet werden 
diese Dokumente und Ana- 
Iysen von Kommentaren Ul- 
rike Meinhofs, die durch ih- 
re Scharfsichtigkeit und ih- 
ren Kampfgeist geprägt 
sind. 

Im letzten Teil des Bu- 
ches folgen Auszüge von 
Berichten aus der Isola- 
tionshaft, was notwendig 
ist, um Ulrike Meinhof 
nicht, wie auch von ihr stets 
abgelehnt, als kritische 
Journalistin in Erinnerung 
zu behalten, sondern ihrer 
ganzen politischen Entwick- 
lung gerecht zu werden. 

Eindrucksvoll belegt P. 
Brückner mit diesem Buch, 
daß die Entwicklung der 
BRD nach dem 2. Welt- 
krieg gekennzeichnet war 
und ist von der Wahrung 
und Verfestigung autoritä- 
rer, undemokratischer 
Strukturen und die ge- 
schichtliche Aufgabe der 
Entfaltung einer Demokra- 
tie von den herrschenden 
Kräften zu keinem Zeit- 
punkt auch nur ansatzwei- 
se verwirklicht wurde. 


Oliver Tolmein 
Detlef zum Winkel 
nix gerafft 


10 Jahre Deutscher 
Herbst und der Konser- 
vatismus der Linken. 
Konkret Buchverlag 
1987, 166 S., DM 18,- 


„Unsere Auseinanderset- 
zung mit dem Deutschen 
Herbst erfolgt vor dem Hin- 
tergrund der andauernden 
Stagnation im linken Den- 
ken, die ihre Ursachen in 
den damaligen Ereignissen 
und in deren fehlender Ver- 
arbeitung hat.” Vor diesen 
Hintergrund erfolgt — ge- 
treu dem Motto, die Linken 
haben alle „nix gerafft” (au- 
Ber den Autoren) - eine 
gnadenlose Abrechnung 
nach bester 'taz’-manier in 
"konkret’-Diktion: mit der 
Linken, mit der Anti-AKW- 
Bewegung, mit der RAF, 
mit den en Leuten, 
mit den GRÜNEN . 


Gleichwohl ist das kleine 
rote Büchlein lesenswert 
und denkwürdig trotz zT. 
kompliziert erscheinender 
Analysen, die die LeserIn- 
nen streckenweit 'dumm'’ 
erscheinen lassen, was al- 
lerdings auf links-journa- 
listische Überspitzungen 
zurückzuführen ist. Eine 
„geraffte” Darstellung der 
Ereignisse von 1977 - 
Skandale im Baader-Mein- 
hof-Prozeß, der Fall Trau- 
be/Maihofer, Brokdorf- 
Grohnde-Kalkar-Malville, 
Ponto und Buback sowie ei- 
nen folgenschweren Nach- 
ruf auf denselben, die erste 
EMMA, taz-Inis, die erste 
GRÜNE Liste und dann 
eben Schleyer und Stamm- 
heim - ist verknüpft mit 
ner massiven und berechtig- 
ten Pressekritik, die fak- 
tisch „gleichgeschaltet” 
war. Es folgt eine politische 
Analyse der RAF und der 
Auseinandersetzung in 'der 
Linken. Dann ein Stilbruch 
hin zu einer sehr einfühlsa- 
men und ausführlichen 
Schilderung der Ereignisse 
rund um die berüchtigte in- 
ternationale Anti-AKW- 
Demonstration in Malville, 
bei der die Polizei durch 
Gas-Granaten einen De- 
monstranten erschoß und 
mehrere schwer verletzte. 
Schließlich das politische 
Hauptstück des Werkes: 
„die Linke als politische 
Kraft ist ziemlich am Ende” 
und „ein Frühling ist in der 


BRD nicht in Sicht”. Die 
These vom Konservatismus 
der Linken: „Die Linke hat 
eine enorme Phantasie ent- 
faltet, um zu begründen, 
daß es ist, wie es ist, und 
warum es auf nicht abseh- 
bare Zeit auch nur so blei- 
ben kann.” Ob dieses Buch 
daran etwas ändern wird, 
erscheint fraglich ... 


zum Thema: 


Bericht der 
Internationalen 
Untersuchungs- 
kommission 
zum Tode 
Ulrike Meinhofs 


Kommt u.a. zu dem Schluß, 
»... daß Ulrike Meinhof tot 
war, als man sie aufhängte, 
und daß es beunruhigende 
Indizien gibt, die auf das 
Eingreifen eines Dritten im 
Zusammenhang mit die- 
sem Tod hinweisen.” Zu be- 
ziehen über den Wohltat's 
Versand, Kolonnenstr. 26, 
1000 Berlin 62, Best.-Nr. 
553-2, 80 S., DM 9,80 zzgl. 
Porto. 


Linke Liste 
Ffm (Hg.) 
Die Mythen 
knacken 


Materialien 
wider ein Tabu. 


Ausgewählte Texte der 
Linken von 1967 bis 
heute, 358 S., DM 18,-. 


Ellersiek/Becker 


Das Celler Loch 


Verlag am Galgenberg, 
Neuer Pferdemarkt 13, 
2000 Hamburg 6 


B. Häusler 
Der unendliche 
Kronzeuge 


Transit Verlag, Gneise- 
naustr. 2, 1000 Berlin 61 


„das info. 
briefe von 
gefangenen aus 
der raf aus 

der diskussion 
1973-1977” 


hrsg. von Pieter Bakker 
Schut als Dokumenten- 
Band zu seinem Buch 
„Stammheim” 

(vgl. die ausführliche Re- 
zension in Forum Recht 
2/87). Die Bundesregierung 
ist nach ‘wie vor der An- 
sicht, die Beschlagnahme 
dieser Dokumentation we- 
gen des Verdachts der Wer- 
bung für eine terroristische 
Vereinigung sei „vertret- 
bar"; wir sind der Ansicht, 
daß die Beschlagnahme po- 
litischer Bücher nie vertret- 
bar ist. 


Das schwarze 
Loch 

Oliver Tolmein/ 
Detlef zum Winkel 


Die verdrängte und un- 
terdrückte Geschichte 
der BRD, eine Bücherli- 
ste hrsg. vom Informa- 
tionsdienst e\V., Postfach 
900343, 6000 Frankfurt 
(dort zu bekommen, oder in 
jedem 'guten”” Buchladen, 
wie es immer so schön 
hieß...) 


Catholic Institute 

for International 
Relations (CIIR) 
„Right to Survive - 
Human Rights 

in Nicaragua” 


London 1987, 132 S., 
Bezug: CIIR, 22 Cole- 
man Fields, London Ni 
7AF, Great Britain 

(Pfd. 5.95) 


Die Studie des CIIR, einer 
Hilfsorganisation der katho- 
lischen Kirche, versucht — 
so das Vorwort — „einen 
Überblick über die Men- 
schenrechtsproblematik in 
Nicaragua von heute zu ge- 
ben”, wobei die Probleme 
„in den nicaraguanischen 
und mittelamerikanischen 
Kontext gesetzt” werden 
sollen. Dieser Anspruch un- 


terscheidet die Studie von 
den bekannten Menschen- 
rechts-Reporten, etwa von 
“amnesty international", 
‘Americas Watch’ und ande- 
ren und macht sie lesens- 
wert für breitere, auch völ- 
kerrechtlich nicht geschulte 
Leserschichten. 

Darüber hinaus zeigt die 
Entstehungsgeschichte der 
Studie die Ernsthaftigkeit 
und zugleich Realitätsnähe 
ihres Inhalts. CIIR selbst ar- 
beitet in Mittelamerika (u.a. 
in Honduras und Nicara- 
gua) und das vorläufige Ma- 
nuskript der Studie ging 
durch die Hände „vieler 
Leute in Nicaragua aller 
Meinungen, die frei und en- 
gagiert über Menschenrech- 
te sprachen”. Damit basiert 
es weitgehend auf der 
Wahrnehmung der Betrof- 


fenen, der Campesinos, 
Opposition, Sandinisten, 
Contras, Kirchenvertreter 


von ‘oben’ und ‘unten’ etc. 
und vermeidet den Fehler 
vieler Studien, westliche 
Wertvorstellungen zum 
Maßstab zu machen. 

Der Ausgangspunkt ei- 
ner am Kontext orientierten 
Betrachtung der Menschen- 
rechtssituation in Nicara- 
gua muß demnach die Tat- 
sache sein, daß „Nicara- 
gua ein Land im Krieg ist, 
angegriffen von Kräften, die 
in allem außer der Nationali- 
tät ihrer Truppen die Kräfte 
einer ausländischen Macht 
sind” (S. 6). Unter diesem 
Gesichtspunkt ist es mög- 
lich und notwendig, auf die 
Situation in Mittelamerika, 
Nicaragua vor der Revolu- 
tion (1979) und im Krieg ein- 
zugehen (Kapitel 2-4). 
Solch ein Ansatz, der leicht- 
hin als tendenziös und un- 
wissenschaftlich beurteilt 
wird, schließt jedoch kei- 
neswegs eine objektive und 
kritische Einschätzung der 
konkreten Menschenrechts- 
situation aus. Ganz im Ge- 
genteil: die Studie macht 
sich die allgemeinen 
Grundsätze der Menschen- 
rechte, festgelegt in der 
„Universal Declaration of 
Human Rights” (1948) und 
den „Convenants on Civil 
and Political Rights and So- 
cial and Economic Rights” 
(1966) sowie die Berichte 
der anerkannten Menschen- 
rechts-Organisationen zur 
Grundlage ihrer Einschät- 
zung der Menschenrechtssi- 
tuation in Nicaragua. 


In den Kapiteln 5-7 wird der 
Ausnahmezustand, ökono- 
mische und soziale Rechte 


und bürgerliche Freiheiten 


(Meinungs-, Relegions- 
und Versammlungsfreiheit) 
untersucht. Dabei werden 
keineswegs unschöne 
Wahrheiten unter den Tep- 
pich gekehrt oder beschö- 
nigt. Bei der Untersuchung 
des Ausnahmezustandes 
werden die Praktiken der 
DGSE („Direccion General 
de Seguridad del Estado” 
= Sandinistische Staatssi- 
cherheit), z.B. psychologi- 
sche Folter oder Unterbrin- 
gung politischer Gefange- 
ner (S. 54ff) und der TPA's 
(„Tribunales Populares Anti- 
somocistas” = spezielle po- 
litische Gerichte), z.B. kei- 
ne rechtsstaatlichen Verfah- 
ren, offen kritisiert. Darüber 
hinaus wird der Konflikt zwi- 
schen Sandinisten und „La 
Prensa” (oppositionelle ka- 
tholische Zeitung) sowie 
mit der Kirchenhierarchie 
ausführlich und ausgewo- 
‚gen dargestellt (S. 81ff) und 
den Leserinnen das Urteil 
überlassen. Auf der ande- 
ren Seite wird aber auch 
anerkannt, daß die Regie- 
rung sich bemüht, Übergrif- 
fe zu vermeiden, z.B. durch 
die Schaffung der Men- 
schenrechts-Organisation 

CNPPDH im Jahre 1980 
und daß Besserungen ein- 
getreten sind, z.B. in dem 
auf Resozialisierung basie- 


renden Gefängnissystem 
(S. 631). 
Ein weiterer wichtiger 


und radikaler Ansatz der 
Studie besteht in dem Kon- 
zept von fundamentalen 
Menschenrechten, das die 
in den letzten Jahren in pro- 
gressiven Völkerrechtskrei- 
sen und insbesondere in 
den Entwicklungsländern 
innerhalb der UNO (die 
sog. „Gruppe der 77”) auf- 
gekommene Diskussion 
über eine dritte Generation 
von sog. ‘fundamentalen 
Menschenrechten' (z.B. 
Recht auf Erziehung, Nah- 
rung, Entwicklung) treffend 
widerspiegelt. Diese fun- 
damentalen Rechte — mit 
sozialen und ökonomi- 
schen Bedürfnissen gleich- 
gesetzt — seien in Mittel- 
amerika lediglich von Costa 
Rica und Nicaragua garan- 


tiert. Traditionelle Men- 
schenrechte sind 
gemessen daran lediglich 
„subsidiary rights” und 


demgemäß unwichtiger für 


die Beurteilung der Ge- 
samtsituation der Men- 
schenrechte in einem 


Land, das primär fundamen- 
tale Rechte sichern muß 
(vgl. hierzu Kap. 6). 


Die letzten beiden Kapitel 
des Buches widmen sich 
der Entwicklung an der At- 
lantikküste (Geschichte, 
Konflikt zwischen Sandini- 
sten und indianischer Be- 
völkerung, Autonomie und 
‚Amnestie) und der neuen 
Verfassung vom Januar 
1987  (Verfassungsprozeß, 
endgültige Fassung, Ände- 
rungen). Auch hier zeichnet 
sich das Buch durch Aus- 
gewogenheit und Sachlich- 
keit aus. Treffend wird die 
Erfahrung der indianischen 
Bevölkerung der letzten sie- 
ben Jahre - enttäuscht 
von Sandinisten und Con- 
tras - als „traumatisch” 
bezeichnet und der Auto- 
nomie-Prozeß begrüßt, 
aber seine Entwicklung mit 
Fragezeichen versehen. 
Ebenso wird die Verfas- 
sung zwar als Dokument 
bedeutender rechtlicher 
Grundsätze gelobt, jedoch 
gleichzeitig erkannt, daß 
„die Wahrheit, wie mit je- 
dem Jahrhundertdoku- 
ment, darin liegen wird, wie 
es den Prüfungen der Zeit 
widersteht” (S. 113). 

Die Schlußfolgerung der 
Studie, daß „die Situation 
nicht die Situation einer Re- 
gierung totalitärer Herr- 
schaft” ist, deckt sich mit 
dem Gesamturteil aner- 
kannter Menschenrechtsor- 
ganisationen, etwa „Ameri- 
cas Watch”: „Wir stellen 
zum wiederholten Male 
fest, daß die nicaraguani- 
sche Regierung nicht sy- 
stematisch Kriegsrecht ver- 
letzt noch das Recht auf Le- 
ben oder phasische Integri- 
tät, noch vorsätzlich Men- 
schen verschwinden läßt” 
(in: Human Rights in Nica- 
ragua”, 1987, S. 7). 

Die momentane Entwick- 
lung in Mittelamerika 
(Stichwort ‘Friedensplan') 
und Nicaragua (Wiederzu- 
lassung von „La Prensa” 
und „Radio Iglesia”, Einrei- 
se von ausgewiesenen 
Geistlichen etc.) bestätigt 
den Gesamttenor der Stu- 
die und macht sie noch in- 
teressanter und wichtiger, 
um die derzeitigen Entwick- 
lungen in Nicaragua verste- 
hen zu können. Der Kom- 
plexität des Konfliktes in Ni- 
caragua gerecht zu wer- 
den, scheint der 
westdeutschen und  briti- 
schen Presse und den Soli- 
daritätsbewegungen nicht 
möglich zu sein. Mit „Right 
to Survive” wurde eine Stu- 
die vorgelegt, die zeigt, daß 
dies möglich ist. 

(Kai Ambos, München) 


Hans-Ludwig 
Schreiber, Rudolf 
Wassermann (Hrsg.) 


Gesamtreform 
des 


Strafverfahrens 
Luchterhand 1987, 
248 S., 48,- DM 


Die Gesamtreform des bun- 
desrepublikanischen Straf- 
prozeßrechts - 1964 im 
Bundestag einstimmig be- 
schlossen — wurde bereits 
1972 in der Begründung 
des 1. Strafverfahrens- 
Reformgesetzes ausdrück- 
lich aufgegeben. Auch eine 
„Reform in Teilschritten” 
wird heute von Sachken- 
nern als gescheitert ange- 
sehen. Mit den zahlreichen 
Prozeßrechtsnovellen der 
siebziger Jahre, welche der 
Terrorismusbekämpfung 
und der Entlastung der 
Strafjustiz dienten, hatte 
der Gesetzgeber die ur- 
sprünglichen großen Re- 
formideen frühzeitig wieder 
zu den Akten gelegt. Die 
Tendenz zu einer rechts- 
staatlichen Verstärkung der 
Beschuldigtenrechte, die 
bis in die sechziger Jahre 
hinein vorherrschend war, 
wurde in verschiedenen Be- 
reichen wieder umgekehrt. 
Auch die StPO-Novellie- 
rung des Jahres 1987 war 
eher an Augenblicksbedürf- 
nissen orientiert, oder aber 
sie diente der rechtspoliti- 
schen Kosmetik (wie etwa 
das sog. Opferschutz- 
gesetz). 

Die Erarbeitung einer re- 
formpolitischen Gesamtper- 
spektive scheint zur Zeit in 
Politik und Wissenschaft 
wenig gefragt zu sein. 

Als um so interessanter 
ist daher der Versuch zu 
werten,, welcher auf dem 
1986 stattgefundenen Inter- 
nationalen Christian-Bro- 
da-Symposion (benannt 
nach dem kürzlich verstor- 
benen österreichischen 
Rechtsreformer und Peoliti- 
ker C. Broda) unternommen 
wurde, nämlich konzeptio- 
nelle Ansätze einer derarti- 
gen strafprozeßrechtlichen 
Gesamtreform zu entwer- 
fen und zu diskutieren. 

Der nun vorliegende Ta- 
gungsbericht enthält Refe- 
rate und auch Diskussions- 
beiträge, die auf dem dreitä- 
tigen Symposion vorgetra- 
gen wurden. Wesentlich 
neues wird der Leser nicht 
finden. Gleichwohl ist es 
spannend, zahlreiche ak- 


tuelle 
Diskussionsstränge in die- 
sem Band auf die Frage hin 
ausgerichtet zu sehen, wie 
diese Ansätze in eine Ge- 
samtreform der StPO ein- 
gebunden werden können: 


kriminalpolitische 


Einleitend gibt H.-L. Schrei- 
ber einen kurzen histori- 
schen Abriß über die Ent- 
wicklung der Reformdebat- 
te. C. Roxin geht in seinem 
Referat der Frage nach, 
welches Gesamtkonzept 
der Strafprozeßreform zu- 
grunde gelegt werden soll- 
te. Hierbei beschränkt er 
sich auf die Darstellung ei- 
niger Leitlinien rechts- und 
sozialstaatlichen Gehalts. 
Im wesentlichen schlägt er 
vor, den wegen schwerer 
Delikte Angeklagten „alle 
Rechtsgarantien eines kon- 
tradiktorischen Verfahrens 


(zu) bieten” (S. 23); für Er- 
sttäter oder Bagatelltaten 
sollen kooperative Formen 
der Konfliktregelung (ge- 
meint sind Formen des 
Täter-Opfer-Ausgleichs) in 
das Strafprozeßrecht ver- 
stärkt eingefügt werden. 

R. Wassermann unter- 
sucht in seinem Beitrag das 
Problem der Verminderung 
des Machtgefälles im Straf- 
verfahren. 

Funktion, Status und Stel- 
lung des Verteidigers in re- 
formierten Strafverfahren 
beschreiben W. Hassemer 
und E. Wahle. Die Rolle des 
Richters hat der Beitrag von 
A. Hauser zum Gegen- 
stand. PR Riess beschäftigt 
sich mit den Möglichkeiten 
informeller Erledigungsar- 
ten und Bummel er Ka 
fahren bei 
Kriminalität. 


Und Schließ. 


lich referiert R. Moos über 
die Reform der Rechtsmit- 
tel im Strafprozeß. 


Es bleibt abzuwarten, ob 
der vorliegende Band die 
seit mehr als einem Jahr- 
zehnt stagnierende Arbeit 
an der Reform des Strafpro- 
zesses positiv beeinflußen 
wird. Angesichts der derzei- 
tigen politischen Großwet- 
terlage bedarf es allerdings 
einer gehörigen Portion Op- 
timismus, wollte man dies 
annehmen. 

Rolf Theißen 


% Broschüre: „Dokumente & Arbeitsberichte* 
der internationalen Konferenz von Harare (24.-27. September 1987) 
über „Kinder, Unterdrückung und das Recht in Apartheid-Südafrika“ 
(kostenlos). 


© Südafrika-Fotoausstellung: „Annäherungen an die Freiheit“ 
Die thematisch bislang umfassendste Ausstellung in deutscher 
Sprache. 20 großformatige Tafeln (DIN A 1) mit Text und zahlreichen 
Bildern. Stabile Kartonierung. Preis: 52 DM (incl. Versandkosten). 


Bezug: medico international, Obermainanlage 7, 6000 Frankfurt/M. 1, 
Telefon 069/499 0041. 


Beiträge zur Theorie und zum 
Wandel politischer und sozialer 
Institutionen. Mit Texten von 
Gerhard Gäöhler, Bernhard 
Claußen, Jürgen Fijalkowski, 
Detlef Perner, Roland Czada, 
Werner Pfennig u. a. 
Stichworte zum Inhalt: Institu- 
tionentheorie, Eliten, direkte 
Demokratie, Interessenvermii 
lung, Verwaltungshandeln, pı 
tische Rituale, Ausländerwahl- 
recht, internationale Vergleiche 
ca. 290 Seiten, DM 24,80 

ISBN 3-924800-63-4 


* 19.00 


Thomas Meyer (Hg.) 
LIBERALISMUS UND 
SOZIALISMUS 


Beiträge zum Verhältnis zweier 
Ideologien und gesellschaftli 
cher Bewegungen. Texte vo! 
‚Angelo Bolaffi, Otto Dann, Die- 
ter Haselbach, Istvän Hülvely, 
Otto Kallscheuer, Jifi Kosta, 
Mario Telö u. a. 


136 Seiten, DM 19,80 
ISBN 3-924800-07-3 


11.30-14.00 


14.00-14.30 


* 


14.30-16.00 
16.00-19.00 
19.00-20.00 
20.00 


Karl Theodor Schuon 
POLITISCHE THEORIE 
DES DEMOKRATISCHEN 
SOZIALISMUS 


Eine Einführung in die Grund- 
elemente einer normativ-kriti 
schen Theorie demokratischer 
Institutionen und Begründung 
konkreter Reform- und Demo- 
kratisierungsvorschläge 
320 Seiten, DM 19,80 
ISBN 3-924800-61-8 


10.00-13.00 


13.00-14.00 
14.30-18.00 


SP-Verlag, N. Schüren, 18.00-19.00 
Deutschhausstr. 31, 

3550 Marburg. 
Auslieferung: 
BücherPresse, Pf. 500266 
2000 Hamburg 50 
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Es geht um: 
-bundesweite Strukturen links-alternativer Jura-Gruppen 
- Struktur / Inhalt / Funktion / Zukunft von Forum Recht 


Freitag, 29.4.1988 


Samstag, 30.4.1988 


Sonntag, 1.5.1988 
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Bundestreffen 


Wolfgang Luthard der an Forum Recht 
Arno TOR (ng) beteiligten Gruppen 
UND REPRÄSENTATION Do. 28.4. - So. 1.5.1988 
in Bochum 


Interessierte wenden sich bitte an die Kontakt- 
adressen oder an 

Christian Rath 

Wilmersdorfer Str. 14 

1000 Berlin 10 

Tel.: 030 / 342 97 71 


Tagesordnung - Programm 
Donnerstag, 28.4.1988 


Begrüßung, Vorstellung der Tagesordnung, 
Organisatorisches (Bettenverteilung u.ä.), 
Fete 


Selbstdarstellung der einzelnen Gruppen 
Diskussion über die Möglichkeiten stu- 
dentischer Interessenvertretung und Arbeit 
kritischer StudentiInnengruppen an bun- 
desdeutschen Hochschulen 

Aufteilung in Arbeitsgruppen 

@ AIDS und Recht 

®@ Gentechnologie und Recht 

@ Umweltrecht 


@ Hochschulpolitik 

@ 5 166 StGB-Beschimpfung von Reli 
gionsgesellschaften 

Pause 

Arbeitsgruppen 

Pause 

Plenum 


Bericht aus den Arbeitsgruppen mit an- 
schließender Diskussion 

Mittagspause 

Referat über die bisherige Entwicklung von 
Forum Recht (Vertreter der ehemaligen Re 
daktion von FoR) 

Referat über die Arbeit der neuen Bielefel- 
der Redaktion und die Stellung zum Verlag 
Diskussion über die Funktion von Forum 
Recht in Zukunft 

Ausblick: Bundesweite Zusammenarbeit 
links-alternativer Juragruppen in Zukunft 


Teilnahme an 1.Mai-Demo 
„Jurastudentinnen heraus zum 1.Mai” 


Ingo Müller 
Furchtbare 
Juristen. 


Die unbewältigte Ver- 
gangenheit unserer Ju- 
stiz, Kindler Verlag Mün- 
chen 1987, 320 S., 24,- 


Furchtbare Juristen: freige- 
sprochen oder niemals an- 
geklagt. Ingo Müllers Plä- 
doyer gegen eine Verdrän- 
gung der unbewältigten 
Vergangenheit unserer Ju- 
stiz - eine Bestandsauf- 
nahme zur Politischen Ju- 
stiz im Dritten Reich und ih- 
rer personellen Konituität 
nach 1945. 

Was damals Recht war, kön- 
ne heute doch nicht Un- 
recht sein, äußerte der ba- 
den-württembergische Mini- 
sterpräsident Filbinger’ er- 
staunt ungläubig, bevor er 
wegen seiner umstrittenen 
Tätigkeit als Marinerichter 
während des Nationalsozia- 
lismus zurücktreten mußte. 
In diesem Ausdruck der Un- 
belehrbarkeit, des Behar- 
rens auf der Rechtmäßig- 
keit der unmenschlichen 
NS-Justiz, sieht Ingo Müller 
den Begriff „Furchtbare Ju- 
risten” pointiert zusammen- 
gefaßt charakterisiert. Daß 
der Marinerichter Filbinger, 
der noch nach der deut- 
schen Kapitulation in einem 
Fall wegen angeblicher 
„wehrkraftzersetzender Ge- 
horsamsverweigerung” auf 
sechs Monate Gefängnis 
entschied, kein Einzelfall 
war, belegt Müllers brillant 
recherchiertes, faktenrei- 
ches Buch eindrucksvoll. 

Es schildert - begin- 
nend mit Bismarcks_ultra- 
konservativen Säube- 
rungsmaßnahmen - die 
zunehmende Staatsfixiert- 
heit der deutschen Richter- 
schaft, die vom Ideal eines 
„wertfreien”, entpolitisier- 
ten Rechtspositivismus 
träumte. Von unverhohlener 
politischer Sympathie ist al- 
lerdings bereits 1924 der 
Münchner Hochverräterpro- 
zeß geprägt, der zur Macht- 
demonstration der NSDAP 
gerät. Ganz im Sinn eines 
Freund-Feind-Denkens 
Carl Schmitt'scher Prä- 
gung beginnt die gerichtli- 
che Verfolgung von Juden 
und Kommunisten, gleich- 
zeitig die Privilegierung 
Rechtsradikaler. Mit dem 
Aufbau der Schwarzen 
Reichswehr entgegen dem 
Versailler Friedensvertrag 


ist für Ingo Müller die Vorge- 
schichte einer verhängnis- 
vollen Erosion des Rechts 
abgeschlossen: „Staatsnot- 
stand” rückt zur alles recht- 
fertigenden Rechtskonstruk- 
tion auf. 

Im folgenden Hauptteil 
seines Buches liefert Müller 
eine - mit Wertungen er- 
freulich sparsame — Analy- 
se der einzelnen Elemente 
der NS-Justiz in ihrem Funk- 
tionszusammenhang: un- 
tersucht werden unter ande- 
rem die nationalsozialisti- 
schen „Säuberungen” in 
Justiz, Anwaltschaft und 
Universität, die Nürnberger 
Gesetze, Zwangssterilisa- 
tion und „Euthanasie”, die 
Gestapo in ihrer Funktion 
als Urteilskorrektiv sowie 
die unterschiedliche Rolle 
von Sondergerichten ung 
Militärgerichten, 
Reichsgericht und Volksge- 
richtshof. Dabei ist die Art 
und Weise, wie Ingo Müller 
das bestürzende Material 
entfaltet, bemerkenswert: 
bekannte Fakten, scharisin- 
nig recherchierte Einzelfäl- 
le und zahlreiche Dokumen- 
te fügen sich zu einem Ge- 
samtbild der NS-Justiz zu- 
sammen, das nicht von 
einigen wenigen unmensch- 
lichen Charakteren gekenn- 
zeichnet war, sondern - 
wie es Verfassungsrichter 
Martin Hirsch im Vorwort 
formuliert - von Wort- und 
Verfahrensfunktionären, 
die die imperative des 
Schreckens so penibel er- 
füllten wie die Reinigung ei- 
ner Waffe. So ist beispiels- 
weise eine im Original wie- 
dergegebene Kostenrech- 
nung, die den Angehörigen 
Hingerichteter zur Erstat- 
tung zugesandt wurde, er- 
schütterndes Zeugnis der 
bürokratischen Akribie, mit 
der am Volksgerichtshof die 
Vernichtung von Menschen 
betrieben wurde. 


Im dritten — als „Fortset- 
zung” betitelten - Ab- 
schnitt seines Buches weist 
Ingo Müller anhand von Ju- 
ristenkarrieren die weitge- 
hende personelle Kontinui- 
tät der NS-Justiz nach. Er 
schildert, mit welch unge- 
brochenem Selbstverständ- 
nis sich die Justiz nach 
dem Zusammenbruch eta- 
blierte und an die „gute al- 
te” Tradition anknüpfte. Als 
Beispiel mögen die von Mül- 
ler vorzüglich analysierte 
Rechtsprechung des BGH 
zur Täterschaft (gelegentli- 
ches Umschwenken zur 
subjektiven Theorie, vorbe- 


reitet in BGHSt 18, 87° — 
Stachynskij) und zum Ge- 
waltbegriff (BGHSt 23, 46 
— Laepple) sowie die zwei- 
felhafte Rolle des damali- 
gen Ministerialdirigenten 
Eduard Dreher bei der Am- 
nestie durch Art. 1 EG- 
OWiG genügen. 

Ingo Müller ist mit sei- 
nem neuesten Buch ein auf- 
regendes Plädoyer gegen 
eine Verdrängung der un- 
bewältigten Vergangenheit 
unserer Justiz gelungen. 
Es ist — so Martin Hirsch 
zutreffend — eine „mitrei- 
Bende Darstellung, die be- 
klommen macht und den 
Nachtschlaf raubt.” 

Christoph Bunk 


Materialien 


© Broschüre der 
„Bundesarbeits- 
gemeinschaft k 
scher Polizisten 
und Polizistinnen” 
mit einem Aufruf an ihre Kol- 
leginnen, Polizeieinsätze 
zu verweigern, die gegen 
die Menschenrechte versto- 
Ben, 100 Ex. DM 10,-, Über- 
weisung auf Konto Wilfried 
Kerntke, PGA Frankfurt Nr. 
276336-609 


rungsrundbrief 
12/13 


einfach DM 5,- (ab 5 Ex. 4,-) 
einsenden an Umweltzen- 


trum, Elfbuchenstr. 18, 
3500 Kassel 


© Der neue Video- 
Katalog der 
Medienwerkstatt 
Freiburg 

„Video-Front - erweiterte 
Auflage 1987”, Schutzge- 
bühr DM 8,-, zu beziehen 
über Medienwerkstatt Frei- 


burg, Konradstr. 20, 7800 
Freiburg, 0761/70 97 57 


@ ‘Isolations-Haft’ 
Katalog zur Wanderausstel- 
lung über Buchvertrieb, 
Grimmstr. 27, 1000 Berlin 
61, 030/6933069 


@ Mescalero 

Zeitung über politische Ge- 
fangene, Heft 1/87 - einfach 
DM 4,- einsenden an Mes- 
calero, Mainzerlandstr. 147, 
6000 Frankfurt 


® Atomraketen = 
Frieden? 

Sitzen = Gewalt? 
Broschüre zu $ 240 StGB 
von „Richter und Staatsan- 
wälte für den Frieden”, 10 
Ex. für DM 5,- + Porto über 
Elke Döring, Hardenberg- 
str. 9, 1000 Berlin 12 


© Hans Weiss/ 
Tessa Prager: 
Kriminelle 
Geschichten. 
Ermittlungen über die Ju- 
stiz, Kiepenheuer & Witsch 
1987, 240 S., DM 24,80. 
Ob dieses Buch mit seinen 
sieben Ermittlungs-Berich- 
ten zwischen Rente und 
Mord, Wirtschafts- und Um- 
weltkriminalität, Justizalltag 
und Referendarausbildung 
nur eines unter mittlerweile 
unzähligen Werken des Ju- 
stizjournalismus ist, oder 
sich positiv und wenn ja wie 
von diesen abhebt, mögen 
die LeserInnen selbst ent- 
scheiden. 


® Schuldig. 

Das Urteil gegen 
Adolf Eichmann 
hrsg. von Avner W. Less, at- 
henäum 1987, 340 S., DM 
48,- 

Das am 11. Dezember 1961 
vom Bezirksgericht Jerusa- 
lem gegen Adolf Eichmann 
verhängte Todesurteil liegt 
nun erstmals in einer 
deutschsprachigen Doku- 
mentation vor. 


© Broschüren des 
Deutschen 
Mieterbundes 

1. Mieterschutz aktuell 

2. Die „Zweite Miete” 
(Heiz-und NK) 

3. Geld sparen beim Umzug 
4. Wohnungsmängel und 
Mietminderung 

5. Alle Mieterrechte auf ei- 
nen Blick 

6. Das neue Recht der So- 
zialmiete 

7. Wohngeld 

jeweils DM 5,- (ab 10 Ex. 
DM 350) über Verlagsge- 
sellschaft des Deutschen 
Mieterbundes m.b.H., Post- 
fach 410 269, 5000 Köln 41 


Kritische Justiz 


Heft 3/87 

Torsten Eichler-Weiskorn/ 
Holger Pöppel, Unterneh- 
mende Arbeiter oder arbei- 
tende Unternehmer? De- 
mokratische Arbeitsstruktu- 
ren in den Fesseln des bür- 
gerlichen Rechts; Bernd 
Asbrock, Die Richterblocka- 
de. „Ein Anschlag auf das 
Vertrauen in den Rechts- 
staat?” 


Heft 4/87 

Alexander Blankennagel, 
Gentechnologie und Men- 
schenwürde; Dieter Sterzel, 
Tschernobyl und keine 
Rechtsfolgen; Jacob Mar- 
tin, der Hanauer Alkem- 
Prozeß; Thilo Weichert, Ju- 
stizielle Massenabfertigung 
von Volkszählungsgegnern 


Vorgänge 

Heft 89 (Sept. 1987) 

Zwei Beiträge zur Richter- 

blockade: Helmut Kramer, 

Richter werden aktiv; Ulrich 

Vultejus, Ein Justizminister 
‚ steuert seinem Ende zu. 

Heft 90 (Nov. 1987) 

Schwerpunktthema: 

nergewalt 


Män- 


Heft 91 (Jan. 1988) 
Schwerpunktthema: Volks- 
zählung, u.a. mit Beiträgen 
von Klaus Brunnstein, Mi- 
chael Schubert und Udo 
Kauß; Rolf Gössner, De- 
monstrationsfreiheit unter 
Mordverdacht 


Krimino- 
logisches 
Journal 


Heft 3/87 

Reinhard Kreissi, Dialektik 
der Aufklärung (über das 
problematische Verhältnis 
der Polizei zur Wissen- 
schaft et vice versa 


Demokratie 
und Recht 


Heft3/87 

Udo Reifner/Gundula Kno- 
bloch, Anwaltsschwemme 
und freie Advokatur. Ideolo- 
gie und Wirklichkeit anwalt- 
licher Einkommens- 
probleme. 


Heft 4/87 
Uwe Lahl/Barbara Zesch- 
mar-Lahl, Das neue Was- 


serrecht — eine kritische 
Bestandsaufnahme; Martin 
Kutscha, Datenschutz -— 


Barriere gegen den Sicher- 
heitsstaat? 


psychologie und 
gesellschafts- 
kritik 


Heft 42/43 (1987) 

„Gaston”, Psychologen der 
„Inneren Sicherheit” oder 
„Hilf der Polizei — schlag 
zusammen”. 
„Prä- 


dich selbst 
(Schwerpunktthema 
vention/Intervention”) 


Kriminal- 
soziologische 
Bibliographie 


Heft 55 (1987) 
Schwerpunkt: 
tung der 
Beiträge über Berufssoziali- 
seo, Juristenausbildung 
u. 


Heft 56/57 (1987) 

Staat — Recht - Strafe, 15 
Jahre Institut für Rechts- 
und Kriminalsoziologie, 
Wien 


Recht & 
Psychiatrie 


Heft 3/87 

Horacio Riquelme, Südame- 
rika: Menschenrechte und 
psychosoziale Gesundheit 


„eilip” — 
Bürgerrechte 
und Polizei 


Heft 27 (2187) 

Schwerpunkt: Verfassungs- 
schutz u.a.: Jürgen Seifert, 
Verfassungsschutz und 
Volkszählung. Über ein Ge- 
heimpapier des nds. Verfas- 
sungsschutzes; Uwe Behn- 
sen/Jürgen Trittin, Das „Cel- 
ler Loch”. 


Heft 28 (3/87) 
Schwerpunkt: Verfassungs- 
schutz — Skandal-Chronik, 
Schmücker-Prozeß, Kon- 
trolle 


GEHEIM 


Nr. 2 — 1987 (Vol 5) 
Thilo Weichert, Bürokrati- 
sche Geheimniskrämerei. 
Das Landesamt für Verfas- 
sungsschutz in Baden- 
Württemberg. Vertrieb: Ge- 
heim, Lütticher Str. 14, 
5000 Köln 1, Einzelheft DM 
750, Jahresabo (4 Hefte) 
45,— (Studin 22,50) 


info demokratie 


Heft 4/87 
Schwerpunktthema: Be- 
rufsverbote, mit zahlreichen 
Dokumenten. 


Heft 1/88 
Schwerpunkt: Demonstra- 
tionsrecht 


Vertrieb: DFU, AK Demokra- 
tie, Amsterdamer Str. 64, 
5000 Köln 60, Stück DM 
1,- + Porto 


links — 
Sozialistische 
Zeitung 


Nr. 212, Nov. '87 
Schwerpunkt u.a.: Deut- 
scher Herbst. Wolf-Dieter 
Narr, Ausnahmezustand 
und Normalität. Herbst 
1977 und Herbst 1987; Hei- 
ner Busch, Kommissar 
Computer. INPOL - Ge- 
schichte eines Herrschaft- 
sinstruments. 

Vertrieb: Verlag 2000, Post- 
fach 102062, 6050 Offen- 
bach 1, Einzelheft DM 5,-, 
Jahresabo (12 Hefte) DM 
49,- 


Dr. med. Mabuse 


Nr. 50, Okt./Nov. '87 
Matthias Borchert, In-vitro- 
Fertilisation. Menetekel 
oder Morgenrot? 

Vertrieb: Mabuse- 
Aboservice, Postfach 52, 
6107 Reinheim, Einzelheft 
DM 5,-, Jahresabo (6 Hef- 
te) DM 30,- 


Wechselwirkung 


Nr. 35, Nov. '87 

Ernst Rößler, Die rechtli- 
chen Spätfolgen von 
Tschernobyl. Neue EG- 
Grenzwerte; u.a. Beiträge 
zu B-Waffen, „Mannsch” 
und Technologie. 


Kritische Viertel- 
jahresschrift für 
Gesetzgebung 
und Rechtswis- 
senschaft 


Heft 2/87 

Uwe Wesel, Ja, wenn das 
Berliner Kammergericht 
nicht wäre - seine Ge- 
schichte und seine Gegen- 
wart; im übrigen Schwer- 
punktthema: Krise des 
Wohlfahrtsstaates!? 


Heft 3/87 

Reinhard DammiDieter 
Hart, Rechtliche Regulie- 
rung riskanter Technolo- 
gien (am Beispiel der Gen- 
technologie); Ernst- 
Wilhelm Luthe/Hans Al- 
brecht Hesse, Prüfung und 
Berufswahlfreiheit (am Bei- 
spiel der studienbegleiten- 
den Leistungskontrollen) 


Heft 4/87 

Schwerpunkt: Mehrheit, 
Minderheit und Gesetzge- 
ber im Zeitalter der Verwis- 
senschaftlichung sozialer 
Probleme; Kontroverse um 
das Ausländerwahlrecht 
zwischen Isensee, Papier, 
Rittstieg und Zuleeg 


Blätter für 
deutsche und 
internationale 
Politik 


Heft 11/87 

Uwe Günther, Eine unde- 
mokratische Farce - die 
Richterwahlen zum Bun- 
desverfassungsgericht. 


Kommune - 
Forum für Politik, 
Ökonomie, 
Kultur 


Heft 11/87 

Joscha Schmierer, Amne- 
stie! Bezug: Buchvertrieb 
Hager, Postfach 111162, 
6000 Frankfurt 1, Einzelheft 
DM 6,-, Jahresabo (12 Hef- 
te) DM 66,- 


Streit - 
Feministische 
Rechtszeitschrift 


Heft 4/87 

Susanne Baer, Neue Geset- 
ze gegen Pornographie?; 
Andrea Dworkin/Cathrine 
A. MacKinnon, Bürger- 
rechtsgesetz gegen Porno- 
graphie 


atom 

Sonderausgabe 18/19 (Jan. 
1988) 

Sonderteil „Startbahn- 
Schüsse” 


Bezug: atom, c/o Günter 
Garbers, Posener Str. 22, 
2121 Reppenstedt, DM 6,- 


m-Klartext 


Blaubuch 


Peter Brollik / 
Klaus Mannhardt (Hg.) 
Blaubuch 1958 
Kampf dem Atomtod - 
Dokumente 
BRaRL . | und Aufrufe 

— 320 S., 
se T Kunst | 14,80 DM 


30 Jahre Friedensbewegung - 30 Jahre 
Kampf dem Atomtod. Zur Jahreswende 
1957/58: veröffentlichte das „Friedenskomitee 
der Bundesrepublik Deutschland” eine 
Sammlung von Dokumenten und Aufrufen, in 
denen der breite Widerstand gegen die ato- 
mare Aufrüstung der Bundesrepublik deut- | 
lich werden sollte. 

Die erneute Veröffentlichung enthält die Auf- 
rufe von Gewerkschaften, zahlreichen SPD- 
Gliederungen, Ergebnisse von Meinungs- | 
umfragen, Beschlüsse von Stadträten und 
Landesregierungen, Stellungnahmen von 
Frauenorganisationen, Studentenpariamen- | 
ten, Kirchen und vieler Prominenter: Von | 
Werner Heisenberg, Carl Friedrich von Weiz- 
säcker, Ernst Rowohlt und Robert Jungk bis 
Dieter Borsche, 


Klartext Verlag, Viehofer Platz 1 
4300 Essen 1, Tel.: 0201 / 23 45 38 


\ „liberalitas Bavariae” 


| Initiativen gegen den Tieffluglärm 


Inhalt 233 1/88 


| Dieter Hummel 


Die Gewalt, der Staat und 
die Grünen 


Dr. Reinhard Wieczorek, München 
Die Wiederaufbereitungs- 
anlage in Wackersdorf 

als Prüfstein der 


199 


202 


AIDS macht’s möglich: 


METHADON 

Gespräch mit Piet Schuin, Geschäftsführer 
der Drogenberatung e.V. Bielefeld, und 
Michael Wiese, Mitarbeiter der Drogenbe- 
ratung und im Vorstand der AIDS-Hilfe, 
Bielefeld 


Günther Frankenberg 
Bayern, AIDS und das Recht 


Roland Appel 

Wie geht’s weiter? 

Nach dem Volkszählungs- 
boykott 


Thomas Mathiesen 
Prävention 
staatlicher Kriminalität 


Eisenhart v. Loeper, Nagold 


Viel Lärm um nichts?! 
Erfahrung und Beurteilung rechtlicher 


206 


212 


217 


219 


Uwe Günther 

Mit Recht gegen Neo-Nazis? 
Sieben Thesen gegen ein 
Verbot von FAP und NF 


Annelie Buntenbach 
Für ein Verbot faschistischer 
Wiederbetätigung 


Real-sozialistischer 
Abolitionismus 


227 


| „Aus Anlaß des 38. Jahrestages 


der Gründung der DDR...” 229 


„here’s to you...” - 
Der politische Justizmord 
an Sacco und Vanzetti 


Kurzberichte 

Juristische Staatsprüfung 1986, Rechtsbera- 
tung für Studentenschaft, Info zum Strafvoll- 
zug in Praxis und Rechtsprechung, Neues aus 
den Fachschaften München und Bielefeld, Ein 
Hilferuf aus Kolumbien, Verfassungswidrige 
Prüfungen 


231 


Rezensionen 
Materialien 


bekommen 
ihr Recht 


Wenrm Si die Abonnement-Bestellkarte ausfüllen, ausschneiden, auf eine 

Postkarte kleben, diese an den Klartext-Verlag, Viehofer Platz 1 in 
4300 Essen 1 adressieren, eine Briefmarke organisieren und befestigen können - und Ihnen der 
Weg zum Briefkasten nicht zu weit ist. 


Lieferanschrift für die Zeitschrift Ü Hiermit bestelle ich ein Abonnement / 
Förderabonnement der Zeitschrift 
FORUM RECHT 


Name, Vorname 
U Ich möchte ein Abonnement 
der Zeitschrift FORUM RECHT 
Straße, Nr. verschenken. 


Bitte beachten Sie: Geschenkabonnements werden | 

von uns erst nach Zahlungseingang bearbeitet. | 

PLZ, Wohnort Bitte geben Sie auf dem Überweisungsformular den 
Namen des Beschenkten an. 


D Ein Verrechnungsscheck über den Betrag von 12,50 DM / 50,- DM * liegt bei 


D Der Betrag von 12,50 DM / 50,- DM wurde von mir auf das Konto Nr. 204 610 (BLZ 360 501 05) bei der 
Stadtsparkasse Essen / auf das Konto Nr. 1940 68 - 437 (BLZ 360 100 43) PGA Essen überwiesen. * 


DO Bitte schicken Sie mir eine Rechnung, die ich sofort nach Eingang bezahlen werde, 
da mir bekannt ist, daß ansonsten die Lieferung eingestellt wird. 


Ein Abonnement umfaßt 4 Ausgaben incl. 7% MwSt und Versandkosten 
Die erste Lieferung der Zeitschrift erfolgt mit der nächsten Ausgabe. | 
Das Abonnement gilt zunächst für ein Jahr, es verlängert sich automatisch um jeweils ein weiteres Jahr, wenn 
nicht spätestens zwei Monate vor Ablauf der Bezugszeit schriftlich gekündigt wird. 

Mir ist bekannt, daß ich diese Bestellung innerhalb von 14 Tagen schriftlich widerrufen kann 


Datum Unterschrift 


* Nichtzutreffendes bitte streichen 


